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3Editorial

Editorial

Zu diesem Heft

„Die Bourgeoisie kann nicht existieren, ohne die Produk-
tionsinstrumente, also die Produktionsverhältnisse, also 
sämtliche gesellschaft lichen Verhältnisse fortwährend zu 
revolutionieren. Unveränderte Beibehaltung der alten 
Produktionsweise war dagegen die erste Existenzbedin-
gung aller früheren industriellen Klassen. Die fortwäh-
rende Umwälzung der Produktion, die ununterbrochene 
Erschütterung aller gesellschaft lichen Zustände, die ewi-
ge Unsicherheit und Bewegung zeichnet die Bourgeoi-
sepoche vor allen anderen aus. Alle festen eingerosteten 
Verhältnisse mit ihrem Gefolge von altehrwürdigen 
Vorstellungen und Anschauungen werden aufgelöst, 
alle neugebildeten veralten, ehe sie verknöchern können. 
Alles Ständische und Stehende verdampft , alles Heilige 
wird entweiht, und die Menschen sind endlich gezwun-
gen, ihre Lebensstellung, ihre gegenseitigen Beziehungen 
mit nüchternen Augen anzusehen.“ 

Marx/Engels 1848/1972: 465; 
vgl. Berman 1988; Stedman Jones 2002

Nachdem gegenwärtig in vielen Feuilletons auf Marx verwiesen, von Konser-
vativen wie Charles Moore bis Frank Schirrmacher der Linken ob ihrer Ana-
lysen Recht gegenüber den Rechten gegeben und von Warren Buff ett „Stopp 
Coddling Th e Super-Rich“ (New York Times v. 14.8.11) und Michael Naumann 
„Wir brauchen bürgerliche Kontrollen, die der Fuck-you-Politik der Finanzwelt 
etwas entgegensetzen“ (FAS v. 28.8.11) gefordert wird, scheint es an der Zeit, 
sich Gedanken über gesellschaft liche Verhältnisse und Perspektiven, damit auch 
über gesellschaft spolitische Strategien und ihre Träger, für eine Zeit nach der 
Herrschaft  des Neoliberalismus zu machen – nicht zuletzt auch um die vom 
Neoliberalismus und seinen Trägern verursachten gesellschaft lichen Probleme 
und Zerstörungen zu bearbeiten (vgl. dazu etwa die Widersprüche-Heft e 69, 85, 
97, 98, 99, 102, 105, 119/120). 

Dabei geht es zunächst einmal darum, sich zu vergegenwärtigen, was es mit 
Genesis und Geltung des Neoliberalismus auf sich hat(te), welche Klasseninte-
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ressen und Klassenstrategien hier maßgeblich waren, was zum „Aufl eben“ des 
Finanzkapitals warum beigetragen und zu welchen Folgen geführt hat, bevor 
nach Alternativen gefragt und gesucht werden kann.

„Die historische Dimension der gegenwärtigen Krise sprengt die tradierten 
Formen der Krisenbewältigung. Denn erstens sind Staaten und nicht mehr private 
Banken oder Unternehmen verschuldet, zweitens hat die Höhe der Verschuldung, 
gemessen am jeweiligen Sozialprodukt oder den Exporteinnahmen, fast absurde 
Dimensionen erreicht, und drittens sind die Gläubiger nicht einzelne Staaten 
oder Unternehmen, sondern das hochgradig verfl ochtene und sensible System 
der transnationalen Banken. Die Rückwirkungen von Bankenzusammenbrüchen 
wären global und für die gesamte Weltwirtschaft  fatal. Dem Charakter dieser 
in den ‘normalen’ kapitalistischen Formen nicht mehr zu ‘bereinigenden’ Krise 
entsprechend können die Vorschläge zur Bewältigung der Krise nur radikal sein: 
Es ist unmöglich, aus den Schuldnerländern Jahr für Jahr einen Nettokapitalex-
port herauszupressen, der noch nicht einmal ausreicht, um die Schuldenlast zu 
verringern; im Gegenteil, die Schulden haben trotz heroischer Anstrengungen 
der verschuldeten Länder noch zugenommen. Das bislang praktizierte System 
der kurzfristigen Umschuldungen kann den Augenblick der Wahrheit hinaus-
schieben, aber nicht vermeiden“, schrieb Elmar Altvater einleitend 1985 in einem 
Interview mit Fidel Castro mit dem Titel „Die Verschuldungskrise der Welt-
wirtschaft  und die aufh altsame Zerstörung des Kapitalismus durch die Banken“ 
(Castro 1985: 544) – und wir erfahren grade Mitte Oktober 2011, dass „man 
nun damit rechnet, Griechenland werde mindestens 250 Milliarden Euro in den 
nächsten Jahren benötigen […].

Folgt man der Analyse des Aufstiegs des Neoliberalismus von Keith Dixon 
(2000; vgl. Hirschman 1995; Saul 1997; Todd 1999; Bourdieu 2004), dann wer-
den Vorgeschichte, Geschichte und Ende dieser Erscheinungsweise von Finanzka-
pitalismus zumindest etwas deutlicher: Es handelt sich nicht allein um Th atcher 
und Reagan1, ihre Klassenpolitik nach der Krise des Keynesianismus, sondern 
immer auch um das ideologische Vorspiel von „Ökonomien“ im Übergang von 

1 Auch wenn Marx bestimmt, „daß die ökonomischen Charaktermasken der Perso-
nen nur die Personifi kationen der ökonomischen Verhältnisse sind, als deren Träger 
sie sich gegenübertreten“ ((1969: 100, vgl. 16), ist festzuhalten, dass es gesellschaft -
lich mehr als nur den ökonomischen Handlungsbereich, also individuelle Verant-
wortung, gibt. 

 Interessant ist in diesem Zusammenhang eine Beobachtung Fritz Sterns zu den 
Neocons: Wie diese sich in den USA „Wohlstand und Einfl uss verschafft   hatten, 
verdiente, von einem Balzac als Chronisten beschrieben zu werden; als Schlüssel-

der Mont-Pèlerin-Gesellschaft  zum Institute of Economic Aff airs (Dixon 2000: 
21-45). Zudem kommt für die „Vorgeschichte“ das erste „Experiment“ zur Realisie-
rung des Phänomens „Neoliberalismus“ zum Tragen, was mitentscheidend für die 
Einschätzung von dessen Charakter ist. In den Worten von Noam Chomsky: „Ich 
spreche natürlich von dem, was in Lateinamerika häufi g das ‘erste 9/11’ genannt 
wird: dem 11. September 1973, als die intensiven Bemühungen der USA, die 
demokratische Regierung Salvador Allendes in Chile mit einem Militärcoup zu 
stürzen, aus dem General Pinochets brutales Regime hervorging, Erfolg hatten. 
Das Ziel war, in den Worten der Regierung Nixon, das ‘Virus’ zu töten, das all jene 
‘Ausländer, [die] uns linken wollen’, ermutigen könnte, ihre Mittel selbst in die 
Hand zu nehmen und eine nicht zu duldende Politik unabhängiger Entwicklung 
zu verfolgen. Dahinter stand die Schlussfolgerung des Nationalen Sicherheitsrats, 
dass die USA, wenn sie Lateinamerika nicht kontrollieren könnten, kaum er-
warten dürft en, ‘anderswo auf der Welt eine erfolgreiche Ordnung herzustellen‘. 
[…] In seiner History of the Cold War schreibt der Lateinamerikaforscher John 
Coatsworth, dass ab jener Zeit bis ‘zum Zusammenbruch der Sowjetunion 1990 
die Zahl der politischen Gefangenen, Folteropfer und Exekutionen gewaltfreier 
politischer Dissidenten in Lateinamerika diejenige der Sowjetunion und ihren 
osteuropäischen Satelliten bei weitem überstieg‘; darunter waren auch zahlreiche 
religiöse Märtyrer und Massenexekutionen, die stets von Washington unterstützt 
oder dort initiiert wurden“ (Chomsky 2011: 7). Wesentlich ist dabei eben, dass 
Chile das Erprobungsfeld für den Neoliberalismus der „Chicago-Boys“ wurde.

Auch wenn der chilenische diktatorische Weg in Westeuropa nicht verallgemei-
nert wurde, bleibt doch festzuhalten, dass die Zerstörung von Gesellschaft lichkeit 
auf den Weg gebracht wurde, indem klassenspezifi sch „Gier“ als Ausdruck von 
„Egoismus“ internalisiert und strukturell eine weitere Spaltung der Gesellschaft  
in „Reiche“ und „Arme“ betrieben wurde.2 In den Feuilletons wurden allerdings 
die Folgen lange Zeit fast nur kulturkritisch und nicht gesellschaft sanalytisch 
(ab)gehandelt.

Angesichts der gegenwärtigen Krise scheint die Frage nach gesellschaft lichen 
und gesellschaft spolitischen Antworten zu den gegenwärtigen Verhältnissen nicht 
mehr so hypothetisch wie noch kurze Zeit zuvor. Auch wenn die Antwort „So-

fi gur könnte er den umgänglichen Richard Perle benutzen, der Habgier mit einem 
scharfen moralistischen ‘Realismus’ verband“ (Stern 2007: 535).    

2 Das gibt auch einen wesentlichen Grund für Sloterdijks Angriff  auf den Sozialstaat 
mit seiner Ideologie der Ausbeutung der „Produktiven“ durch die „Unproduktiven“ 
ab (vgl. Sünker 2010). 
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Mitteilung der Redaktion   

Widersprüche – Zeitschrift für sozialistische Politik 
im Bildungs-, Gesundheits- und Sozialbereich

Liebe Abonnentinnen und Abonnenten,  
Liebe Leserinnen und Leser,  

im Rahmen des Verkaufs des Kleine-Verlags an USP-Publishing wechselte auch unser 
Zeitschrift enprojekt den Verlag. Interessiert die Widersprüche  als ein Forum für kriti-
sches Denken  weiter zu führen und überzeugt von dessen Bedeutung für die Profes-
sion Soziale Arbeit entschied die  Redaktion zum damaligen Zeitpunkt trotz vieler 
Zweifel an der Passung des neuen Verlags die Zusammenarbeit mit USP-Publishing zu 
versuchen.

Die Zweifel an der Passung von Verlag und dem Projekt Widersprüche waren leider 
begründet. Die Zusammenarbeit mit USP-Publishing wird mit Heft  118, dem letzten 
des Jahrgangs  2010, enden. Die Widersprüche – Zeitschrift  für sozialistische Politik im 
Bildungs-, Gesundheits- und Sozialbereich – werden ab dem Heft  119/120, einer gehalt-
vollen Doppelausgabe mit dem Titel: „Hinten Anstellen! Zur Regulation der Armut in 
der aktivierten Bürgergesellschaft “, durch den Verlag  Westfälisches Dampfboot verlegt 
werden. Die Redaktion lädt alle Leserinnen und Leser der Widersprüche herzlich ein, 
der Zeitschrift  und ihrer Redaktion zum Verlag Westfälisches Dampfboot zu  folgen.

Die Redaktion freut sich sehr, wenn alle AbonnentInnen, LeserInnen und FreundIn-
nen die Augen für die Widersprüche weiterhin off en halten und verbinden die der Zeit-
schrift  entgegen gebrachte Aufmerksamkeit mit der Bitte, bestehende Abonnements zu 
erneuern, neue Abonnements abzuschließen und/oder uns veränderte Bezugsadressen 
von Abonnements mitzuteilen unter: widersprueche@gmx.de

Wir freuen uns von Ihnen & euch zu hören – die Widersprüche im Verlag Westfäli-
sches Dampfboot  werden von sich hören lassen!  

Mit freundlichen Grüßen, die Redaktion

WICHTIG: Bestehende Abonnements beim alten Verlag USP-publishing können um-
gehend per E-Mail (kv@kleine-verlag.de) oder schriftlich gekündigt werden, da sich 
bei USP-publishing bestehende Abos NICHT ÜBERTRAGEN LASSEN: Kleine Verlag/
USP Publishing Europa, z.Hd. Dr. Uwe Seebacher, Bomhardstraße 6b, D-82031 Grün-
wald bei München.

Die neue Verlagsadresse lautet:
Verlag Westfälisches Dampfboot (Th ien/Wienold GbR), Hafenweg 26a, 48155 Münster,
Telefon: 0251/39 00 48 0, Telefax: 0251/39 00 48 50; E Mail: info@dampfboot verlag.de  

Postalische Anschrift  der Widersprüche weiterhin:   
Widersprüche, c/o Redaktion express/AFP e.V., Niddastr. 64, 60329 Frankfurt a.M.,
Tel.: 069   67 99 84; E Mail: widersprueche@gmx.de  

zialismus, warum denn nicht?“, die Burkart Lutz als ausgewiesener empirischer 
Gesellschaft sanalytiker (vgl. Lutz 1984) in einem Interview zu der Problematik ge-
sellschaft licher Perspektiven heute gegeben hat (2009), immer noch verblüff en mag, 
gilt es doch, Befunde und Perspektiven miteinander zu vermitteln. Dem dienen die 
Beiträge in unterschiedlichen Akzentuierungen – von politischer Ökonomie bis 
Kriminalpolitik – im Th ementeil dieser Ausgabe der Widersprüche, deren Titel 
„Nach dem Neoliberalismus?“ und Konzept – und darauf ist diesmal gesondert 
hinzuweisen – im Januar diesen Jahres „erfunden“ und entwickelt wurden.
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Michael Vester

Die Wirtschaftskrise und die Chancen eines 
gesellschaftlichen Pfadwechsels1

Seit dem Sommer 2011 hat sich die Hoff nung auf einen bleibenden Aufschwung 
der Weltwirtschaft  als Illusion erwiesen. Nach zwei Jahren relativer Erholung, in 
der die führenden Ökonomien der hoch entwickelten Länder auf einen Wellenberg 
der Konjunktur getragen worden waren, sind sie in ein neues Wellental eingetaucht. 
Dieses zweifache Eintauchen in ein Wellental der Rezession – die Ökonomen nennen 
es double-dip – ist eine Erfahrung aus der großen Weltwirtschaft skrise nach 1929. 
Nach einer Zwischenerholung, in der die New-Deal-Regierung des amerikanischen 
Präsidenten F. D. Roosevelt ihre wachstumsstimulierenden Maßnahmen herunter-
gefahren hatte, kam es 1937 zu einem dramatischen zweiten Wachstumseinbruch. 

Die Tendenz der Stagnation 

Aus der Großen Depression der 1930er Jahre haben sich die damaligen hoch 
entwickelten Ökonomien wieder befreit, jedoch nicht aus eigener Kraft . Die 
neoklassische Th eorie Alfred Marshalls, nach der die kapitalistische Ökono-
mie bei sinkenden Preisen von sich aus einen neuen Aufschwung hervorbringen 
würde, war in den USA gescheitert. Bestätigt war die Gegenthese der Keynesia-
ner, die Th ese eines „equilibrium below full employment“. Kapital und Arbeits-
kräft epotential waren bis zu dreißig Prozent unausgelastet, aber in vollkomme-
nem Gleichgewicht miteinander, also ohne einen inneren Impuls des Marktes 
für einen neuen Aufschwung. 

Der neue Aufschwung kam, aber er kam von außen. Der Staat schuf durch 
anleihenfi nanzierte Investitionen, die Gewerkschaft en schufen durch erfolgreiche 
Lohnverhandlungen, die Regionen durch Druck auf den Zentralstaat die Nach-

1 Aktualisierte Fassung des Vortrags „Die lange Stagnation: Gesellschaft liche Wege aus 
der Krise. Gesellschaft liche Kräft e und politische Perspektiven“, gehalten am 29. 10. 
2010 auf dem Ersten Sozialpädagogiktag an der Bergischen Universität Wuppertal.

Widersprüche. Verlag Westfälisches Dampfboot, Heft 122, 31. Jg. 2011, Nr. 4, 9 – 33
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frage, die für bis zu drei Jahrzehnte das Wirtschaft swachstum und teilweise die 
Vollbeschäft igung wiederherstellte. Im sozialdemokratischen Skandinavien und 
(bis 1951) im sozialdemokratischen Großbritannien waren dies vor allem die 
staatlichen Investitionen in den Wohlfahrtsstaat – in die Bildung, die Gesundheit, 
in die Sozialdienste, in die kommunalen Infrastrukturen und in die Förderung de-
zentraler Regionen. In den liberalen USA waren dies die Rüstungsinvestitionen für 
den Zweiten Weltkrieg und für den nachfolgenden Kalten Krieg. So entstanden 
der sozialdemokratische und der liberale Wohlfahrtsstaat, und ähnlich entstand 
auch, in Kontinentaleuropa, der konservative Wohlfahrtsstaat. Damit stiegen 
auch die arbeitenden Klassen in soziale Lagen der gesicherten Mitte auf, die zuvor 
dem alten Mittelstand der kleineren Unternehmer und dem neuen Mittelstand 
der besseren Angestellten vorbehalten gewesen waren. 

Nichts an diesem Prozess war geschenkt. Das sog. „fordistische“ Modell des 
Kapitalismus war kein Geschenk von Henry Ford, weil dieser wollte, dass seine 
Arbeiter von ihrem Lohn auch Autos kaufen konnten. Ebenso wenig war die „sozi-
ale Marktwirtschaft “ ein Geschenk von Ludwig Erhard. Beides war demokratisch 
von unten, vor allem von den Gewerkschaft en, in einem günstigen demokratischen 
und weltwirtschaft lichen Kontext, erkämpft . Und diese Kämpfe hielten auch an. 
Als der amerikanische Präsident John F. Kennedy im Jahre 1963 versuchte, dem 
liberalen Modell der USA eine soziale Komponente in der Gesundheitspolitik 
hinzuzufügen, provozierte dies eine rechtspopulistische Mobilisierung, in deren 
Verlauf er noch im selben Jahr ermordet wurde – ebenso wie fünf Jahre später 
sein Bruder Robert Kennedy. Ähnliche Mobilisierungen erledigten 1980 den 
amerikanischen Präsidenten Jimmy Carter mit dem Stimmzettel und bedrohen 
jetzt auch seinen Nachfolger Barack Obama. 

Diese Kämpfe politischer Akteursgruppen sind entscheidend für die Weichen-
stellungen zwischen den verschiedenen „Pfaden“ der Wirtschaft s- und Gesell-
schaft spolitik, zwischen der sozialdemokratischen, der liberalen und der konserva-
tiven Entwicklungsrichtung des, wie es heißt, kapitalistischen Wohlfahrtsstaates. 
Aber alle drei Pfade (und ihre weiteren Varianten) sind nicht die Ursache, sondern 
die Reaktion auf ein Problem, mit dem alle Politik heute fertig werden muss, auf das 
Problem der langen Stagnationskrise bzw. nachlassender Wachstumsraten, dem 
alle hoch entwickelten kapitalistischen Wirtschaft sordnungen allein deswegen 
ausgeliefert sind, weil sie hoch entwickelt sind. Die „Pfade“ sind nur die verschie-
denen Konzepte der verschiedenen gesellschaft lichen Interessenkoalitionen, mit 
dem Problem umzugehen.

Die Stagnationskrise ist schon älter und in langen Zyklen immer wiedergekehrt. 
Nikolaj Kondratieff , Joseph Schumpeter und Ernest Mandel haben sie beschrieben. 

Friedrich Engels (1963 [1892]) hat sie schon für die Jahre nach 1871 registriert. 
Nach einer durch Technologie-, Konsum- und Weltmarktentwicklungen ange-
regten Erholung ist sie unmittelbar vor dem Ersten Weltkrieg wiedergekehrt, 
aber dann noch durch dessen Kriegswirtschaft  und später durch die Expansion 
der Produktion langlebiger Konsumgüter, nicht zuletzt des Automobils, hinaus-
geschoben worden, bevor die nach dem Börsenkrach von 1929 in die Große De-
pression mündete. Der neue teils kriegswirtschaft liche, teils wohlfahrtsstaatliche 
Aufschwung, den ich schon angesprochen habe, begann Ende der 1960er Jahre 
erneut zu ermatten. Er mündete nach 1970 in die neue lange Stagnationskrise, 
die nun schon fast vierzig Jahre anhält. 

Aus verschiedenen Gründen, auf die ich noch eingehen werde, hat diese Sta-
gnationskrise nicht die katastrophische Gestalt eines Börsenkrachs. Sie ist viel-
mehr eine langsame und langwierige, von Zwischenkonjunkturen unterbrochene 
Entwicklung nachlassender Wachstumsraten (vgl. Zinn 2002). John Maynard 
Keynes hat schon 1943 diese lange Stagnation vorausgesagt, als notwendige Folge 
immer höherer Produktivität und begrenzter Nachfrage. Dieses Spätstadium des 
Kapitalismus in den hoch entwickelten Ländern war schon Ende der 1960er Jahre 
erreicht. In den 1970er Jahren hatten sich die Erscheinungen eines allgemeinen 
Wachstums- und Beschäft igungsrückgangs gemehrt. Nach der Ölkrise von 1973 
hatte sogar der konservative Club of Rome die „Grenzen des Wachstums“ verkündet. 

Allerdings sind die mit dieser ökonomischen Stagnationskrise verbundenen 
sozialen und politischen Erscheinungsformen keine schicksalhaft  hinzunehmen-
den Naturnotwendigkeiten. Nach den Perspektiven von Keynes kann gerade die 
auf Hochproduktivität beruhende Stagnation politisch, durch gesellschaft liche 
Intervention, gewendet werden. Es ist kein Naturgesetz, dass eine „Überprodukti-
on“ von Waren, die nicht abgesetzt werden können, eine arbeitslose „Überschuss-
bevölkerung“ nach sich zieht. Es kann auch durch gesellschaft liche Intervention 
die Lebensqualität, die sozialstaatliche Sicherung und die Mußezeit aller Men-
schen immer mehr angehoben werden, durch Maßnahmen der Regulierung des 
Welthandels bis zur fi skalpolitischen und tarifpolitischen Umverteilung und 
Machtumverteilung in der Ökonomie. 

Dynamische Produktivkräfte – bremsende Institutionen 

Die heutige historische Stagnationskrise und die möglichen Auswege aus ihr 
lassen sich – das ist die Th ese, die ich hier begründen möchte – immer noch 
mit dem zentralen Th eorem von Marx untersuchen, dem Th eorem des Wider-
spruchs zwischen den Produktivkräft en einerseits und ihrer institutionellen 
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Organisationsform, den „Produktionsverhältnissen“. Danach bringt die kapita-
listische Gesellschaft  nicht nur die Probleme hervor, sondern auch die Potentiale 
und Ansätze ihrer Lösung.

Dies setzt allerdings eine undogmatischen Lesart von Marx voraus (s. insbes. 
von Oertzen 2004; Vester 1970, 2008). Nach dieser Lesart hat Marx, die gesell-
schaft liche Entwicklung nicht als gradlinigen Fortschritt (wie in den liberalen 
Modernisierungstheorien) oder als eindimensional zunehmende Ausbeutung (wie 
in den vulgärmarxistischen Verelendungstheorien), sondern als widersprüchlich 
strukturierten Prozess aufgefasst. Dass Marx dabei die produktive Seite des Ka-
pitalismus besonders hervorhebt und oft  sogar emphatisch preist, hat die altlinke 
Marxorthodoxie oft  irritiert und ist von ihr daher als Nebenaspekt behandelt 
worden. Aus ihrer Sicht kommt der geschaff ene materielle Reichtum den abhängig 
Arbeitenden nicht zugute, da er über die Mechanismen der Ausbeutung von der 
besitzenden Klasse angeeignet wird. Demgegenüber gilt in der undogmatischen 
Linken die Höherentwicklung der Produktivkräft e nicht als Nebenaspekt, son-
dern als die historische Bedingung der Möglichkeit der sozialen Emanzipation 
und der Entwicklung von Gegenmächten. 

Eine genauere Marxlektüre (vgl. Vester 2008) bestätigt dies. Marx’ Klassenkon-
zept ist, anders als das von Weber, Teil einer größeren historischen Perspektive. 
In seiner Schrift  „Das Elend der Philosophie“ entwickelte Marx schon 1847 die 
Hypothese, dass die Entwicklung der Arbeiterklasse einem ähnlichen historischen 
Muster folgen würde wie die der bürgerlichen Klasse (Marx 1959 [1847]: 181). 
Deren Emanzipationsprozess sei kein automatischer ökonomischer, sondern auch 
ein aktiver politischer Prozess gewesen, in dem über viele Jahrhunderte mühsam 
einerseits die neuen ökonomischen Produktivkräft e entwickelt und andererseits 
das institutionelle „Gegengewicht“ von „sich selbst verwaltenden Assoziationen“, 
„Stadtgemeinden“ und schließlich des „modernen Repräsentativstaats“ erkämpft  
werden mussten (ebd.; Marx/Engels 1959 [1848]: 464). Nach einem ähnlichen 
Muster können sich nach Marx im Schoße der kapitalistischen Gesellschaft  auch die 
Elemente einer neuen Gesellschaft sordnung entwickeln (Marx 1959 [1847]: 181).

Durch die zunehmende Arbeitsteilung, d.h. die betriebliche bis globale Spezi-
alisierung und Kooperation der Produktivkräft e, werde die Arbeit immer mehr 
vergesellschaft et. Dadurch würde sie in Widerspruch zu ihrer Organisationsform 
geraten, zu den institutionellen Produktionsverhältnissen, die durch die private 
kapitalistischer Aneignung bedingt seien.

Dieser Widerspruch werde in einer sehr langen und mit großen Anstrengungen 
verbundenen Entwicklung über den Kapitalismus hinaustreiben. Als Voraussetzung 
dafür nannte Marx den hohen Reifegrad aller Produktivkräft e, zu denen nicht nur 

die dinglichen Arbeitsmittel, sondern auch die lohnarbeitenden Menschen selber 
gehörten: „Soll die unterdrückte Klasse sich befreien können, so muss eine Stufe 
erreicht sein, auf der die bereits erworbenen Produktivkräft e und die geltenden 
gesellschaft lichen Einrichtungen nicht mehr nebeneinander bestehen können. Von 
allen Produktionsinstrumenten ist die größte Produktivkraft  die revolutionäre Klasse 
selbst. Die Organisation der revolutionären Elemente als Klasse setzt die fertige Exis-
tenz aller Produktivkräft e voraus, die sich überhaupt im Schoß der alten Gesellschaft  
entfalten konnten“ (ebd.).

In der undogmatischen Linken wurde dieser Widerspruch zwischen den Produk-
tivkräft en und den Produktionsverhältnissen und nicht die Verelendungstendenz 
als das zentrale Th eorem der Marxschen Geschichtsauff assung verstanden. Die 
Klassentheorie der Verelendungslehre geht von den steigenden Defi ziten der 
arbeitenden Klassen aus, ihrem Mangel an Macht, Einkommen, Bildung und 
Refl exivität. Die unorthodoxe Th eorie geht von den wachsenden Kompetenzen 
der arbeitenden Klassen oder, wie Marx es ausdrückt, des „Gesamtarbeiters“ aus. 
Und sie fügt hinzu, dass diese emanzipatorischen Kompetenzen nicht nur in der 
Arbeitswelt, sondern auch in der Lebenswelt, der alltäglichen Kultur und Praxis 
von den Menschen selber aufgebaut werden. 

Die Denkfi gur des Strukturwiderspruchs ist nicht so ungewöhnlich wie es 
Marxens historische Formulierungen vermuten lassen könnten. Die Frage nach 
Art und Maß gesellschaft licher Regulierung ist bis heute der Streitpunkt der 
großen Schulen der Volkwirtschaft slehre geblieben. Seit Adam Smith haben sich 
alle Makroökonomen mit dem Problem beschäft igt, dass durch die zunehmende 
gesellschaft liche Arbeitsteilung Produktivkräft e entstehen, die in den bisherigen 
institutionellen Formen nicht angemessen organisiert werden können. Der Streit 
zwischen den makroökonomischen Schulen dreht sich heute noch um die Frage, 
wie die beste Entwicklung der Produktivkräft e zu gewährleisten sei: durch das 
liberalistische Laisser-faire, das dem kapitalistischen Privatinteresse alles überlässt, 
oder durch die keynesianische Intervention, die den Mangel an gesellschaft licher 
Regulierung korrigiert. 

Marx ging es freilich um mehr, eben um die Möglichkeit, Klassenherrschaft  
durch Formen der Selbstregulierung, der Selbstverwaltung und der föderativen 
(also nicht zentralistischen) gesamtgesellschaft lichen Koordination abzulösen oder 
wenigstens abzubauen. Vor Augen hatte er damit vor allem Formen der betrieblich 
und überbetrieblich vergesellschaft eten Produktion auf der Grundlage hoch entwi-
ckelter Arbeitsfähigkeiten und Technologien, die mit den institutionellen Formen 
der autokratischen Betriebsleitung und der privaten Aneignung des Mehrprodukts 
nicht mehr vereinbar sind. 
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Das Problem war die Dauer dieses historischen Prozesses. Marx hatte, wie Engels, 
zunächst nicht ausgeschlossen, dass der Weg zu einer neuen Gesellschaft sordnung, 
für die das Bürgertum immerhin sieben Jahrhunderte gebraucht hatte, abgekürzt 
werden könnte. Durch die neuen historischen Erfahrungen nach 1848 wurde ihnen 
deutlicher, dass dies ein sehr langfristiger und rückschlagreicher, aber unter demo-
kratischen Bedingungen doch aussichtsreicher Prozess sein würde. Ihr Konzept einer 
politischen, sozialen und wirtschaft lichen Demokratisierung wurde bis in Engels’ 
Todesjahr, 1895, immer weiter entwickelt (vgl. u.a. Engels 1963 [1892]).

Marx und Engels bezogen sich vor allem auf den großen Aufschwung der Wirt-
schaft  und der Arbeiterbewegungen nach 1850. Die Bewegungen erkämpft en vor 
allem in England starke Gewerkschaft en, erfolgreiche Genossenschaft en, die Ar-
beitszeitverkürzung und Erweiterungen des Wahlrechts und erhoben im Pariser 
Kommuneaufstand von 1871 die Selbstverwaltung der Betriebe und Gemeinden 
und deren nationale Föderation zum Programm. Marx analysierte diese Entwicklung 
in den Schrift en zu den Machtkämpfen um Louis Bonaparte (Marx 1960 [1852]) 
und um die Pariser Kommune (Marx 1962 [1871]) sowie in der Inauguraladresse der 
Internationalen Arbeiterassoziation (Marx 1962 [1864]) und der Kritik des Gothaer 
Programms (Marx 1972 [1875]). Dabei ging es gerade nicht, wie im „offi  ziellen Mar-
xismus“, darum, wie die Arbeiterbewegung den Staat erobern und die Gesellschaft  
durch eine Staatsbürokratie von oben umgestalten könnte. Es ging um die Frage, 
welche alternativen Institutionen die Arbeiter- und Volksbewegungen gegenüber 
Staat und Kapital selbstständig und von unten entwickeln könnten. Das Prinzip 
der Selbstverwaltung sollte zwei Gefahren entgegenwirken, die beide Autoren am 
französischen und amerikanischen Beispiel vernichtend kritisiert hatten: der alles 
erstickenden Staatsbürokratie und der Gefahr einer neuen Herrschaft  der eigenen 
Funktionäre. Selbst Schulen sollten nicht von Staat oder Kirche, sondern „durch 
das Volk“ verwaltet werden.

Das Interesse galt der allmählichen Herausbildung von Elementen der Selbsttä-
tigkeit, Selbstregulierung, Selbstverwaltung und föderativen Koordination, die nur 
von den Menschen selber in der täglichen Praxis und in besonderen historischen 
Situationen hervorgebracht und darum auch nicht rezeptartig von oben verordnet, 
sondern nur „entdeckt“ werden können. 

Nachfolgend möchte ich – wenigstens in skizzenhaft er Zusammenfassung – 
darstellen, wie sich besonders in den letzten Jahrzehnten die sozialen Milieus 
nicht zuletzt auch der arbeitenden Klassen durch eine erhebliche Weiterentwick-
lung und Diff erenzierung verändert haben. Gleichzeitig werden sie durch einen 
einschneidenden Umbau des Sozialstaates herausgefordert. In der Gesellschaft  
wachsen die Kompetenzen und Autonomiestrebungen vor allem der jüngeren 

Milieuteile. Dem steht, als Folge des neoliberalen „Pfadwechsels“ der Politik, eine 
von oben kommende Verschärfung der gesellschaft lichen Kontrollmechanismen 
und der Unsicherheit sozialer Lagen gegenüber. Ich möchte zunächst diese beiden 
gegenläufi gen Veränderungen auf empirischer Grundlage näher umreißen und 
sodann darstellen, welche Interessengruppen und internationalen ökonomischen 
Bedingungen den Wechsel zur neoliberalen Deregulierung der Wirtschaft s- und 
Sozialpolitik herbeigeführt haben. Schließlich möchte ich entwickeln, wie sich die 
wachsende Unzufriedenheit mit den Volksparteien, die den Abbau des Wohlfahrts-
staates zu verantworten haben, mit einer neuen internationalen Konstellation trifft  , 
in der es immer schwieriger wird, die neoliberale Politik wie bisher fortzusetzen. 

Dynamiken der Milieus: Kompetenz und Partizipation

Der Widerspruch zwischen den bremsenden Institutionen und den dynami-
schen Produktivkräft en bildet sich auch in der Sozialstruktur ab. Die Bundes-
republik kennt immer noch erstaunlich starre Klassenunterschiede. Dies wird 
besonders sichtbar an der Wiederherstellung von kleinlichen Autoritäts- und 
Kontrollhierarchien in vielen Institutionen. Es wird auch sichtbar an zwei Er-
scheinungen, auf die ich später (in Abschnitt 5) noch etwas näher eingehe: an 
den Bildungschancen, die noch weitgehend vom Herkunft smilieu abhängen, 
und an der wieder zunehmend ungleichen Einkommensverteilung. Gleichzeitig 
aber wirkt innerhalb jeder Klassenstufe eine enorme strukturelle Dynamik, eine 
Zunahme von berufl icher Kompetenz in der Arbeitswelt und von Momenten 
persönlicher Selbstbestimmung in der Lebenswelt. Durch diesen Widerspruch 
hat sich eine enorme Verdrossenheit in der Mehrheit der Bevölkerung aufge-
staut, die sich gegen die Arroganz der Macht und der Mächtigen gerichtet und 
schließlich zum Aufk ommen neuer Demokratiebewegungen geführt hat.

Zunächst zur vertikalen Klassenstruktur. Ihre Gliederung ist ziemlich anders 
als dogmatische Neoliberale oder dogmatische Vulgärmarxisten es sich vorstellen. 
Sie hat nämlich die Gestalt eines dreistufi gen Schichtungsgefälles:

 – Nach oben hebt sich immer noch eine privilegierte, besonders gesicherte so-
ziale Schicht ab, die oberen bürgerlichen Milieus mit distinktiven Stil- und 
Führungsansprüchen (ca. 20%) 

 – Die große arbeitnehmerische Mittelschicht (ca. 69%) fi ndet ihre Identität in 
einem „respektablen“ sozialen Status nach dem Prinzip, hohe Arbeitsleistung 
zu geben und dafür an Wohlstand und Sicherheit teilzuhaben. Dieser Status, 
durch den sie sich nach oben und nach unten abgrenzt, ist aber inzwischen 
aber nicht mehr so gesichert ist wie in den „guten Jahren“ der Bundesrepublik. 
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 – Die unterprivilegierten „Unterschicht“ mit ihren niedrigen Bildungs- und 
Sicherheitsstandards ist stärker auf Strategien der Gelegenheitsnutzung und 
der Anlehnung an Stärkere verwiesen (ca. 11%).

Die Dreistufi gkeit und die ihr zugrunde liegenden Abgrenzungen erinnern an 
ständische Gesellschaft sordnungen. Sie entsprechen nicht den Doktrinen, nach 
denen die Gesellschaft  allein durch kapitalistische Marktmechanismen struktu-
riert ist. Sie entsprechen nicht der orthodox marxistischen Variante dieser Dok-
trinen, die aus den Marktmechanismen eine Tendenz zur zweipoligen Klassen-
spaltung ableitet, und auch nicht der orthodox liberalistischen Variante, die aus 
den Marktmechanismen eine unendliche Diff erenzierung der Sozialstruktur 
ableitet. Vielmehr wirken Marktkräft e und ständische Kräft e zusammen. Off en-
sichtlich werden die kapitalistischen Marktstrukturierungen überformt durch 
ständische Strukturierungen, d.h. die Wirkungen der Verbände, des Rechts, der 
institutionellen Strukturen und der alltäglichen Abgrenzungspraxis: 

 – Die oberen Milieus grenzen sich nach unten durch Praktiken der Distinktion 
und durch die politische Sicherung privilegierter sozialer Chancen ab. 

 – Die mittleren Milieus grenzen sich ab nach oben, indem sie auf Arbeitsleis-
tung statt auf Privilegierung setzen, und nach unten, indem sie ihre „respek-
table“ Lebensführung und stetige Arbeitsorientierung betonen. 

 – Die untersten Milieus unterliegen der „negativen Privilegierung“ (Weber) 
und Stigmatisierung als einer unterhalb der ständischen Ehre liegenden 
Schicht, einem Schicksal, dem sie mit verschiedenen „Strategien der Ohn-
mächtigen“ zu entkommen suchen.

Diese ständische Überformung der kapitalistischen Klassenstrukturen ist schon 
von Max Weber (1972 [1921: 531-540]) für Deutschland und die USA um 1900 
und von Bourdieu (1982[1979]) für das Frankreich um 1980 festgestellt worden. 
Sie gilt nach unseren empirisch ähnlich umfassend angelegten Untersuchungen 
auch für die Bundesrepublik um 2000. In fast allen Milieus hatten schon die El-
tern und Großeltern eine ähnliche Stellung im sozialen Raum (Vester, von Oert-
zen, Geiling u.a. 2001: 34f); Vögele/Bremer/Vester 2002: 275-409; vgl. Lange-
Vester 2007). Die heutigen Milieus können damit als Nachfahren der historischen 
Klassen und Stände angesehen werden. 

Während die vertikale Klassenhierarchie ausgesprochen statisch ist, hat sich ihre 
horizontale Diff erenzierung sehr dynamisch entwickelt. Seit den 1950er Jahren 
haben sich die sozialen Milieus erheblich modernisiert. Auf allen drei Stufen der 
Klassengliederung sind jüngere, besser ausgebildete, weniger autoritär ausgerichtete 
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Milieufraktionen entstanden und langsam aber stetig gewachsen. Sie konzentrieren 
sich in moderneren Berufsfeldern, die weniger hierarchisch organisiert und mehr auf 
Mit- und Selbstbestimmung am Arbeitsplatz angewiesen sind. Durch die Kompe-
tenzrevolution in der Arbeitswelt und durch den Wertewandel in der Lebenswelt 
haben sich nicht nur die kleinen oberen Milieus, sondern auch die großen Milieus 
der Arbeitnehmermitte horizontal erheblich aufgefächert: 

 – Die autoritären kleinbürgerlich-konservativen Volksmilieus (in der rechten 
Mitte der Abbildung), die ihre Sicherheit in der Einordnung in vorgegebene 
Hierarchien und Konventionen fi nden, sind, wenn auch sehr langsam, auf 
etwa ein Viertel der Gesamtbevölkerung geschrumpft  (und haben sich zudem 
in ihrer jüngeren Hälft e ein Stück weit modernisiert). 

 – Stark weiterentwickelt haben sich vor allem aber die großen modernen Volks-
milieus, die sich in den gut qualifi zierten Arbeiter- und Angestelltenberufen 
fi nden. Ihr zentraler Wert ist die Autonomie. Ihren Angehörigen geht es 
darum, in Lebensführung und Beruf ein möglichst großes Stück Unabhän-
gigkeit von äußeren Zwängen und Autoritäten zu erlangen, und zwar nicht 
als Geschenk oder Gnade, sondern durch eigene, methodische Anstrengung, 
also ein asketisches Ethos. 

Insgesamt sind die modernisierten jüngeren Milieus bis etwa 2000 schon auf 
ein Drittel der Gesamtbevölkerung angewachsen und die stramm konservativen 
Milieus auf etwa ein Drittel geschrumpft . Zwischen beiden fi ndet so etwas wie 
eine aufgeklärte Mitte. Aus diesen beiden Dritteln diff erenzieren sich anhalten 
immer noch neue, moderne Milieufraktionen heraus. Im Folgenden werden die 
dem zugrunde liegenden „horizontalen“ Dynamiken näher dargestellt.

Die seit den 1970er Jahren beobachteten neuen Diff erenzierungen der öko-
nomischen Gliederung und der Lebensstile werden aus oberfl ächlicher Sicht 
als Anzeichen einer neuen, unübersichtlichen Vielfalt oder einer Aufl ösung der 
Gesellschaft  durch „Individualisierung“ gedeutet. Dabei handelt es sich aber nur 
um eine Hypothese, die um ihrer Eingängigkeit willen geglaubt wird. Empirische 
Untersuchungen sind von der Seite der Individualisierungstheoretiker nicht 
durchgeführt worden. Nach unseren eigenen breit angelegten und repräsentativen 
Untersuchungen aber ist das, was als Aufl ösung vertikaler Klassenstufungen 
erscheint, nur deren „horizontale“ Diff erenzierung. Innerhalb jeder vertikalen 
Klassenstufe entstehen nach und nach neue, ‘modernere’ Auff ächerungen in 
Teilgruppen, die jünger, besser berufl ich spezialisiert und ausgebildet sind und 
mehr Selbst- und Mitbestimmung brauchen. Es handelt sich um zwei parallele 
Prozesse:

a. den Strukturwandel der Arbeit durch steigende Lebensstandards und die 
Zunahme der qualifi zierten Facharbeit, der technischen Intelligenz und der 
Angestellten;

b. den Strukturwandel der Alltagskultur durch Herausdiff erenzierung selbstbe-
stimmter neuer Lebensstile, Subkulturen und Mentalitäten vor allem in den 
jüngeren Generationen.

 
(1) Der Strukturwandel der Arbeit lässt sich aus der Gesamtdynamik der Ar-
beitsteilung erklären. Die Entwicklung der menschlichen und technischen 
Produktivkräft e ist in der neuen technologischen Revolution noch einmal un-
geahnt gesteigert worden. Die deregulierte internationale Exportkonkurrenz 
hat diesen Prozess allerdings auf widersprüchliche Weise vorangetrieben. Zum 
einen senkten neoliberale Politiken die Stückkosten durch Dämpfung der Ar-
beitseinkommen und deren (für die Finanzierung sozialer Ausgaben wichtigen) 
Nebenkosten so, dass seit den 1980er Jahren die Einkommen in der sozialen 
Mitte stagnierten und später unsicherer wurden und dass im untersten Fünft el 
der Gesellschaft  zunehmend unterprivilegierte Einkommens- und Soziallagen 
entstanden. Zum anderen nahm die horizontale Diff erenzierung der Erwerbs-
struktur durch produktivere, bessere Fachqualifi kationen und Technologien zu. 
Beide Entwicklungen erzeugten nicht nur eine enorme Vermehrung des gesell-
schaft lichen Reichtums, sondern verstärkten auch drei große Verschiebungen in 
der Berufsstruktur.
(1a) Zunahme des Bildungskapitals, der höheren Berufsqualifi kationen und Bil-

dungsabschlüsse – Stichwort „Kompetenzrevolution“. Allein von 1990 bis 
2007 stieg in der BRD der Anteil der Hochschul- und Fachschulabsolven-
ten an den Erwerbstätigen von 37% auf 47%. Der Anteil der Facharbeiter 
und Fachangestellten sank von 38% auf 31%. Der Anteil der gering qua-
lifi zierten Erwerbstätigen blieb hoch, sank aber doch von 27% auf 22%. 
Viele gering Qualifi zierte wurden in die Dauerarbeitslosigkeit (mindestens 
die Hälft e der gut 9% Arbeitslosen) abgedrängt (Vester 2010). – Innerhalb 
des Erwerbssystems beobachtete die Forschung im Zuge des schon länger 
anhaltenden „re-skilling“ bis in die industrielle Fertigung hinein eine Wie-
derbelebung der Facharbeit und ihres Berufsethos (u.a. Blauner 1964, Mal-
let 1972, Piore/Sabel 1985, Kern/Schumann 1984, Grusky/Sörensen 2001, 
Vester/Teiwes-Kügler/Lange-Vester 2007).

(1b) Expansion der Dienstleistungsberufe auf Kosten der Industrieberufe – 
Stichwort „Tertiarisierung“. Durch steigende Effi  zienz sank von 1990 bis 
2007 die Beschäft igung in den technisch-industriellen Berufen von 43% 
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auf 32%. Die Beschäft igung in den Verwaltungsdienstleistungen (ein-
schließlich der Finanz-, Rechts-, Vermarktungs- und Büroberufe) stieg von 
25% auf 28%. Die Humandienstleistungen (einschließlich der Bildungs-, 
Gesundheits-, Sozial-, Kultur- und Ordnungsberufe) stiegen von 24% auf 
28% (Vester 2010).

(1c) Wachstum der Erwerbstätigkeit von Frauen – Stichwort „Feminisierung“. 
Die wachsenden Berufsgruppen der Höherqualifi zierten und der Dienst-
leistenden waren auch die Gruppen, in denen der Frauenanteil eher hoch 
war. Von 1970 bis 2001 ist der Anteil der Frauen an den Erwerbstätigen 
von 36% auf 44% gestiegen (Rudzio 2003: 439). 

(2) Der Strukturwandel der Alltagskultur war ein paralleler, durch den Struk-
turwandel der Arbeit mitbedingter aber doch relativ autonomer Prozess der 
Veränderung der Werte, der Lebensstile und des Habitus. Hier nahm die Un-
tertanenhaltung gegenüber Autoritäten ab und die Bereitschaft  zu Selbst- und 
Mitbestimmung und zur Refl exion zu. Das Gefüge der Klassenmilieus, ihrer All-
tagskultur und -praxis veränderte sich insbesondere über drei Dynamiken: 
(2a) „Partizipatorische Revolution“. Bereits seit den fünfziger Jahren wurde 

mit der gewerkschaft lich erkämpft en Teilhabe und den höheren Mit-
wirkungsrechten der Arbeitnehmer in Betrieb und Gesell schaft  der alte 
Macht-Ohnmacht-Gegensatz zurückge drängt. Durch die jungen sozi-
alen Bewegung en der 1960er Jahre erhielt diese Dynamik einen neuen 
Schub. Soziologen sprachen von einer regelrechten „partizipatorischen“ 
oder „Teilnahmerevolution“ (Kaase 1984). Mit den neuen Technologien 
und intel ligenten Arbeits qualifi kationen sind seit den sechziger Jahren die 
Bildungsstandards in immer mehr Bereichen erheblich angestiegen. Das 
macht immer mehr Beschäft igte fähig, ohne Anweisungen von oben eigen-
verantwortlich zu handeln. Machthier archien verlieren ihre sachliche Legi-
timation (Sünker 1999: 338-345; Vester, von Oertzen, Geiling u.a. 2001).

(2b) „Bildungsexpansion“. Dank des steigenden ökonomischen Bedarfs an hö-
heren Qualifi kationen hat auch die Bildungsbeteiligung der Kinder von 
Landwirten, Arbeitern und einfachen Angestellten, den früheren „bil-
dungsfernen Schichten“ seit 1950 erheblich, wenn auch gebremst zugenom-
men; von ihnen gelangte etwa die Hälft e über die Hauptschule hinaus, und 
zwar ein Drittel auf die Realschule und ein Sechstel auf das Gymnasium 
und ein kleinerer Prozentsatz in ein Hochschulstudium (Vester 2006a). 
Die Hauptschule, auf die früher vier Fünft el der Kinder gingen, wurde mit 
nur einem Fünft el der Kinder zur Restschule (Geißler 2008: 275).

(2c) „Emanzipation der Lebensstile“. Die steigenden Wohlstandsstandards und 
Kommunikationsmöglichkeiten ermöglichten Bewegungen der Emanzi-
pation der Lebensstile. Besonders in der Lebenswelt sind Selbstver wirkli-
chung und eigene Gestaltung der Lebensentwürfe wichtiger geworden. An 
die Stelle von Konformität und Unterordnung ist oft , wenn auch durch das 
neoliberale roll-back wieder zurückgedrängt, ein stärkeres Aushandeln und 
mehr Respekt vor den Einzelnen getreten. 

Diese Entwicklung der Produktivkräft e und der Alltagskultur geriet seit den 
1970er Jahren immer mehr in Widerspruch zur neoliberalen Ummodelung der 
Institutionen. Die zunehmend ungleiche Verteilung des wachsenden Reichtums 
wird nicht nur als materielles Problem, sondern auch als sozialmoralisches Ge-
rechtigkeitsproblem erfahren. Wie in den 1950er/60er Jahren werden von den 
Menschen erhebliche Umstellungen auf neue Ausbildungen, Berufe und Le-
bensweisen verlangt. Doch deren Risiken werden, anders als damals, nicht mehr 
wohlfahrtsstaatlich fl ankiert. Im Interesse des shareholder value und mit Hin-
weis auf die steigende Arbeitslosigkeit wurden Unternehmen und Staat dazu ge-
nötigt, nach und nach Politiken der Senkung bzw. Bremsung der Lohn- und So-
zialkosten und eines straff en disziplinierenden Leistungsdrucks zu entwickeln. 

Die neoliberale Restauration: Unsicherheit und Entmündigung

Die neoliberale Wiederherstellung sozialer Unsicherheiten und autoritärer Be-
vormundungen ist politisch von oben erfolgt. Sie hat sich nicht als eine Art „ob-
jektiver Tendenz des Kapitalismus“, sondern als Mobilisierung bestimmter bür-
gerlicher Milieufraktionen durchgesetzt, die sich von Beginn an politisch gegen 
die Bewegungen der sechziger Jahre, die für mehr soziale Gleichstellungen und 
mehr Partizipation eintraten, richtete. Seit dem Zusammenbruch der staatssozi-
alistischen Ordnungen um 1990 hat die Auseinandersetzung zwischen verschie-
denen „Entwicklungspfaden“ innerhalb des Kapitalismus, die auf verschiedenen 
Klassenkompromissen beruhten, sich stärker zugespitzt. Seit dem Platzen der 
letzten Spekulationsblase im Jahre 2008 begannen die Kräft e wieder zu erstar-
ken, die die internationale Hegemonie des neoliberalen Pfads in Frage stellen.

Gösta Esping-Andersen (1993, 1998) unterscheidet mindestens drei „Entwick-
lungspfade“ des wohlfahrtsstaatlichen Kapitalismus. Nach seiner „institutionellen 
Schichtungstheorie“ (1993: 2) hängen die Klassenverhältnisse nicht nur von den 
„nackten“ ökonomischen Marktinteressen ab, sondern auch von den historischen 
Kämpfen und Kompromissen der großen gesellschaft lichen Gruppen. Diese his-
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torischen „Pfade“ sind auf vier Handlungsebenen institutionell verfestigt: [a] in 
den Institutionen des Staates, [b] im tarifpolitischen Konfl ikt- und Aushand-
lungssystem, [c] im Modell der Familie und der geschlechtlichen Arbeitsteilung 
und [d] in den Teilhabe- und Mitwirkungsrechte der Bürgerinnen und Bürger 
(vgl. Marshall 1989 [1950]). Der liberalistische, die sozialdemokratische und der 
konservative Pfad unterscheiden sich danach, ob ihre Politiken eine polarisierte, 
eine in der Mitte integrierte oder eine hierarchisch gestuft e Gesellschaft sordnung 
begünstigen.

(1) Der sozialdemokratische Pfad, der aus den vergleichsweise egalitären Tra-
ditionen Skandinaviens entstanden ist, erstrebt insbesondere die Anhebung der 
unteren Schichten auf die individuellen Lebenschancen der modernen Mittel-
schichten und die Gleichstellung der Frauen. Es bietet eine steuerfi nanzierte 
staatliche Vorsorge und, als Alternative zu Prekarität oder Erwerbslosigkeit, mehr 
Arbeitsplätze, auch für Frauen, insbesondere auf den mittleren Rangstufen der 
Gesundheits-, Bildungs- und Sozialdienstleistungen.

(2) Der konservative Pfad geht auf die korporativen Traditionen des kontinen-
talen Westeuropa zurück, die sich vom Laissez-faire-Kapitalismus abgrenzen. In 
Deutschland wurden die Grundzüge des Modells vor allem im Klassenkompro-
miss des Bismarckschen ‘Sozialversicherungsstaates’ institutionalisiert. Er beruht 
auf einem Arrangement zwischen ständischen Interessen (Besitzstands- und Sta-
tussicherung), marktwirtschaft lichen Interessen (Leistungsdiff erenzierung) und 
sozialintegrativen Interessen (sozialer Ausgleich). Die soziale Ungleichheit wird 
abgefedert durch die Sicherung des bisherigen Platzes (der Gesellschaft s-, Ge-
schlechts- und Altersklassen) in einer Hierarchie gestuft er Rechte und Pfl ichten. 
Die Weiterentwicklung des Modells in den 1950er Jahren förderte wirtschaft spoli-
tisch die Sicherung einer großen Mitte von Arbeitnehmern und Kleineigentümern, 
familienpolitisch das patriarchalische Alleinverdienermodell und sozialpolitisch 
die Vorsorge nicht durch Privatversicherungen oder Steuermittel, sondern nach 
dem Sozialversicherungsprinzip, d.h. auf Gegenseitigkeit mit einer Komponente 
des sozialen Ausgleichs. Entgegen wirtschaft sliberalen Vorhaltungen handelt es 
sich also nicht um ein protektionistisches Modell. 

Dass im deutschen Wohlfahrtsstaat die Sicherung einer großen arbeitnehmeri-
schen Mitte erfolgreich wurde, ist nicht zuletzt durch das „industrielle Produk-
tionsmodell“ ermöglicht worden, das die internationale Vorrangstellung der 
deutschen Exportwirtschaft  begründet hat. Sie beruhte auf einer hochwertigen 
Produktionsleistung, allerdings mit Fachkräft en, deren hohe Arbeitsleistung vor 
allem auf der mittleren Ebene der Berufs- und Allgemeinbildung eingestuft  und 

bezahlt wurde. Bis in die 1990er Jahre konnte dieser begrenzte Aufstieg vielen 
durch gute und sichere Arbeitsplätze schmackhaft  gemacht werden. 

(3) Der liberale Pfad der angelsächsischen Länder knüpft  an die radikale liberale 
Laissez-faire Politik an, die die starken sozialen Polarisierungen und Konfrontati-
onen während der industriellen Revolution herbeigeführt hatte. Deren neoliberale 
Neuaufl age verstärkte, durch Deregulierung und staatliche Sparpolitik, vertikale 
Polarisierungen. Im Interesse der bürgerlichen Mittel- und Oberschichten setzt sie 
auf individuelle Konkurrenz um sozialen Aufstieg und Abstieg. Dessen Risiken 
sollen nicht von der Gesellschaft , sondern durch private Selbstvorsorge abgesichert 
werden. Diejenigen, die nicht mithalten können, werden auf staatliche Minimalsi-
cherungen bzw. Beschäft igungen im expandierenden Niedriglohnsektor verwiesen. 

Die internationale Hegemonie der Institutionen des wirtschaft sliberalen Pfades ist 
aus einer Kette politischer Mobilisierungen bestimmter Fraktionen der oberen bürgerli-
chen Milieus entstanden. Aber auf welchem Wege wurden sie dann zur Leitlinie der 
Politik? – Hier müssen wir aus der Geschichte lernen, damit wir die verschiedenen 
Varianten dieses Weges unterscheiden können. Was das heißt, lässt sich am Datum 
des 11. September verdeutlichen, des anderen 11. September im Jahre 1973 in Chile, 
an dem die von Salvador Allende geführte Volksregierung durch den von Augusto 
Pinochet geführten Militärputsch gestürzt wurde. Die blutige Unterdrückung aller 
politischen und sozialen Opposition war dann der Auft akt dazu, einen direkt von 
der Chicagoer Ökonomenschule Milton Friedmans gelieferten Masterplan diktato-
risch durchzusetzen. Auch in Deutschland haben damals bestimmte Fraktionen der 
Linken eine Refaschisierung befürchtet und das Bild eines fast totalitären kapitalis-
tischen Zwangssystems entworfen, indem es keine aussichtsreichen Gegenmächte 
und demokratische Korrektive geben konnte. 

Die Entwicklung kam dann, nicht zuletzt durch den Druck der anschwellenden 
Neuen Sozialen Bewegungen, ganz anders. Nicht durch einen manifesten repressiven 
und manipulativen Zwangsapparat, sondern über die unsichtbare Hand interna-
tionaler Marktmechanismen kam es im nationalen und internationalen Maßstab 
zum Umbau der Institutionen, auf tendenziell allen vier Handlungsebenen nach 
Esping-Andersen. Die Resultate der neoliberalen Mobilisierung haben sich insti-
tutionell verfestigt und verselbständigt, so dass schließlich von unausweichlichen 
„Sachzwängen“ der „Globalisierung“ gesprochen wurde. 

In der BRD ist die Rückwendung zu wirtschaft sliberalen Politiken schon zur Zeit 
der Kanzlerschaft  Willy Brandts (1969-1974) als „Gegenreformkampagne“ (Vester 
1972) entstanden. Die gemeinsame Opposition gegen die autoritären Institutionen 
der Ära Adenauer hatte verschiedene Arbeitnehmer-, Bildungs- und Protestmilieus 
zusammengeführt und Willy Brandt 1969 mit einem liberalen Koalitionspartner 
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an die Macht gebracht. Er versuchte, den konservativen Wohlfahrtsstaat durch 
den Kompromiss zwischen Arbeitnehmerinteressen, neuen sozialen Bewegungen 
und reformbereiten Bildungsschichten zu erweitern und dies auch durch die Nor-
malisierung der Beziehungen mit dem Osten außen politisch abzusichern. In der 
Regierungserklärung nach dem großen Wahlsieg von 1972 verkündete Brandt 
diese Erweiterung als „Arbeitnehmergesellschaft “, die die Macht des „großen Gel-
des“ zurückdränge, im Sinne des skandinavisch-sozialdemokratischen Modells 
des Wohlfahrtsstaates. 

Brandts Regierung nahm damit auch verschiedene Impulse der Protestbewegun-
gen auf, die seit der Präsidentschaft  von John F. Kennedy in den USA (1961-1963) 
international immer gewichtiger geworden waren. Die jungen Protestbewegungen, 
für deren Erfolge und Rückschläge symbolisch die Ereignisse des Jahres 1968 in 
Paris und Prag standen, verfestigten sich seit Ende der 1960er Jahre als miteinander 
vergemeinschaft ete Milieus und zugleich als ein neues politisches Lager, das neben 
die herkömmlichen politischen Lager trat. Dieses neue Lager drängte auf Erwei-
terung der demokratischen Entscheidungsbefugnisse, eine im Alltag beginnende 
„postmaterielle“ oder „partizipatorische“ Demokratie. 

Der „antiautoritäre“ Impetus dieser neu entstehenden Bewegungen und Milieus 
war nicht allein moralisch, sondern auch in den beschriebenen und damals schon 
spürbaren sozialen und berufl ichen Strukturverschiebungen begründet. Hier stan-
den sich die traditionellen und die wachsenden modernen Berufsgruppen gegenüber. 
Walter Müller (1998b) hat in einer großen Längsschnittanalyse des Wahlverhaltens 
der oberen Berufsgruppen nachgewiesen, dass die traditionellen „Klassenfraktionen“ 
der „administrativen Dienstklasse“, denen es um die Einordnung in vorgegebene 
Autoritätshierarchien geht, mehr zum schwarzgelben Parteienspektrum neigen, 
während die wachsenden moderneren Berufsgruppen der technischen Experten und 
Humandienstleistungen, die an mehre Autonomie auch am Arbeitsplatz interessiert 
sind, mehr zum rot-grünen Parteienspektrum tendieren. 

Diesen Interessengegensätzen entsprechend entzündeten sich die Konfl ikte 
bereits um 1970 besonders an zwei Feldern der staatlichen Politik: an der Finanz-
politik und an der Bildungspolitik. Deren Ausweitung unter der Regierung Brandt 
tangierte die Vorrechte von zwei „Fraktionen“ der oberen Milieus. 

 – Die konservative Fraktion des Bildungsbürgertums sah die alte ständisch hi-
erarchische Ordnung vor allem durch Bildungsreformen (Gesamtschulen, 
Mitbestimmung an den Hochschulen usw.) gefährdet und mobilisierte ihre 
Bevölkerungsbasis in anhaltenden breiten Meinungskampagnen dagegen. 

 – Angehörige der wirtschaft sliberalen Fraktion der vermögenden und gut ver-
dienenden Oberschicht sahen durch die steigende Arbeitseinkommen und 

Wohlfahrtsaugaben – insbesondere den Ausbau des Bildungs-, Gesundheits- 
und Sozialwesens und der kommunalen Infrastrukturen – die ökonomischen 
Verteilungsrelationen gefährdet und mobilisierten ihre Bevölkerungsbasis 
dagegen mit anhaltenden Kampagnen zur Senkung der Steuern und der 
„Lohnnebenkosten“. 

Beide Fraktionen gewannen in der Zeit der Kanzlerschaft  von Helmut Schmidt 
an Boden. Die wirtschaft sliberale Fraktion mobilisierte erfolgreich Kräft e, um 
1982 Schmidt zu stürzen und 1983 eine schwarzgelbe Mehrheit in den Bundes-
tag zu wählen. Die Mobilisierung erlangte auch internationale Dimensionen. Sie 
führte 1979 in England zur Ablösung Callaghans durch Th atcher und 1980 zur 
Ablösung Carters durch Reagan. Besonders diese beiden neuen Regierungen be-
schleunigten entscheidend die wirtschafsliberale Deregulierung der Weltwirt-
schaft  im Interesse des spekulativen Finanzmarktkapitals. Dadurch wurde der 
politische Druck wurde in „objektive Sachzwänge“ verwandelt, die nun auch die 
Länder des konservativen und des sozialdemokratischen Pfadmodells zuneh-
mend zum neoliberalen Umbau ihrer Haushaltspolitiken und gesellschaft spo-
litischen Institutionen nötigten. 

Die neue soziale Schere: Privilegierung und Unterprivilegierung

Der unter Kohl begonnene und unter Schröder durchgeführte neoliberale Pfad-
wechsel, der den Sozialstaat als verwöhnende Hängematte darstellte und die 
sozialen Ungleichheiten als Anreiz für Leistungssteigerungen wieder herstellen 
wollte, hat die gewohnten Lebensweisen und Gerechtigkeitsvorstellungen der 
Milieus in drei Dimensionen herausgefordert (Vester 2006b: 259). Die Politik 
des „Sparens“ förderte soziale Schiefl agen, die die gewohnten mate riellen Le-
bensstandards zunehmend in Frage stellten. Die Politiken der Flexibilisie rung 
und Verunsicherung griff en in die Qualität der Lebensweise sowie in die Um-
gangs- und Organisationsformen des alltäglichen Arbeitens und Lebens  ein 
und schränkten die Gestaltungs freiheiten der Menschen ein . Davon wurden 
zunehmend auch Menschen in den gesi cherten Lagen der Mitte, in der Zone der 
„Integration“ (Castel 2000 [1995]), betroff en. Schließlich wurde das Prinzip ei-
ner fairen Verteilung der Vorteile und Lasten durch zunehmende Asymmetrien 
zwischen privilegierten und minder privilegierten sozialen Gruppen in Frage 
gestellt. 

Alle diese Zumutungen widersprechen den gewohnten Erwartungen der so-
zialen Gerechtigkeit und der jeweils milieugemäßen Lebensweise. Die Folge ist 
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die seit langem aufgestaute politische Verdrossenheit, die sich besonders an die 
Adresse der Volksparteien richtet. Die neuen sozialen und moralischen Schiefl agen 
bringen das bisherige Verhältnis zwischen den oberen, mittleren und unteren 
Milieus ins Rutschen. Eine gesteigerte Privilegierung eines kleinen Teils der oberen 
Schichten, Zunahme der sozialen Unsicherheit („Prekarität“) in der früher stabil 
gesicherten Arbeitnehmermitte und Zunahme der Ausschließung („Exklusion“) 
vom Wohlstand nicht nur in den unterprivilegierten, sondern auch in den geringer 
qualifi zierten Arbeitnehmergruppen der Mitte (Hübinger 1996, Castel 2000 
[1995]). Dies wird exemplarisch verdeutlicht

 –  von der Prekarisierung der Einkommensverteilung und 
 – von der Bremsung der Bildungschancen.

(1) In der Einkommensverteilung hatte sich, nach repräsentativen Daten des Deut-
schen Instituts für Wirtschaft sforschung (DIW), schon 2005 eine Teilung in drei 
soziale Großlagen herausgebildet (Groh-Samberg 2007: 179): 

 – 28% waren von den allgemeinen Standards des Wohlstands und der sozialen 
Sicherheit ausgeschlossen. Unter diesen lebten 9,5 % temporär oder in Teil-
bereichen der Lebensführung in Artmut (mit ca. 68% des mittleren Einkom-
mens), 10,1% direkt an oder unter der Armutsgrenze (60% d. m. Eink.) und 
8,4% in verfestigter Armut (43,1% d. m. Eink.). In diese Armutsschichten, 
die nach 1990 stetig gewachsen sind, abzusinken, ist durchaus ein Klassen-
risiko. Es trifft   vor allem der gering qualifi zierten Arbeiter und Angestellten 
und unter diesen besonders Migranten, Alleinerziehende und Familien mit 
mehr als zwei Kindern. 

 – 26,1% lebten in instabilem Wohlstand (89,0% des mittleren Einkommens). 
Die Gruppe hat kontinuierlich und etwa in dem Maße abgenommen, wie die 
verfestigte Armut zunahm.

 – Nur noch 45,9% lebten in eher dauerhaft  gesichertem Wohlstand, mit 131,8% 
des mittleren Einkommens. 

Die Arbeitnehmer der Mitte sind weniger vom Abstieg in die Armut als von rela-
tivem Abstieg in weniger sichere („prekäre“) Lagen der Knappheit bedroht, darun-
ter auch Menschen mit guter Fachausbildung, die in die (nach den Angaben des 
Sachverständigenrats von 2008) auf 38% der Beschäft igten gewachsenen Sektoren 
„atypischer Arbeitsverhältnisse“, also Niedriglohn, Leiharbeit, befristete Beschäf-
tigung, Teilzeitarbeit usw., abgedrängt sind. Inzwischen diagnostiziert das DIW 
auch eine „schrumpfende Mittelschicht“: „Die Schicht der Bezieher mittlerer 
Einkommen […] ging von 62% im Jahr 2000 auf 54% im Jahr 2006 zurück. 

Entsprechend gestiegen ist der Bevölkerungsanteil an den Rändern der Ein-
kommensverteilung, wobei […] die Abwärtsmobilität stärker ausgeprägt war“ 
(Grabka/Frick 2008, S. 101). 

(2) Bremsung der Bildungschancen. Das segregierende Schulsystem konser-
viert eine ständische Chancen ordnung, die die Kinder nach ihrer Herkunft  in 
das dreistufi ge System der Schulen und der fachlichen Berufswege „einsortiert“ 
(Müller 1998a, Vester 2006a). Die Her kunft sfamilie bedingt bereits bei der For-
mierung des individuel len Habitus Bildungsvorsprünge, die vom Bildungssystem 
kaum ausgeglichen werden. In den gering qualifi zierten Arbeitnehmermilieus 
verfestigt sich die „Bildungsarmut“ (Allmendinger). Von den einstigen „bildungs-
fernen“ Volksmilieus ist immer noch die eine Hälft e „bildungsfern“ und schließt 
allenfalls die Hauptschule ab. 22% bis 23% der Jugendlichen beherrschen die 
Schlüssel kom petenz des Lesens nicht richtig und bleiben damit auf ungelernte 
Berufe oder Erwerbslosigkeit festgelegt (PISA-Konsortium Deutschland 2004: 
105). Schon ihrer Zahl nach reicht diese Gruppe der Bildungsarmen erheblich in 
die Arbeitnehmermitte hinein. Die fachqualifi zierten Arbeitnehmermilieus, die 
andere Hälft e der einstigen „Bildungsfernen“, sind „ausgebremst“ (Klemm) bzw. 
weitgehend auf die mittlere Qualifi kationsebene „umgelenkt“ (Müller) worden. 
Obwohl ausgesprochen bildungsaktiv, haben sie nur zu einem Drittel das Gym-
nasium erreicht; die Mehrheit wird auf die Realschule gelenkt (Vester 2006a). 

Diese Ungleichheit der Chancen, aber auch die neoliberalen Verhaltenszumu-
tungen in ihrer Gesamtheit kollidieren zunehmend mit den gewohnten Lebens-
weisen, Strategien und Gerechtigkeitserwartungen der Milieus und erst recht mit 
der Weiterentwicklung dieser Ansprüche, wie sie im ersten und zweiten Abschnitt 
beschrieben sind. Die Ansprüche laufen darauf hinaus, das Gefälle ungleicher 
sozialer Chancen abzubauen. Die von oben kommenden Zumutungen dagegen 
zielen darauf, die sozialen Abgrenzungslinien in der umgekehrten Richtung zu 
verschieben. Den Angehörigen der respektablen Mitte werden Unsicherheiten 
und Abhängigkeiten zugemutet, die den Abstieg in die unterprivilegierten Milieus 
symbolisieren. Angehörige der höheren Dienstleistungsmilieus sehen sich konfron-
tiert mit einem widersinnigen Abbau des Bildungs-, Gesundheits-, Kultur- und 
Sozialwesens und der kommunalen Infrastrukturen, in denen ein großer Teil von 
ihnen beschäft igt ist.

Nicht nur die materiellen und moralischen Schiefl agen, sondern auch die Wie-
derherstellung kleinlicher autoritärer Strukturen treff en mehrheitlich nicht mehr 
auf gering qualifi zierte, sondern auf gut gebildete, autonomiefähige Bürgerinnen 
und Bürger. Sie erfahren in ihrem Arbeits- und Lebensalltag, dass es die neuen 
Dynamiken zu mehr Kompetenz und Partizipation gibt, dass diese aber durch die 
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neuen Privilegienstrukturen gebremst oder sogar abgebaut werden. Die interna-
tional vergleichende Erwerbsstatistik bestätigt dies: Die Zahl der Erwerbstätigen 
im Hochqualifi kations- und im Tertiärbereich und die Einkommen der Frauen 
liegen deutlich unter dem internationalen Durchschnitt (vgl. Vester 2010).

In der Mitte, die ihre Anliegen aktiver vertreten kann, rührte sich nach und 
nach eine aktivere Gegenwehr von Gewerkschaft en und von Bürgerbewegungen, 
wachsende Bewegungen zur Ersetzung des dreigliedrigen Schulsystems durch 
Gesamtschulen und auch Protestbewegungen gegen haushaltspolitische Asymme-
trien, das Sparen bei Sozialausgaben und die Verschwendung von Steuergeldern 
für große Banken, Energiekonzerne und Verkehrsprojekte. Die politische Verdros-
senheit richtet sich nicht einfach auf materielle Verteilungsfragen, sondern auf 
die moralisch-symbolische Ebene der „Arroganz der Macht“, die in Wirtschaft , 
Gesellschaft  und Politik durch das Stichwort „Basta-Politik“ symbolisiert wird. Seit 
dem Kampf um „Stuttgart 21“ im Jahre 2010 haben diese Bewegungen eine neue 
Qualität, die neuer umfassender Demokratiebewegungen, erreicht. Das Gleiche gilt 
für die machtvollen neuen Protestbewegungen gegen die privilegierten politischen 
Oligarchien, die wenig später in den arabischen Ländern, in den südeuropäischen 
Ländern, in Israel und in verschiedenen Schwellenländern entstanden sind. 

Perspektiven der Krise und des Pfadwechsels 

In den alternativen Konzepten der gesellschaft spolitischen „Pfade“ sind die 
Sozialpolitik und Wirtschaft spolitik eng miteinander verkoppelt. Ein Ausbau 
der sozialstaatlichen Dienstleistungen (Bildung, Gesundheit, Soziales, Kultur, 
Infrastrukturen) kostet den Staat und die Steuerzahler nach keynesianischer 
Ansicht nicht nur Geld. Er hat, in der Sprache der Ökonomie, auch einen po-
sitiven „Multplikatoreff ekt“: Er schafft   Arbeitsplätze, deren Inhaber Steuern 
zahlen und Konsumgüter nachfragen, die dann wieder Arbeitsplätze sichern 
usw. Er senkt die Arbeitslosigkeit und erhöht die Inlandsnachfrage nachhaltig 
und erheblich. Damit bietet er auch eine Lösung für das große wirtschaft spoli-
tische Problem der hoch entwickelten kapitalistischen Länder, die langfristige 
Abschwächung und Stagnation des Wirtschaft swachstums.

Im Gegensatz dazu hat das neoliberale Versprechen, durch das freie Spiel der 
Marktkräft e die Entwicklung der Produktivkräft e freizusetzen, sich nicht erfüllt. 
Das von den Stagnationstendenzen ausgelöste Wettrennen um die „Exportwelt-
meisterschaft “ hat die Problemlagen nach und nach verschärft . Je mehr durch 
exportfördernden Kostensenkungen unsere Inlandsnachfrage gedämpft  wurde, 
desto mehr wurde unsere Gesamtnachfrage vom Export abhängig. Zugleich ver-

stärkten sich innerhalb wie zwischen den Volkswirtschaft en die Ungleichgewichte. 
Innerwirtschaft lich stiegen durch enorme gewinnfördernde Steuer- und Kosten-
senkungen nicht nur die sozialen, sondern auch die ökonomischen Kosten der 
gesteigerten Exportorientierung. Im internationalen Maßstab nahmen die Dispa-
ritäten zwischen Ländern, die zu viel und die zu wenig exportierten, anhaltend zu. 

Ende 2008 erreichte diese Entwicklung einen Kulminations- und ersten Wende-
punkt. Die Spekulationsblase des Finanzmarktkapitals, die die Stagnationstendenzen 
überspielen sollte, wurde so aufgebläht, dass sie zum dritten internationalen Börsen-
zusammenbruch seit den 1970er Jahren führte. Die Krise wird langfristig nicht mehr 
auf die gleiche Weise durch den deutschen Hyperexport bewältigt werden können 
wie ihre beiden Vorgänger. Die Exportabhängigkeit der BRD zeigt zunehmend 
ihr Janusgesicht: Die BRD profi tiert überdurchschnittlich von Aufschwüngen der 
Weltwirtschaft , und sie ist ebenso überdurchschnittlich von Abschwüngen betroff en.

So war die Bundesrepublik besonders betroff en, als in der Finanzkrise von 2008/09 
die Nachfrage nach Industriegütern aus den USA und den anderen verschuldeten 
Volkswirtschaft en einbrach. Sie überbrückte dieses Problem 2009 durch eine starke 
Nachfragestimulierung auf dem Binnenmarkt, insbesondere durch Stützung der 
Kurzarbeit und der Autokäufe. Der Rückgang des Exports in die Schuldnerländer 
wurde ab Mitte 2009 durch den sich rasch erholenden Export des Automobil-, 
Maschinen- und Anlagenbau in die großen neuen Industrieländer in Asien und 
Lateinamerika kompensiert.

Der Zwischenaufschwung der Weltwirtschaft  hielt aber nur bis zum Sommer 
2011 an. Von ihm profi tierten vor allem Länder mit hoher Exportbilanz wie die 
Bundesrepublik. Besonders in den Schuldnerländern hielt die Stagnation der Real-
wirtschaft , d.h. des Wachstums, der Investitionen und der Massenarbeitslosigkeit, 
an. Die wachsenden Disparitäten zwischen den Ländern der Europäischen Union 
führten schließlich zur Eurokrise und weltweit zur Gefahr einer neuen Rezession. 
Ende August 2011 signalisierte der liberale „Economist“ (27.8.-2.9.2011, S. 10) 
die Notwendigkeit eines wirtschaft spolitischen Kurswechsels. Unter dem Titel 
„How to avoid a double dip“ las er der Politik die Leviten: 

„Im Jahre 2008 wurde die Weltwirtschaft  durch einen mutigen und koordi-
nierten Plan, die Banken zu stützen und dem Abschwung mit einem fi skalischen 
und monetären Stimulus zu begegnen, gerettet. Heute fehlt ein solcher Mut (die 
Krise der Euro-Zone steht für Politiker, die zu wenig zu spät tun). Es gibt keine 
Koordination. Und soweit die Maßnahmen ein gemeinsames Th ema haben, ist 
es das falsche: Politiker überall in den reichen Ländern haben eine zu kurze Sicht 
fi nanzieller Austerität – eine Runde von Haushaltskürzungen, die das Risiko 
einer neuen Rezession nur erhöhen wird. Dieser Weg muss aber nicht gegangen 
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werden. Im Geist von 2008 könnten die policy makers eine koordinierte Strategie 
einschlagen, um dem Wachstum Auft rieb zu geben. […] Eine solche Agenda des 
Wachstums würde die Aussichten der reichen Länder nicht völlig verändern. Die 
Erholung wäre dann immer noch unsicher und langsam. Aber sie hätte eine weit 
bessere Chance, sowohl eine Rezession als auch eine Stagnation zu verhindern als 
das heutige policy mix. Es ist höchste Zeit, den Kurs zu wechseln“ (ebd.). 

Die Eurokrise beruht, wie Helmut Schmidt zur gleichen Zeit hervorhob, auf 
den gigantischen Überschüssen der deutschen Leistungsbilanz. Das sei „vie-
len anderen europäischen Regierungen und auch der öff entlichen Meinung in 
diesen Ländern zu Recht ein Dorn im Auge.“ Abhilfe verschaff en könne nur 
eine Belebung der Binnennachfrage in Deutschland (Frankfurter Rundschau, 
26.8.2011, S, 11). Der keynesianische Nobelpreisträger Joseph Stiglitz verlangte 
vor Angehörigen der Protestbewegungen in Madrid eine wirtschaft spolitische 
Kehrtwende und eine entschiedene Stärkung der Inlandsnachfrage durch höhere 
Einkommen sowie Investitionen in Bildung, Spitzentechnologien, Dienstleis-
tungen und Infrastrukturen (El País, 26.7.2011, S. 1 u. 14). – Das heißt, dass 
nicht nur die fi nanzpolitischen Regulierungen, sondern auch die Arbeitsteilungen 
innerhalb der einzelnen Volkswirtschaft en und zwischen ihnen neu justiert und 
ausbalanciert werden müssen.

Es muss aber wohl erst ein Schock vom Kaliber der Finanzkrise von 2008 oder 
der Fukushima-Katastrophe von 2011 kommen, um einen solchen Kurswechsel 
zu motivieren. Die Durchsetzung einer nachfragedämpfenden Austeritätspolitik 
in den Euro-Ländern verstärkt aber bereits die Spannungen, die zu neuen Schocks 
führen können. 

Noch hat die heilige Kuh der Tabuierung von progressiver Besteuerung und 
staatlicher Kreditaufnahme nicht ausgedient. Aus den neoliberalen Jahren hat 
sich in den Köpfen vieler die Vorstellung festgesetzt, wir lebten wieder in der 
alten Mangelgesellschaft , in der die Arbeitsproduktivität, der gesellschaft liche 
Reichtum und die staatlichen Haushaltsmittel sehr gering sind und die knap-
pen Kassen durch die wachsende Zahl der Alten, der Jungen und in der Ausbil-
dung Befi ndlichen der ausländischen Zuwanderer usw. usf. extrem überfordert 
würden. Daher würden sich Staat und Gesellschaft  zu Lasten der kommenden 
Generationen unverantwortlich verschulden. Also komme es darauf an, diese 
vermeintliche Vergeudung von Ressourcen durch „Sparen“ herunterzufahren: Ein 
Schuljahr weniger zum Abitur, größere Schulklassen, Lehrmittel selber kaufen, 
Studiengebühren, mehr Eigenleistung im Krankheitsfall, private Bildungs- und 
Pfl egeeinrichtungen, Kürzung des Rentenalters um zwei Jahre, Herunterfahren 
von Stadtteilbüchereien, Schwimmbädern usw. usf. 

Ist das wirklich alles nicht bezahlbar? Da helfen Kenntnisse der Zins- und 
Zinseszinsrechnung, wie es der keynesianische Ökonom Karl Georg Zinn rät. 
Selbst bei dem jetzigen mäßigen Wirtschaft swachstum von etwa zwei Prozent 
verdoppelt sich das Bruttosozialprodukt alle 20 bis 25 Jahre. Bei einem hohen 
absoluten Umfang des BSP sind dies, pro Kopf und absolut gesehen, weit mehr 
als zehn Prozent des BSP in einem Land, das sich gerade von Armut und Mangel 
zu befreien beginnt. Wenn bei diesem Reichtum die progressive Besteuerung, wie 
sie andere hoch entwickelte Länder noch haben, wieder ernst genommen würde, 
könnten ohne weiteres alle Wohlfahrtsleistungen, die heute angeblich zu teuer 
sind, bezahlt werden – und die ökologische Wirtschaft sumstellung dazu. 

Die neoliberale Politik wird von weniger als zehn Prozent der Bevölkerung 
gutgeheißen. Mehr als 80 Prozent unterstützen eine Rückkehr zu einem Wohl-
fahrtsstaat in konservativer oder sozialdemokratischer Prägung. Das Problem 
liegt eher darin, ob die in den Volksparteien maßgeblichen Machtgruppen in 
ihrer Mehrheit ebenfalls wohlfahrtsstaatlich oder aber neoliberal tendieren. Wie 
die Wahlergebnisse zeigen, gehören die wohlfahrtsstaatlichen Vorstellungen der 
Bevölkerung zu den dauerhaft en Verhaltensdispositionen. Doch die neoliberalen 
Fraktionierungen, die in den Volksparteien nach 1990 die Vorherrschaft  gewonnen 
haben, sind immer noch stark. Die neoliberale Weichenstellung hat seit etwa 1991 
bei einer Mehrheit der Bevölkerung, wie Umfragen bestätigen, zur „politischen Ver-
drossenheit“ von mehr oder minder 60% geführt. Erhebliche Wählerpotentiale sind 
von den Volksparteien zu den kleinen Parteien bzw. der Gruppe der Nichtwähler 
abgewandert. Dies hat zu einer „Krise der politischen Repräsentation“ beigetragen 
(Vester u.a. 2001: 116-118). Der Druck wird zunehmend auch außerparlamenta-
risch, hat aber noch keinen Kurswechsel hervorgebracht. 

Der Druck zu einem neuen Pfadwechsel, der aus dem internationalen Kräft efeld 
kommt, hält jedoch an. Mit den Disparitäten der Volkswirtschaft en wächst die 
Gefahr neuer Schocks, ohne die off enbar die besten Argumente zum Umsteuern 
wirkungslos bleiben.
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Franz Hamburger

Freiheit für das Kapital – Mauern für die Armen

Der digitale Kapitalismus potenziert Widersprüche ins Globale. Während täglich 
Milliarden Dollar um die Börsen der Welt gejagt werden auf der Suche nach noch 
kurzfr istigeren Renditen, werden die Mauern für die der Dynamik des Kapitals 
folgenden Menschen teilweise abgerissen, teilweise hochgezogen. Für Sportgladia-
toren und IT-Fachleute werden „Anwerbestoppausnahmeverordnungen“ erlassen, 
gegen die anderen werden die Abwehrinstrumente von FRONTEX verfeinert. 
Während der internationale Massen- und Luxustourismus jährliche Steigerungs-
raten meldet, kommen im Mittelmeer ungezählte Flüchtlinge ums Leben. Deren 
Schicksal wird von Schleppern und Neppern bestimmt, das von Millionen Frauen 
von der Mafi a und anderen Menschenhändlerorganisationen. Waff en-, Rausch-
gift - und Menschenhandel in allen nur denkbaren Formen sind das logische Kor-
relat des Wertpapierhandels. Denn wo sich die Entfaltung des Finanzkapitals von 
der territorial verfestigten Produktion abgelöst hat, sind die legalen und vor allem 
illegalen Handelsströme eine zentrale Quelle des Profi ts.

1.

Drei Dynamiken entwickeln sich gleichzeitig und gleichsinnig: Die Mobilisie-
rung von Menschen für die Migration, die Abwehr der unerwünschten Mobilität 
und die Entfaltung der irregulären Migration. Sie bilden eine logische Einheit.

Die Anwerbung von Kolonisten, die Ansiedlung von Bauern und Handwer-
kern und die Mobilisierung einer industriellen Reservearmee ist ein elementarer 
Strang der Gesellschaft sgeschichte. Barrieren, die die Steigerung der Produktion 
zu begrenzen begannen und ihre Ursache im Mangel an Menschen hatten, wur-
den durch politisch-herrschaft liche Steuerung beseitigt. Ansiedlung in einem 
Kolonialismus nach innen und außen, Sklavenhandel und Arbeitsmigration/
Wanderarbeit bilden eine ununterbrochene historische Realität.

Widersprüche. Verlag Westfälisches Dampfboot, Heft 122, 31. Jg. 2011, Nr. 4, 35 – 42
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Die den Migrationsbewegungen zu Grund liegenden Push-Faktoren, vom 
Bevölkerungswachstum über Hunger, Not und Naturkatastrophen bis hin zu 
Vertreibung und Verfolgung, haben gelegentlich eine mit den Pull-Faktoren 
übereinstimmende Größenordnung erreicht. Aber die Bedarfe der neuen Märkte 
richten sich nicht nach den Notwendigkeiten der alten Lebensbedingungen. Die 
Möglichkeit der Auswanderung selbst, vor allem aber das Wissen darüber bzw. 
das Wissen darüber, dass es eine Alternative zum bloßen Ertragen der gewohn-
ten Lebensverhältnisse gibt, wird zum Faktor der Mobilisierung für Migration. 
Migration verursacht Migration.

Gegen die selbsttätige Migration werden Mauern errichtet, und zwar materi-
ell, technisch, ideologisch-kulturell, rechtlich und politisch. Doch können diese 
Grenzziehungen nicht vollständig wirken, denn sie müssen für die weiterhin 
selektiv erwünschte Mobilität porös bleiben. Irreguläre Migration ist also möglich 
und nötig. Denn dort, wo die legalen Märkte Migranten aufnehmen, wollen auch 
die illegalen Märkte Migranten aufnehmen, wollen auch die illegalen Märkte von 
Migranten profi tieren.

Wenn beispielsweise der legale Arbeitsmarkt dadurch die Profi traten steigern 
kann, dass er Arbeitskraft , für deren Entstehung er keine Kosten hatte, verwertet, 
dann muss der illegale Arbeitsmarkt noch billigere, also irreguläre Arbeitskraft  
verwerten, um seine Profi tabilität zu sichern.

Die unermesslichen Bedarfe der Metropolen von Großreichen, der reichen Na-
tionen oder bestimmten Gesellschaft sklassen und Produktionszweigen an verwert-
baren Menschen sichern die Profi te der Sklavenhändler, Vermittlungsagenturen 
und des organisierten Verbrechens. An den „Gestrandeten“ der Mittelmeerküsten 
verdient die Mafi a – so wie die Kapitäne der Nordatlantikschiff e im 18. und 19. 
Jahrhundert an den Auswanderern aus Alteuropa. Der Mensch ist Ware – vom 
Kolonialreich der Griechen am Schwarzen Meer bis hin zu den Haushaltshilfen 
und Prostituierten der modernen Welt. Je schärfer das Grenzregime aufgebaut 
wird, umso höher steigt der Preis; Illegalität kann nicht zum Erliegen gebracht, 
sie kann nur teurer werden. Und jeder Tyrann, der verspricht, die Grenzen dicht 
zu halten, wo Migration unerwünscht ist, wird reichlich belohnt – mit Entwick-
lungshilfe, Waff en und Ausbildungshilfen für Polizei und Militär.

2.

Die Abwehr und Steuerung von Migration ist zu einer vorrangigen politischen 
Aufgabe geworden. Dies hängt mit dem erreichten Stand der globalen Kommu-
nikation und der Mobilitätstechnologien zusammen. Fußballspiele und Kultur-

veranstaltungen, Events und Katastrophen werden weltweit in Echtzeit kom-
muniziert. Doch nicht nur Geldströme für Katastrophenopfer werden dabei 
mobilisiert, sondern auch Motive und Wünsche nach einem besseren Leben wer-
den aktiviert und ausgerichtet. Es ist nur eine Frage der verfügbaren Ressourcen, 
frei fl ottierende Wünsche zu befriedigen. Denn es steht fast überall in der Welt 
die erforderliche Verkehrsinfrastruktur zur globalen Beweglichkeit zur Verfügung.

Die Chancen, die informationellen und verkehrstechnologischen Infrastruk-
turen zu nutzen, sind jedoch prinzipiell ungleich verteilt, je nachdem, wo man in 
Zentren und Peripherien, die über die ganze Welt verteilt sind, sich aufh ält und 
auf welche fi nanziellen Ressourcen man zurückgreifen kann. Die Verteilung von 
Angebot und Nachfrage der Ware Arbeit ruht auf dieser Verteilung auf.

Die Widersprüche zwischen Denkbarem und Möglichem werden durch die 
Ungleichzeitigkeit der großen Freiheiten (wie sie in der Europäischen Union 
genannt werden) für Kapital und Waren, Dienstleistungen und Menschen gestei-
gert. Das Kapital hat sich von der territorialen Bindung an Produktionsstätten 
gelöst und fl ießt zu den kurzfristigen Profi traten. Die Warenströme sind dank 
Verkehrsinfrastruktur auf optimale Kompositionseff ekte orientiert und werden 
durch Dienstleistungen nach den Interessen der Kaufk raft  gesteuert. Menschen, 
die in die Prozesse integriert sind, werden inter- oder transnationalisiert und 
nach Nützlichkeit kontingentiert. Alle Unzweckmäßigkeit wird minimiert, alles 
Stehende vergeht, in Raum und Zeit Fixiertes löst sich auf. Unschwer lässt sich die 
Diagnose des Kommunistischen Manifest zur Aufl ösung des Feudalismus durch 
den Kapitalismus übertragen auf die Aufl ösung des Produktionskapitalismus 
durch den digitalen Finanzkapitalismus.

Die Vor- und Nachteile dieses Prozesses verteilen sich kumulativ je nach der 
jeweiligen Ausgangssituation. Die globale Ungleichheit wird verstärkt, weil die je 
ärmeren Regionen der Welt ökonomisch destabilisiert und ökologisch degradiert 
werden. Ärmere Regionen versuchen, durch intensivierte Ressourcennutzung 
(konkret: Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen) ihre marginale Position 
zu verbessern, verschärfen ökologische und dann soziale Krisen mit der Folge eines 
erhöhten Migrationsdruckes.

3.

Unter globalisierten Rahmenbedingungen verändert sich auch das Verhältnis 
von Ökonomie, Politik, Sozialstruktur und Kultur – um wieder einmal das 
Schema von Talcott Parsons zu bemühen. Die Legitimationsbasis von Politik ist 
weitgehend und nach wie vor die nationalstaatliche Ordnung. Während sich die 
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Fiktion einer Nationalökonomie schon lange aufgelöst hat, wird die Vorstellung 
einer politischen Steuerung nach wie vor am Leben gehalten. Faktisch hat sie 
sich auf die Subvention von Standorten reduziert, um im Wettbewerb der Kon-
kurrenzstaaten, wie es innerhalb der Europäischen Union schon länger der Fall 
ist, Stand halten zu können.

Haben von diesen Entwicklungen bisher die mächtigen Staaten und starken 
Standorte profi tiert, so werden sie jetzt Opfer ihrer eigenen Liberalisierungspolitik. 
Denn die Wirtschaft smächte haben zusammen mit den transnationalen Akteuren 
des Finanzkapitals eine rasante Deregulierung betrieben und durch Liberalisie-
rung der Märkte dafür gesorgt, dass die Ungleichheiten global ausgedehnt und 
erweitert wurden.

Gleichzeitig sind öff entliche Tätigkeitsbereiche privatisiert worden, so dass die 
Ausdehnung der Märkte die staatlichen Interventionsbereiche verkleinert hat. Das 
Verhältnis von Politik und Ökonomie hat sich nicht prinzipiell verändert, denn 
die Politik hat schon immer die Bedingungen für die Entfaltung der Ökonomie 
gesichert; aber im globalisierten Kontext setzt die Ökonomie die Bedingungen, 
denen sich territorial gebundene Politik unterwerfen muss.

Migration als Element der Sozialstruktur entwickelt sich dabei in einem spezifi -
schen Spannungsfeld. Einerseits muss die Politik eine sehr fl exible Regulierung von 
Migration organisieren, damit die schnell wechselnden Bedarfe der Arbeitsmärkte 
befriedigt werden können. Die Anwerbung von Gastarbeitern im Jahr 1955 in 
Deutschland hat beispielsweise begonnen, obwohl gleichzeitig eine Million Ar-
beitslose registriert waren. Deren territoriale, motivationale und qualifi katorische 
Mobilisierung im nationalen Rahmen erschien aber zeitlich und fi nanziell zu auf-
wendig, um den ausdiff erenzierten Arbeitsmarktbedarf schnell decken zu können. 
Ähnlich verhält es sich im neuen Jahrzehnt in der europäischen Zentralregion, 
wo die Wirtschaft  nach schnell und unkompliziert einsetzbaren Arbeitskräft en 
auf einem bestimmten Qualifi kationsniveau giert, während gleichzeitig soziale 
Probleme durch Ausschluss von Qualifi kationspotentialen generiert werden.

Die Deregulierung des Arbeitsmarktes und der Abbau sozialstaatlicher Armut-
sprävention führt zu einer Vergrößerung der Armutspopulation, der gegenüber 
eine staatliche Loyalität zunehmend mit nationalistischen Parolen abzusichern 
versucht wird. Rassistische Militanz und Bedarf nach „transnationaler Flexibilität“ 
der Arbeitskräft e stehen sich scharf gegenüber.

Die nationale Schutzpolitik kommt auch in den ärmeren Ländern der Welt (zu 
oder sehr) spät. Dort haben die Regierungen die Ausbeutung der Rohstoff e und die 
Zerstörung der natürlichen Ausstattung vorangetrieben – vor allem um sich selbst 
zu bereichern – und versuchen jetzt teilweise, die Fortsetzung dieses Prozesses 

aufzuhalten. Denn er führt nach Rodung der Urwälder beispielsweise nicht zum 
Reichtum, sondern zur Armut durch Beseitigung von Subsistenzmöglichkeiten 
und zur massiven ökonomischen Abhängigkeit. Dabei entsteht ein erheblicher 
Migrationsdruck, der durch Umweltkatastrophen und demografi schen Wandel 
forciert wird. Die zeitliche Verdichtung dieser Prozesse folgt hilfl os der Dynamik 
der Kapitalbewegungen. Diese vollziehen sich teilweise in globaler Echtzeit und 
üben deshalb einen politisch und sozial nicht einholbaren Druck aus.

Im Wissen der Gesellschaft en und seiner Kultivierung sind diese Veränderun-
gen nur von kleinen radikalen Minderheiten nachvollziehbar. Die informations-
technologischen Dynamiken sind vom menschlichen Verstand nur gelegentlich 
nachvollziehbar. Die kulturellen Bearbeitungen dieser Verstehensversuche sind 
lebensweltlich praktisch nicht mehr vermittelbar, weil sie sich in einem globalen 
Vorstellungsraum bewegen, der nur noch hoch abstrakt und widerspruchsvoll 
symbolisiert werden könnte.

Die Dynamik der Kultur wird deshalb durch Migration erhöht und zugleich 
verlangsamt. Beschleunigt wird sie, weil mit den Menschen auch ihr Wissen und 
ihre erwartbare Selbstdefi nition wandert, und verlangsamt wird sie, weil die Mi-
granten ihre erworbenen Muster konservieren und in Folklore transformieren. 
Sie transportieren ihre lokale Kultur in die Fremde und repräsentieren dort reale 
Fremdheit. Dies provoziert bei den Einheimischen nicht nur Lust auf Konsum des 
Exotischen, sondern auch Abwehr und den Versuch der Revitalisierung des ver-
gangenen Eigenen. Der Boom der lokalen Traditionsfeste – die es tatsächlich seit 
wenigen Jahren oder Jahrzehnten gibt – hält nicht nur die lokale Kleinökonomie 
am Leben, sondern auch die regionale kulturelle Selbstdefi nition. Ob die Kultur 
der Transnationalen Sozialen Räume und der bornierten Provinzialität, zu der ja 
auch die importierte Folklore der Migranten gehört, miteinander verschmelzen 
oder nicht, und wenn ja, wie – das ist hier die Frage.

Die irreguläre Migration hat nun den „Vorteil“, dass sie ökonomische Bedarfe 
deckt, dass sie die kriminelle Ökonomie bereichert, dass sie eine Lösung für das 
politische Legitimationsproblem zwischen Abschottung und Liberalisierung 
darstellt, dass Aggressionen und Bedrohungsgefühle gegen die „Illegalen“ gerichtet 
werden und dass deren Stigmatisierung das kulturelle Selbstverständnis der Ge-
sellschaft  als einer modernen Gesellschaft  immunisiert. Alternative Vorstellungen 
entwickeln sich theoretisch in der Staatsrechtsphilosophie (von Immanuel Kant 
bis Seyla Benhabib) und praktisch bei Pro Asyl.
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4.

Die Zahl der Migranten im globalen Maßstab ist nicht bestimmbar. Dies hängt 
damit zusammen, dass der Begriff  unterschiedlich defi niert wird und deshalb 
die statistische Erfassung unterschiedlich erfolgen muss. Die Defi nitionsmerk-
male variieren im Hinblick auf die Zeit (Dauer des Wohnsitzwechsels, tempo-
räre Migration versus Umsiedlung) und im Hinblick auf den Raum (regionale 
versus überregionale, innerstaatliche versus internationale Migration). Die all-
gemein verbreiteten Schätzungen internationaler Organisationen bewegen sich 
zwischen 190 und 250 Millionen Menschen, die dauerhaft  nicht in dem Land le-
ben, in dem sie geboren sind. Diese Art der Schätzung impliziert dann beispiels-
weise, dass die nahezu 30 Millionen chinesische Wanderarbeiter nicht erfasst 
sind, obwohl ihre soziale Lage und ihre rechtliche Position weitaus schlechter ist 
als die der Ausländer in zentraleuropäischen Ländern.

Bedeutsam ist, dass der Anteil der Migranten an der Weltbevölkerung mit ca. 3% 
relativ konstant bleibt – auch über einen längeren Zeitraum hinweg. Aber auch dazu 
gibt es unterschiedliche Schätzungen, ebenso zum Anteil der irregulären Migration.

Irregularität entsteht sowohl durch „unerlaubte“ Zuwanderung, in Europa aber 
überwiegend durch das Auslaufen befristeter Aufenthalts- und Arbeitserlaubnisse. 
Dieser Sachverhalt wiederum ist ein Hinweis darauf, dass der Arbeitskräft ebedarf 
in Europa mit einem breiten Instrumentarium an Steuerungsstrategien reguliert 
wird. Nach wie vor dominieren die Strategien der befristeten Anwerbung von 
Arbeitskräft en (in Europa, in den arabischen Ölförderländern beispielsweise), so 
dass auf Krisen und Schwankungen der Konjunktur fl exibel reagiert werden kann. 
Für diese „Gastarbeiter“ ist nach wie vor der Begriff  „Reservearmee“ zutreff end.

Der Prozess der Migration wird vor allem als „Zuwanderung“ wahrgenommen, 
denn bei aller Nützlichkeit der Migranten werden immer wieder und überall die 
Ängste vor den Fremden geschürt. Diese Politik mit den Migranten ist ein konstantes 
Element der Migrationsgeschichte. Zuwanderer werden auf jährlich 12 Millionen 
weltweit geschätzt, wobei es wegen der technologischen Erleichterung und der aus-
länderrechtlichen Durchsetzbarkeit große Schwankungen gibt, die im Weltmaßstab 
natürlich nicht gleichzeitig und gleichgerichtet ablaufen. Die Abwanderung ist in vie-
len Ländern ebenso stark wie die Zuwanderung ausgeprägt, so dass der Wanderungs-
saldo dann vielfach ausgeglichen sein kann, auch wenn das Wanderungsvolumen 
insgesamt hoch ist. In Deutschland beispielsweise ist in den 1990er Jahren noch ein 
Fünft el der ausländischen Wohnbevölkerung pro Jahr zu- oder abgewandert. Diese 
Fluktuationsrate liegt nach der Jahrhundertwende regelmäßig bei einem Sechstel. 
Und dabei sind alle kurzfristigen Zu- und Abwanderungen wie die der Saisonarbeiter 
nicht erfasst, ebenso wenig die Bewegungen der faktischen und fi ktiven Touristen.

Nach den Bewegungen der Arbeitsmigranten ist Familiennachzug (und Ket-
tenmigration) eine häufi ge Form der Migration. Die Arbeitsmigration dominiert 
in vielen Teilen der Welt, in anderen die Flucht. Je nachdem wo und wie sich Bür-
gerkriege und Umweltzerstörungen bzw. -katastrophen entwickeln, kann die Zahl 
der Flüchtlinge schnell ansteigen. Am Ende des letzten Jahrzehnts waren der Hohe 
Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen und das UN-Flüchtlingswerk für 
die palästinensischen Flüchtlinge (4,6 Millionen) für ca. 16 Millionen Menschen 
zuständig (vgl. Angenendt 2011).

Symptomatisch für die neueren Entwicklungen sind die schärfere Abwehr von 
irregulärer Migration und die kurzfristige Arbeitsmigration. Wenn beispielsweise 
chinesische Arbeitskräft e zusammen mit ihren Wohncontainern auf Sattelschlep-
pern für ein paar Wochen zur Blaubeerenernte nach Nordschweden verfrachtet 
werden, ist dies noch nicht einmal in der Migrationsstatistik erfasst.

Die regionale Verteilung der Migration folgt einem einfachen Schema: Im 
Vordergrund steht die Land-Stadt-Wanderung in allen Kontinenten, und zwar 
innerhalb der Staaten. Die internationale Migration lässt sich ebenfalls mit diesem 
Muster erfassen: Sie ist global und kontinental auf die jeweils fortgeschrittensten 
Zentren gerichtet. Dabei weisen die reichen Ölförderländer die höchsten Migra-
tionsraten auf – sie exportieren aber auch am schnellsten die (drohende) Arbeits-
losigkeit zurück nach Indien, Pakistan und Bangladesch. Unabhängig davon ist 
die Feminisierung der Migration eine dominante Tendenz (Dienstleistungen von 
der Haushaltsarbeit über die Pfl ege bis hin zur Zwangsprostitution). 

Der Bedarf an bestimmten verwertbaren Qualifi kationen ist sowohl der Grund 
für die Feminisierung der Migration wie auch für die Zunahme der Migration 
hochqualifi zierter Fachkräft e. Brain drain und brain gain haben schon immer 
das Wanderungsgeschehen mit beeinfl usst. Auch wandern im internationalen 
Kontext schon immer nicht die Armen und die Unterschicht einer Gesellschaft  
aus, sondern die Qualifi zierten aus der Mittel- und Oberschicht. Traditionelle 
Einwanderungsländer haben schon immer eine harte Selektivität durchgesetzt 
und sowohl Humanressourcen als auch Finanzressourcen in’s Land geholt. In 
der Regel ist die Durchsetzung eines utilitaristischen Migrationsregimes mit 
irregulärer Zuwanderung verbunden.

5.

Die Weltwirtschaft krise seit 2008 wirkt sich bei Migranten zuerst und zutiefst 
aus. Sie sind überall von Entlassungen betroff en und verlieren ihren Rechtssta-
tus. Sie können mit ihren Überweisungen die Herkunft sregionen nicht mehr 
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unterstützen (diese Rimessen sind normalerweise doppelt so hoch wie die welt-
weiten Entwicklungsprogramme). Arbeitslosigkeit verstärkt die Armut und 
führt zur Obdachlosigkeit. Billiglöhne können noch einmal ausgeweitet wer-
den, das Lohnniveau insgesamt kann auch aus diesem Grund niedrig bleiben. 
Vor allem „exportstarke“ Länder wie Deutschland verdanken ihre ökonomische 
Dominanz der entlohnungspolitischen Disziplinierung und arbeitsmarktpo-
litischen De-regulierung. Um diese durchsetzen zu können, muss aber vorher 
eine scheinbare oder reale Alternative für die standortgebundene Produktion 
in einem Billiglohnland aufgebaut werden, damit die Drohung mit dem Export 
der Arbeitsplätze Anschaulichkeit gewinnt. Dann wird der Hinweise auf „Glo-
balisierung“ zum klassenkämpferischen Argument. Das „Wirtschaft swunder“ 
war noch mit beachtlichen Lohnsteigerungen verbunden, weil die Systemkon-
kurrenz zu materiellen Zugeständnissen zwang.

Migrationsströme kehren sich in der Krise um und vergrößern in den frühe-
ren Herkunft sregionen die sozialen Probleme. In Europa beispielsweise sinkt 
das Einkommen der alten Mittel- und Nordeuropäer, die bisher am Mittelmeer 
gelebt haben, und sie müssen „heimkehren“. Gleichzeitig kehren Arbeitskräft e in 
ihre Herkunft sländer zurück und verdrängen dort die rechlosen afrikanischen 
Saisonarbeiter (vgl. Düwell 2006 u. 2009). Rassismus als Reaktionsmuster steigt 
an – auch in Mittel- und Oberschichten, denn Krisen steigern Bedrohungsgefühle 
in allen Teilen der Gesellschaft . Weil politisch die Finanzkrisen nicht mehr be-
herrschbar sind und das Kapital zunehmend und in unüberschaubarem Ausmaß 
aus den öff entlichen Haushalten subventioniert wird, bedient sich Politik der 
Ablenkung der Aufmerksamkeit auf Terrorismus und die Fremden. Dies erhöht 
den Verdrängungsdruck, der sich zuerst auf die Migranten richtet.

6.

Alle passenden allgemeinen Th eoriemodelle der Sozialwissenschaft en wurden 
auf den Gegenstand „Migration“ angewandt. Synthesen landen in der Regel bei 
einfachen, weil allgemeinen Unterscheidungen wie: Ursachen und Folgen von 
Migration, Push- und Pull-Faktoren, Förderungs- und Verhinderungsbedin-
gungen, ökonomischen-sozialen-politischen- individuellen Kräft en. Gegenwär-
tig dominiert das Konzept der „Transmigration“, in dem allerdings weitgehend 
traditionelle Phänomene lediglich umdefi niert werden.

Der Anspruch, den globalen Rahmen zu erfassen und zu verstehen, in dem die 
moderne Migration ihren Platz hat, ist theoretisch kaum einzulösen. Ein gelungener 
Versuch ist allerdings die Triologie „Das Informationszeitalter“ von Manuel Castells 

(2001-2003). Das Kernstück dieses Modells ist das Konzept des digitalen Kapitalis-
mus, der Arbeits- und Herrschaft sformen, Kommunikations- und Mobilitätsmuster, 
Öff nungen und Schließungen von Gesellschaft en und Kulturen umwälzt. In diesem 
Modell lassen sich durchaus genau die umfassenden Krisen am Anfang der 2010er 
Jahre verstehen und ebenso der Anstieg der nationalistischen und rassistischen 
Bewegungen und Kräft e. Dem kann, weil die Frage nach dem Positiven sich un-
ausweichlich, laut oder leise, stellt, auch Castells nur viele „Wenns“ entgegensetzen, 
aber immerhin sind diese Bedingungen immer schon nicht nur utopisch: 

„Wenn die Menschen aktiv und informiert sind und über die ganze Welt hinweg 
miteinander kommunizieren; wenn die Wirtschaft  soziale Verantwortung über-
nimmt; wenn die Medien zu Boten werden, anstatt Botschaft en zu sein; wenn sich 
die politisch Handelnden gegen den Zynismus wenden und den Glauben an die 
Demokratie wieder herstellen; wenn die Kultur aus der Erfahrung wieder hergestellt 
wird; wenn die Menschheit die Solidarität der Gattung auf dem gesamten Globus 
spürt; wenn wir mit der Solidarität zwischen den Generationen Ernst machen, 
indem wir mit der Natur in Harmonie leben; wenn wir zur Erforschung unseres 
inneren Ich aufbrechen, nachdem wir miteinander Frieden geschlossen haben. Wenn 
all dies durch unsere informierte, bewusste, gemeinsame Entscheidung möglich 
wird, während es noch Zeit ist, werden wir vielleicht endlich in der Lage sein, zu 
leben und leben zu lassen, zu lieben und lieben zu lassen“ (Castells, Bd. 3, S. 411f.).
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Punitivität und Kultur 
zwischen Moderne und Spätmoderne

Anmerkungen zu kultursoziologischen Zugängen

Einleitung

Im folgenden Beitrag wird der Fokus auf verschiedene soziokulturelle Facet-
ten wie kultursensible Th eoretisierungen der Punitivität gelegt. Auf Grund der 
Vielzahl unterschiedlicher wissenschaft licher Kulturkonzepte verzichten wir an 
dieser Stelle auf eine Defi nition von Kultur; dennoch muss auf folgendes hin-
gewiesen werden: Punitivität wird von den meisten hier besprochenen Auto-
ren weniger als ein sozialer Fakt gedeutet oder durch strikte kausalanalytische 
Analysen geformt und ungleich in der Grundgesamtheit verteilt verstanden. 
Gefolgt wird einem breiten Verständnis von Punitivität, welches sowohl Geset-
zesveränderungen als auch gewandelte Strafeinstellungen umfasst, allerdings 
um Fragen zu moralischen Paniken ergänzt. Dazu ist anzumerken, dass es nicht 
alleine das kriminalpolitische Feld und dessen Institutionen berührt, sondern 
nahezu zwangsläufi g auch den sich verändernden Kontext der Sozialstaatlich-
keit – sprich des Neoliberalismus – thematisiert. Zusammenfassend ließe sich 
betonen, dass es eher um die Konstruktionslogiken und die Konstitution von 
Punitivität geht beziehungsweise um ihre Kontextualisierung in modernen bzw. 
spätmodernen Gesellschaft sformationen. Zentral erscheint die Rekonstruktion 
von (neoliberalen) Mentalitäten und Sensibilitäten, die mit einer jeweiligen Kul-
tur einhergehen, ihr zugrunde liegen oder aus ihr hervorgehen. 

Strafe und Emotionen: Durkheim revisited

Die Rekonstruktion von Mentalitäten und Sensibilitäten dockt bei Emile Durk-
heim an, ohne immer und überall Bezug auf ihn zu nehmen. Dennoch ist eine 
Nähe zu den Schrift en Emile Durkheims nicht zu übersehen. Das führt dazu, 
dass derzeit die kulturellen Kontexte in den Schrift en Emile Durkheims zu Kri-
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minalität und Strafe eine Wiederentdeckung – oder, genauer gesagt eine Neu-
entdeckung erleben (Smith/Alexander, 2005: 1ff ., Gebhart 2009, vgl. Karstedt 
2006). Diese Neu- oder Wiederentdeckung ist umso erstaunlicher, weil Emile 
Durkheim unter vielen Kriminologen und Soziologen als einer derjenigen Klas-
siker gilt, dessen Schrift en auch heute noch als relevant angesehen werden. Die 
Literatur zu Durkheim ist inzwischen kaum noch zu übersehen. Diese Aner-
kennung gilt aber häufi g einem verkürztem Durkheim, einem Durkheim, der 
das Regelwerk einer analytischen Soziologie zu entwickeln versucht, der Gesell-
schaft  nicht philosophisch zu deuten, sondern soziologisch zu erklären versucht. 
In diesem Regelwerk nimmt Kriminalität einen zentralen Platz ein: Kriminali-
tät wird bei Durkheim als normal gedeutet, weil ohne die Abweichung Gesell-
schaft  nicht gedacht werden könne, sich in der Abgrenzung zur Abweichung 
Gesellschaft  konstituiere (vgl. Sack 1978: 314). Unter vielen akademischen Kol-
legen und Zeitgenossen, die daran arbeiteten, Varianten des Pathologischen zum 
hegemonialen Deutungsmuster von Kriminalität zu etablieren, war Normali-
tät als Kontext zur Erklärung von Kriminalität weder konkurrenz-, geschweige 
denn (als Teil akademischer Debatten) geschäft sfähig. Diese „methodologische 
Erzeugung der ‘Normalität’ des Verbrechens“ (Gephart 1990, vgl. auch König 
1968: IX-X und Lukes 1975) hat bis heute ihre Faszination nicht verloren. Da-
neben wird aber jetzt zunehmend ein Emile Durkheim in den Blick genommen, 
der die kulturellen Kontexte in dessen Schrift en in den Vordergrund rückt. Da-
bei ist sichtbar geworden (was in der Durkheim-Rezeption eher selten themati-
siert worden ist), in welchem Umfang Emile Durkheim Kriminalität bzw. Strafe 
und Emotionen zusammen gedacht hat (vgl. auch Bullasch 1987, Gephart 1990).

Rache und die Erfüllung von Rachebedürfnissen nehmen einen zentralen Platz 
in Emile Durkheims Argumentationskontexten ein. Emotionen fänden sich, so 
Durkheim, in verschiedenen Formen als Reaktionen auf ein kriminelles Delikt 
wieder. Ein krimineller Akt verletzte den kollektiven emotionalen Haushalt, der 
eine Gesellschaft  zusammen halte, er tangiere in negativer Weise kollektive Gefühle, 
die ein zentraler Bestandteil desjenigen Kitts seien, der Individuen und Gesellschaft  
zusammen binde. Die starke Reaktion auf die Beschädigung einer starken Emotion 
sei – so Emile Durkheim – Rache (vgl. dazu vor allem auch Garland 1990). Strafe 
habe auch religiöse Wurzeln, der aff ektbeladene und performative Charakter des 
Strafprozess habe die Funktion diese starken Emotionen einzufangen. Dennoch 
bleibe Strafe aber – so David Garland (1990) – im theoretischen Universum 
Emile Durkheims – vor allem ein moralisch-emotionaler Impuls und weniger ein 
rational-utilitaristisches Instrument, das Kontrolle und Sanktion verbinden und 
bewirken solle. Unabhängig von der Frage, ob diese Vorstellung mit dem Modell 

einer emotional-strafenden Wiederherstellung des kollektiven emotionalen Kitts 
der Gesellschaft  vielleicht eher vormoderne Strafbedürfnisse refl ektiere, so war diese 
Th ese erneut kaum mit zeitgenössischen kriminalpolitischen Th ematisierungen 
vereinbar, die eher auf die präventive Handhabbarkeit des Kriminellen und auf die 
objektivierende Entemotionalisierung des kriminellen Aktes durch die Konstella-
tionen der Strafprozessordnung im Strafprozess abstellten als auf die Erfüllung der 
Rachebedürfnisse jener, deren kollektive Gefühle verletzt worden waren.

Neuere Arbeiten einer als „new Durkheim“ (Smith/Alexander 2005) apostro-
phierten kultursoziologischen Lesart der Schrift en Emile Durkheims zu Krimi-
nalität und Strafe haben dessen Th emen aufgegriff en: Diese Th ematisierungen 
lassen sich in vier Clustern bündeln (vgl. auch die luzide Zusammenfassung bei 
Karstedt 2006 und 2007): Das erste dieser Cluster umfasst vor allem Diskussio-
nen um die „restorative justice“ und die Möglichkeiten, hierüber die durch den 
kriminellen Akt ausgelösten negativen Emotionen in individuelle Gefühle der 
Zuwendung, der Zugehörigkeit und der kollektiven Solidarität umzuwandeln – 
eine Annäherung an einen zentralen Ansatz Emile Durkheims. Das zweite Cluster 
beinhaltet Arbeiten, die die Verknüpfung individueller emotionaler Erfahrungen 
und kollektiver sozialer Praktiken thematisiert; als Bedrohung wahrgenommene 
und emotional hoch aufgeladene Statusverluste weißer Männer in den Südstaa-
ten der USA und Praktiken des Lynchens indizieren diese Verknüpfung. Das 
dritte Cluster, dessen Nähe zu Emile Durkheim ebenfalls nicht zu übersehen 
ist, versammelt Ansätze, die die expressive Emotionalität bestimmter Formen 
des Bestrafens mit ausgeprägten kollektiven Wir-Gefühlen von Gemeinschaft en 
verknüpfen, u.a. dient dieses Erklärungsmodell dazu, die positive Einstellung zur 
Todesstrafe unter Amerikanern zu erklären. Das vierte Cluster führt über Emile 
Durkheim hinaus; in diesem Cluster werden Th emen aufgegriff en, die Macht- 
und Statuspolitiken (Rache, Strafbedürfnisse und Mittelklasse) und emotionale 
Komponenten des Strafens zu verknüpfen versuchen. „Retributive temper“ scheint 
hier Schlüsselkonzept zu sein (Whitman 2005, vgl. auch Karstedt 2006).

Cultural Criminology und die Soziologie staatlichen Strafens 
als Kultursoziologie

Neben dieser erneuerten Durkheim-Rezeption gibt es zumindest zwei divergente 
Th eorierichtungen, in denen es zu einem gesteigerten Interesse an kulturwis-
senschaft lich erweiterten Analysen rund um Abweichung, Sicherheit, Kontrolle 
und Strafen kommt. Einerseits lassen sich hier die Fragestellungen und Th eorie-
entwürfe auff ühren, die seit Mitte des letzten Jahrzehntes mit der sogenannten 
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Cultural Criminology verbunden werden (vgl. Ferrell/Hayward/Young 2008). 
Hier werden vor allem Alltagsverständnisse und Konfl ikte rund um Krimi-
nalität und deren Kontrolle thematisiert. Daneben lassen sich auch kulturso-
ziologische Erweiterungen der Soziologie staatlichen Strafens ins Feld führen, 
die ihrerseits ein verstärktes Interesse an symbolischen Formen und kulturellen 
Formationen gegenüber politischen und sozialstrukturellen Zusammenhängen 
betonen (vgl. Garland 2006 und 2009, Wacquant 2009). Am radikalsten wird 
diese sozialwissenschaft liche Neuorientierung entlang von Kultur gegenwärtig 
durch Philip Smith (2008) vertreten, der mit „Punishment And Culture“ eine 
durchweg kulturalistische Interpretation vorgelegt hat, die sich entlang von ver-
schiedenen historischen Fallstudien abarbeitet, um unterschiedliche kulturelle 
Prozesse wie die Suche nach Reinheit durch Kontrolle oder rituelle Praktiken 
des Strafens zu deuten. So wird das Feld einer Soziologie des Strafens aktuell jen-
seits neo-marxistischer und foucault’scher Ansätze kulturtheoretisch erweitert. 

Zentral erscheint dabei vor allem der Befund, wonach sich in den letzten Jahr-
zehnten (zumindest für die westlichen Gesellschaft en, allen voran die USA) eine 
Entkopplung von Kriminalpolitik (incl. Strafrechtsreformen, Politisierungen 
und neuen Techniken) einerseits und der Kriminalitätsentwicklung andererseits 
diagnostizieren lässt (vgl. Hollway/Jeff erson 1997, Garland 2001). Gerade diese 
Erweiterungen bzw. Ergänzungen sollen im Folgenden in den Blick genommen 
und gegenwärtige Strafk ulturen vor allem in einem Zusammenhang mit einer 
rahmenden Konsumkultur gedeutet werden. 

Das Unbehagen der punitiven Kultur

„Nach dem Gewaltexzess in einer Berliner U-Bahn-
Station diskutiert die Politik über den ‘Warnschus-
sarrest’ für Jugendliche. Kritiker sagen, dass Haft  
noch niemanden gebessert habe, doch genau da 
beginnt das Missverständnis: Sinn von Strafe ist 
nicht Besserung, sondern Vergeltung.“1

Auch im Falle der jüngsten Gewalttaten von Jugendlichen in U-Bahnstationen 
lassen sich Debatten um Strafverschärfungen und punitive Kommentare auffi  n-
den. Dabei umfasst die Darstellung der gegenwärtigen Situation häufi g generelle 
Kritiken am Strafrechtsstaat und seiner vor allem wohlfahrtsstaatlich-integrativen 
Auslegung des Jugendstrafrechts. Kriminalpolitische Fragen sozialer Kontrolle 

1 http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,760080,00.html 17.05.2011

und ihrer Organisation sind nicht länger Expertenthemen, sondern das Feld wird 
als „kriminologisches Karaoke“ (Rock 2005: 484) artikuliert, in dem eine Viel-
zahl von Stimmen und Gesängen möglich ist, während die Grenzen zwischen 
„hoher Kultur“ und Unterhaltung verschwimmen. Die Auslegung von Straf-
recht durch Praktiker, so der Tenor vieler Berichte, decke sich eben nicht mit der 
Wahrnehmung durch die gemeinen Bürger, die selber nach einem Mehr an Strafe 
und Grenzen verlangen würden. Eben aber dieses, so die Wahrnehmung vieler 
Berichte und noch häufi ger von Leserbriefen, verweist auf eine diagnostizierte 
Wirkungslosigkeit sozialpädagogischer und sozialstaatlicher Interventionen und 
betont dagegen die Bedeutung von Strafe als Rache oder Leidzufügung, die nicht 
nur den Opfern zur Gerechtigkeit verhelfen solle, sondern eben auch die Vision 
umfasst, wonach Strafe pur eben präventiv wirke, eben durch ihre Härte abschre-
cke. Den Fluchtpunkt bildet dabei eine durchweg optimistische Deutung von 
Strafe und Sicherheit, die eff ektiv durch staatliche Organe wie die Polizei und das 
Gefängnis realisiert werden könne. Der Staat muss nur sein Potenzial anerkennen 
und sich von den ihn beschränkenden Faktoren trennen. Was hier evoziert wird, 
so ließe sich anmerken, ist die vor allem diskursive Konstitution eines „punitiven 
Subjektes“ des gemeinen Bürgers rund um Kriminalitätsdiskurse (vgl. Krasmann 
2003: 253 ff .), während der kriminalpolitische Raum umfassend politisiert wird. 

Folgt man der neueren englischsprachigen Kriminologie, scheint die gegenwärti-
ge Situation von Devianz, sozialer Kontrolle und Kriminalisierung vor allem durch 
gesellschaft liche Wirkungen von Konsum wie Hedonismus geformt (vgl. Hall/
Winlow 2006, Hayward/Ferrell/Young 2008). Die Spätmoderne erschließt sich 
damit in einigen Tropen der kritischen Kriminologie und Kultursoziologie als ein 
Zeitalter der Extreme, das sich nicht mehr auf einen hegemonialen Fluchtpunkt hin 
fi xieren lässt, sondern durch einen allseitigen Exzess geprägt wird. Entsprechend 
gilt es, die diskursive Formation der Kriminologie kulturell refl exiv anzupassen: 

„Criminology becomes a practice of narratology and iconography, the evidence of 
stories, practices and memorials from the jurisdiction of dissent. Th e discourse of 
deviancy would be one discourse in a complex web of cultural networks, a discourse 
of excess (in psychoanalytic and political economic terms) beyond the scope of but 
framed by the discourses of the interpretative community (in all its forms – the state, 
the media, the corporation, the academy – community which claims a monopoly 
on interpretation, the production of representation and the legitimization of desire 
which is the source of both individual and communal freedom)“ (Stanley 1997: 6). 

Eben an diese Ikonographie von Bildern des Strafens lassen sich punitive Dis-
kurse wie Politiken andocken, um ihre kulturelle Kontextualisierung und emo-
tionale Subjektivierung zu rekonstruieren. 



50 Sascha Schierz und Herbert Reinke 51Punitivität und Kultur zwischen Moderne und Spätmoderne 

Einerseits wird hier Kontrolle verstärkt warenförmig produziert, gehandelt 
und konsumiert verstanden, sei es in Formen der situativen Prävention an ei-
genem Besitz und Eigentum oder aber als Erwerb kontrollierender Tätigkeit. 
Dies scheint drastisch für die Rolle der Gated Communities und andere gehobene 
Konsumgüter zu gelten: 

„For many affl  uent Americans, once the BMW or Mercedes-Benz has been purchased, 
the next status symbol on the road to perceived contentment […] is now very oft en 
a home within a designer gated complex, and the ‘security’ – or more accurately, 
exclusivity – that comes with it. Gated Communities have come to symbolize a 
‘lifestyle choice’, be it about leisure, separation or the fantasy of omnipotent security“ 
(Hayward 2004: 133). 

An Waren und Sozialstatus angebundene Sicherheitsdiskurse, so die implizite 
Botschaft  von Hayward, erschließen sich häufi g eben nicht aus rationalen Über-
legungen, sondern aus imaginären Momenten und mythischen Erzählungen 
über ihre vermeintliche präventive Potenz (ähnlich Krasmann 2005 zur Video-
überwachung) oder aber den Hinweis auf die „verschmutzende“ Wirkungen der 
Abweichung. Rein rationale Annäherungen an die neuen Alltagskulturen der 
Kontrolle greifen in diesem Kontext sicherlich zu kurz, verkennen die gegenwär-
tigen kulturellen Sensibilitäten und Emotionalisierungen.

Andererseits scheint ein mit dem Konsumismus einsetzender Hedonismus 
eine veränderte Subjektivierung anzureizen, wie die Verinnerlichung von Trieb-
aufschub aufzulösen und durch eine situative Anpassung oder Fitness zu ersetzen 
(vgl. Bauman 2003). Genau dieser Moment einer neuer Mentalität scheint kri-
minalsoziologisch folgenreich. Aff ekte und ihr Ausagieren spielen demnach eine 
besondere Rolle im gegenwärtigen Alltagsleben. Wo früher Pfl ichtgefühle und 
Disziplinierungen gewirkt haben sollen, verbleibt ein Vakuum, das mit perzeptiven 
Kontrollaufrufen und Identitätssignalen im „Hier und Jetzt“ aufgefüllt wird: 

„Die (postmodernen) risikofreudigen Akteure hätten zu den ‘offi  ziellen Normen’ ein 
durchaus ‘entspanntes Verhältnis entwickelt’, so dass diese bei ihren selbstbewussten 
Subpolitiken nicht mehr allzu sehr stören. Diese Relativierung, gepaart mit den zu 
erwartenden Distinktionsgewinnen, hätte zu vielfältigen Kulturen der Abweichung 
geführt, die zudem nicht mehr durch moralische Appelle und die davon erhofft  en 
Internalisierungen, sondern allenfalls durch variierende Kontrolldichten beeinfl usst 
werden können“ (Schmidt-Semisch 2002: 72).

Ein Streben nach unmittelbarer Befriedigung von Wünschen und transgressive 
Kulturen erscheinen allgegenwärtig (vgl. Hayward/Ferrell/Young 2008, Presdee 
2000). Fokussiert man die Aufmerksamkeit auf den öff entlichen Raum, genauer 
vielleicht auf Street Art und Graffi  ti (vgl. Schierz 2009) bzw. neuere Populari-
täten beschleunigender Rauschmittel (vgl. Measham 2004) oder aber die Zen-

tralität des Nachtlebens im Alltagsleben junger Menschen (vgl. Schierz 2009a, 
2010), scheint die Diagnose einer solch veränderten Artikulation des Alltagsle-
bens „von unten“ gegenüber neueren Kontroll- und Selbstoptimierungszwängen 
schlüssig. Individuelle Autonomieerlebnisse werden performativ hervorgebracht 
und Handlungsfähigkeit wird zumindest sub- wie clubkulturell jenseits eines all-
umfassenden Leviathans konstruiert. Dabei spiegeln sich diese Wirkungen, die 
schlussendlich als ungeplante Folgen einer neoliberalen Ökonomisierung des So-
zialen oder als umfassende kulturelle Anpassung im Sinne einer relativen Auto-
nomie verstanden werden können. Sie entspringen keiner direkten Determina-
tion. Schlussendlich werden somit soziale Ungleichheiten und Sozialräume neu 
um Sicherheitsfragen angeordnet. So wird als Terrain der Auseinandersetzung 
vor allem auch das Alltagsleben in der Stadt symbolisch umcodiert:

„Th e dis-organization of capital forces the replacement of socially structured space 
by unstructured space, the displacement of the ‘lived zone’ by the ‘dead zone’, the 
‘wild zone’ by the ‘tame zone‘. When socially structured space is not replaced by 
information and communication networks, the result is not individualization but 
anomy and social disorganization and retrenchment into neo-tribes. Areas where 
subsidizing social structures are not yet adequately displaced by information and 
communication structures suff er a defi cit of regulation and become deregulated and 
disordered“ (Stanley 1996: 101).

Ähnliche Transformationen lassen sich auch für die Bedeutungszuschreibung 
auf der Höhe der Straße formulieren. Vor allem gegenüber der Straßenkrimi-
nalität scheinen in vielen Deliktbereichen ähnliche Deutungen leicht nachvoll-
ziehbar, da sie mit intensiven Erlebnissen einerseits wie statusbetonten Identi-
tätskonstruktionen andererseits einhergehen:

„More problematically, much street crime – from shoplift ing to street robbery – 
should therefore be seen for exactly what it is: neither a desperate act of poverty nor 
as a defi ant gesture against the system, but nonetheless as a transgressive act that, 
at one level, enables a relative (or perceived) material defi cit to be bridged and, at 
another level, represents a form of identity construction – if it’s true of shopping 
then it’s also true of shoplift ing! Consequently, street criminals in many instances 
can be seen simply as consuming machines, ‘urban entrepreneurs’ whose primary 
aim is the accrual of the latest mobile phone or designer accessory – items that in 
today’s consumer society are no longer simply desirable but importantly perceived 
(especially by young people) as essential to individual identity, shift ing as that may 
be from moment to moment“ (Hayward 2004: 5).

Folgt man diesen Versuchen, einen neuen gesellschaft lichen Idealtyp zu rekonst-
ruieren, der sich in einem Zusammenhang mit konsumbetonten Vergesellschaf-
tungsformen einstellt, so scheint sich im Schatten der spätmodernen Kultur von 
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Individualisierung und Diversität ein Punkt auffi  nden zu lassen, der durch eine 
Vielzahl von Konfl ikten, gegensätzlichen (weil selbstbezogenen) Lebensentwür-
fen wie Intoleranzen geprägt wird (vgl. Hall/Winlow 2006). Dabei muss ein Fo-
kus auf die gestiegene Emotionalität von Kriminalitätsdiskursen geworfen werden 
(vgl. Vaughan 2002). Transgression und Rachsucht bilden demnach zwei Facetten 
der Spätmoderne heraus, die sich rund um Sicherheit wie Transgression auffi  nden 
lassen (vgl. Young 2003). Intoleranz durch sowie gegenüber Abweichung scheint 
analytisch zentral: „Wenn unmittelbare Befriedigung der einzige Weg ist, um das 
nagende Gefühl der Ungewissheit zu ersticken (ohne damit das Verlangen nach 
Sicherheit und Gewissheit stillen zu können), gibt es keinen einsichtigen Grund, 
Toleranz gegenüber Dingen und Menschen zu üben, die mit der Suche nach Be-
friedigung auf den ersten Blick nichts zu tun haben […]“ (Bauman 2003: 194). 

Eben an dieser Stelle ließe sich auch eine neue Kultur der Punitivität veror-
ten. Und gerade vor dieser Hintergrundfolie einer neuen Punitivität, die durch 
ein konsumgesellschaft liches Setting evoziert wird, lassen sich einige neuere 
Th eoriemodelle gegenüber strafbetonten Tendenzen und Reaktionen sozialer 
Kontrolle auffi  nden, die bisher keinerlei Entsprechungen im deutschsprachigen 
Wissenschaft sdiskurs aufweisen. Generell erscheinen hier neuere Straft rends wie 
Strafeinstellungen geprägt durch Exzess und in einer metaphorischen Nähe zu 
anderen „binge“ Phänomenen (wie binge drinking, binge eating etc.). Sie werden 
geprägt durch eine alltägliche Einstellung gegenüber Sicherheit, die weitestge-
hend der Haltung von Konsumenten gegenüber einer Ware entspricht. Es ist der 
Wunsch zu konsumieren, der sie anleitet bzw. ästhetischen Entscheidungen und 
Zugehörigkeiten untergeordnet. Somit lassen sich diese neueren Diskussionen 
innerhalb der anglo-amerikanischen Kriminologie auch als kulturell informier-
te Alternativerklärungen gegenüber Deutungen verstehen, die eine Regierung 
mittels Kriminalität (Sack 2004, Simon 2008, Snacken 2010 zum Einfl uss wohl-
fahrtsstaatlicher Arrangements) betonen oder aber neuere Konfl iktlinien eines 
vertikalen wie horizontalen Klassenkampfes im Sinne von Lebensstilpolitiken 
(Garland 2008, Young 2003, kritisch Brown 2006) thematisieren. 

Die McDonaldisierung von Sicherheit? 
Kriminologische Randnotizen zu einer strafrechtlichen Ökonomie 
des Exzesses am Ende der Strafrechtsmoderne

Doch welche Rolle können theoretische Konzepte von Exzess im Rahmen einer 
Erklärung der Punitivität spielen? Sicherlich lässt sich aus einer liberalen kri-
minologischen Position anmerken, dass Strafe neben ihren leidzufügenden Mo-

menten immer auch bereits ein Exzess innewohnt, der von einem symbolischen 
Mehrwert oder einer Integration in die symbolische Ordnung stärker abhängig 
ist, als von ihrem „realen“ disziplinierenden Nutzen im Sinne einer erfolgreichen 
Reintegration in die Gesellschaft , die Strafrituale weitestgehend verfehlen (vgl. 
Ostendorf 2010, Reiner 2007)2. Gerade in Hinblick auf „Erfolgsindikatoren“ 
wie die Rückfallquote des Jugendstrafvollzuges müsste sich ein moderner krimi-
nalpolitischer Realismus gegen eine Ausweitung des Strafens wie der Haft dau-
ern wenden. Befunde, wonach ambulante Maßnahmen in ihrer Wirkweise stark 
einschneidenden und leidzufügenden stationären Sanktionen überlegen sind, 
bilden einen kriminologischen Allgemeinplatz, dessen politisch zivilisierender 
Einfl uss allerdings in den letzen Jahren zu schwinden scheint3. Die rationale 
Logik eines bürokratischen Staates scheint in kriminalpolitischen Maßnahmen 
hinter sich gelassen worden zu sein (vgl. Hallsworth 2000: 149 ff .). Kriminal-
politisch Grenzen des Strafens betonendes Wissen, wie es häufi g im modernen 
Strafrechtsdiskurs auffi  ndbar war, verliert demnach gegenwärtig an Bedeutung. 
Gerade die Frage nach möglichst eff ektiver technischer Sicherheitsproduktion 
verändert das professionelle Strafrechtsdenken hin zu einem neoliberalen Ri-
sikomanagement (vgl. Feeley/Simon 1994: 188). Folgt man Simon Hallswarth 
wird eine sich begrenzende Ökonomie staatlichen Strafens durch eine kriminal-
politische wie kriminologische Exzess Ökonomie gegenüber unterschiedlichen 
Bedrohungen durch „Andere“ ersetzt: 

„In particular and following Bataille, this criminology marks a sustained attack upon 
the ‘restricted economy’ that constituted the normative parameters within which 
modern penal regimes developed. It is my premise, that when we think through 
the genesis of the current punitive shift , this must be seen as engineered not only by 
the purifi cation of modernity that had also shaped the way in which western penal 
systems have evolved and developed“ (Hallsworth 2000: 150). 

2 Folgt man unter anderem Robert Reiner (2007, S. 10), besteht ein empirisch berech-
tigter Grund zur Skepsis gegenüber positiven Einschätzungen jedweder Polizei- wie 
Kriminalpolitik, da sie nur einen sehr marginalen Einfl uss auf Kriminalitätsent-
wicklungen haben. Eher erschließt sich das Feld als Herrschaft smodus oder Macht-
technologie, die vor allem den Sozialkörper trennt, anordnet, organisiert oder Sub-
jekte ausgrenzt.

3 Ein Blick auf punitive Trends in der Kriminalpolitik scheint selber verkürzt. Das 
Bild eines „punitive turns“ erschließt sich erst, wenn er in einem Zusammenhang 
mit Transformation sozialpolitischer wie sozialpädagogischer Interventionen (z.B. 
Ausbau der Kontrollfunktionen der Jugendämter, Aktivierungspädagogik, Einfüh-
rung der Strafl ogik in der Sozialgesetzgebung) betrachtet wird.
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Setzte der moderne Strafrechtsstaat auf eine begrenzte Ökonomie des Strafens, 
die ihn an Prinzipien eines sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaates banden 
und auf seine resozialisierende Produktivität zielten, scheint nun der Sinn und 
Zweck des neoliberalen Strafens eben in seiner symbolischen Funktion und ein-
schreibenden Trennungen auffi  ndbar zu sein.4 Dieses System, so Hallsworth, 
vereinigt im Rahmen seines expressive Strafdarstellung wie seiner Sicherheitsbe-
tonung de Sade’sche wie kafk aeske Züge in sich: 

„Th is is a regime which is Kafakesque and de Sadean to an equal degree: Kaf-
kaesque in that such regimes are organized around a series of rules which are in 
equal part meaningless, arbitrary and malevolent, and de Sadean in the degree 
to which they are designed to be systematically cruel“ (Hallsworth 2000: 155). 

Eben dieses Zusammenspiel aus gewaltförmigen wie hochrationalen Strafmus-
tern deutet Barry Vaughan (2002: 196 ff .) als mimetisches Ergebnis des weiter 
oben beschriebenen Zusammenspiels eines konsumbezogenen Kapitalismus mit 
Tendenzen zur Individualisierung. Ähnlich den Überlegungen von Hallsworth 
(2000) werden die rational-kalkulativen Momente kriminalpolitischer Entschei-
dungen und Diskurse durch imaginäre Kontrollvorstellungen unterlaufen. Kultu-
relle Grenzziehungen, die Wünsche und Begehren sozialisieren, verlieren demnach 
an Bindungskraft , während sich Individuen der Unterscheidung von Eigenem und 
Anderem entgegengesetzt begreifen. Ähnlich im Falle des kollektiven Bewusst-
seins bei Durkheim wird der Moment hervorgehoben, durch den sich individuelle 
Akteure entlang dieser Aff ektstruktur gegenüber Außenseitern vergemeinschaf-
ten lassen (Vaughan 2002: 198 u. 204). Bedrohung und Unsicherheit werden 
in diesem Sinne zu rhetorischen Vehikeln, die spätmoderne Individuen binden 
können. Anderseits scheinen die Integrationspotenziale punitiver Diskurse vor 
dem Hintergrund eines konsumgeleiteten Individualismus, wie er bereits weiter 
oben am Beispiel transgressiver Kulturen angedeutet wurde, prekär. Sie werden 
zu Momenten, die Distinktionen bzw. Verantwortung betonen und die gefühlte 
eigene Position im sozialen Feld markieren: 

„Th e anxiety and despondency among the members of civic society threatens the 
political state; this mood is picked up on by the state and magnifi ed against certain 

4 Simon Hallsworth (2000, S. 154) führt in diesem Kontext vor allem US-amerikani-
sche Reformen wie die „three strikes“ Gesetzgebungen oder aber das System „man-
datory sentence“ an, die zum Teil drakonische Strafe im Falle des Besitzes kleiner 
Mengen von Drogen vorsehen. Ihre Implementation erscheint als ein Referenzver-
lust des strafrechtlichen Diskurses innerhalb der Spätmoderne, der sich über eine 
neue Bedeutung von Sicherheitsüberlegungen skaliert.

people. Anxiety is displaced onto individuals who are held responsible for collective 
problems and who are labeled as ‘the origin and cause of all that is harmful’, transpos-
ing the weight of collective responsibility onto the individual“ (Vaughan 2002: 205). 

Zum Kern der Formation: Ein „All You Can Eat“ und 
„Super-Max Me“ innerhalb des Sicherheitsdiskurses?

Bisher wurde ein Punitivitätsexzess alleinig in einem Zusammenhang mit einer 
Veränderung innerhalb des Strafj ustizsystems interpretiert. Schaut man sich al-
lerdings viele Fragen gegenwärtigen Konsums an, scheint die Problematik im 
Strafj ustizsystem weniger besonders, beziehungsweise, lässt sich feststellen, dass 
ein modernes Verständnis lange Zeit zivilisierend wirkte und den staatlichen 
Strafwillen wie legitime Äußerungen auf Expertendiskurse begrenzte. Autoren 
wie Ian Loader (2009) und Jonathan Simon (2010) betonen innerhalb ihrer 
neueren Publikationen die Existenz einer umfassenderen „supersize“-Kultur 
und eines „binge“-Phänomens, die auch den Bereich der Punitivität durchdrin-
gen. Punitivität verkörpert somit etwas wie einen Strafk onsum der Gesellschaft . 
Die Erfüllung und Anpassung an Kundenwünsche bzw. -vergnügen scheinen 
innerhalb der neueren Konsum- und Dienstleistungsökonomien zentral. Selbi-
ges gilt auch für den neoliberal restrukturierten Sicherheitsbereich und seine ge-
genwärtige Artikulation. Nicht die Logik des Sicherheitssektors (staatlich oder 
privat) kontextualisiert umfassend die neuere Kultur der Kontrolle und den ge-
genwärtigen „punitve turn“, sondern die zugrunde liegenden Mentalitäten und 
Sensibilitäten leiten sich aus anderen Alltagssphären ab, die weitestgehend auch 
auf marktförmig vermittelten Ökonomien des Exzesses beruhen (vgl. Loader 
2009: 242). Der Alltagskonsum von günstigen Flugreisen, komfortablen SUVs, 
„supergroßen“ Schokoriegeln für die kleine Pause, „to-go“ Bechern, leicht zu-
gänglichen Kleinkrediten, Alten- und Kinderpfl egetätigkeiten, Schönheitsope-
rationen, aber auch Mobiltelefone und Zugänge zu Informationen, Bildern und 
Unterhaltung weisen tendenziös in dieselbe Richtung.5 Sie alle wollen sich ihren 
Nutzern und Konsumenten in ihren Alltagsvollzügen anpassen, verändern aber 
auch zeitgleich deren Mobilitätsmuster und Raumkonstruktionen. 

Das Sicherheitsbedürfnis weist sowohl nach Loader (2009) als auch bei Simon 
(2010) Parallelen zum Konsum kalorienreicher Nahrung und den damit einher-

5 In ähnlicher Weise konstruierte Zizek (2005, S. 267 ff .) seinen Zugang zur neolibe-
ralen Biopolitik und Kontrollgesellschaft , in dem er sich auf die Frage von Schokola-
denabführmittel, „safer sex“ bzw. entkoff einierten Kaff ee konzentrierte.
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gehenden individuellen und sozialen Problematiken auf. Die von den Autoren 
als Beispiel erwählte Eiscreme, erscheint uns zwar süß und weckt häufi g die Lust 
auf Mehr, allerdings auch auf Kosten von gesteigerter Fitness und Selbstkontrolle 
oder dem Wachsen an Masse, sprich die Proportionalität erscheint gefährdet. So 
lassen sich zeitgleich mit dem Anwachsen von inhaft ierten Populationen und 
Sicherheitspolitiken auch eine Zunahme an Essstörungen oder eine „housing 
bubble“ im Falle gehobener wie sicherer Wohnangebote für die USA anführen 
(vgl. Simon 2010)6. Auch sie können als Hinweise verstanden werden, die eben 
mit einem solchen Kontext in Beziehung stehen und auf dessen problematisches 
Ende verweisen. Sicherheitsbelange verweisen zwar auf einen dramatischen wie 
moralischen Moment des Alltagslebens, stehen allerdings in dessen Verlauf nicht 
alleine dar, sondern bilden immer noch nur einen Teil eines größeren kulturel-
len Zusammenhangs ab, der sich der Kriminologie bisher weitestgehend nicht 
erschlossen hat: 

„What these seemingly disparate things commonly give eff ect to and symbolize its idea 
that the world is – or at least ought properly to be – organized so that one’s immediate 
desires can be instantly satisfi ed in ways which oft en permit one to disregard, perhaps 
even trample over, the interests, feelings and well-being of others. It is a world that 
pays homage to self-regarding self-fullfi lment; where speedy access to what one craves 
is paramount; where the great enemies are obstacle and delay“ (Loader 2009, S. 242). 

Dabei ließe sich anmerken, dass eben diese Matrix den Sicherheitsbereich neu 
anordnet. Sei es im Sinne von „quality of life“ Verstößen, Fragen persönlicher 
Sicherheit an entsprechenden Orten. Weiterhin erfordern sie als Reaktion die-
selbe zügige oder auch ernsthaft e Bearbeitung wie es auch für Kriminalität und 
Sicherheitsfragen gilt. Es handelt sich demnach um die aktuell essentiell gewor-
dene Erfahrung des Selbstmanagements im Alltagsleben, das auch Fragen von 
Sicherheit nicht ausklammert, während zeitgleich zentrale Autoritäten und be-
grenzende Normen an Bedeutung verlieren. Das regulative Moment des emoti-
onalen Haushaltes einer Gesellschaft , wie ihn noch Durkheim konzipierte, um 
letztendlich Stabilität zu erklären, scheint damit unterlaufen. Angereizt wird 
ein Begehren, welches das Einlassen auf hinderliche Barrieren oder Widerstände 

6 In diesem Zusammenhang arbeitet Jonathan Simon allerdings auch die Parallelen 
von Wohnungsangeboten und Nahrungsmitteldistribution zu Sicherheitsstrategien 
heraus, da diese auch verstärkt unter Sicherheits- bzw. Risikogesichtspunkten ge-
plant, thematisiert, vertrieben und kritisiert werden. Ein Beispiel wäre hierfür das 
Design und die Einrichtung von Fastfood-Ketten nach Sicherheitsgesichtspunkten 
innerhalb der Restaurants wie im Falle von Drive-In Angeboten. 

als individuell bedrohlich wahrnimmt. Folgt man Ian Loader (2009: 246-247) 
stellt sich bei den Akteuren das Verlangen nach Strafen als eine Art von indi-
viduellem Appetit nach Sicherheit ein, der sich nicht signifi kant vom Wunsch 
nach anderen Konsumgütern und vor allem nicht vom Appetit auf kalorienrei-
che Nahrung unterscheidet. Es kommt zu einer kulturellen De-Regulation von 
Sicherheitsbedürfnissen. Manche Individuen lassen sich innerhalb einer solchen 
Lage gehen, neigen zu extremen Konsumformen und Wünschen, andere binden 
sich an kollektive Werte und Orientierungen. Der liberale Rechtsstaat und Jus-
tizakteure erscheinen hier als unwillig oder kontraproduktiv das Bedürfnis zu 
sichern (z.B. im Falle der Nutzung sicherheitsindustrieller Angebote), während 
andere Individuen ein anderes Verständnis von Konsumbudget aufweisen bzw. 
andere Prioritäten setzen (z.B. im Sinne von Überwachungskritik gegenüber der 
Kontrolle des Internets). Das Selbstverständnis welches gegenüber Sicherheits-
akteuren eingenommen wird, entspräche damit weitestgehend einem Muster, 
das man auch bei sonstigen Konsum- und Lebensstilentscheidungen verfolgt. 
Der Staat wiederum gibt sich häufi g als ein Akteur, der vor allem mit dem Auf-
bau eines ausgeweiteten Präventivangebotes in der Lage erscheinen könnte, die 
unterschiedlichen Sicherheitsbedürfnisse einzufangen, ohne dabei eine klare 
Linie zu verfolgen. Doch gerade aus dieser Haltung heraus ließen Deutungen 
entwickeln, wonach das öff entliche Vertrauen in kriminalpolitische Entschei-
dungen weiter erodiere.

Nicht so regiert werden?

Vor diesem Hintergrund gelesen, erscheinen kriminalpolitische Exit-Strategien, 
die sich ausschließlich auf ein anderes oder rationales Regieren von Sicherheit 
einlassen ebenso zu kurz fokussiert wie sozialpolitische Ansätze, die auf Um-
verteilung oder Befähigung abzielen. Folgt man diesen Diskursen erscheint die 
Skalierung als ein zentrales soziales Problem gegenwärtiger Konsumkulturen, 
die eben nicht mehr durch generelle Regeln gesichert werden (vgl. Simon 2010). 
Dies gilt auch für den Sicherheitsbereich und Fragen von Punitivität. Aber an-
ders als in anderen Bereichen, zum Beispiel in Ernährungsfragen, lassen sich hier 
kaum populäre Akteure auffi  nden, die zur Mäßigung aufrufen oder sich für eine 
Gesundheitsbildung gegenüber Übergewicht stark machen7. Auch Nachhaltig-

7 So wie im Falle von First Lady Michelle Obama und ihrem Auft ritt in amerikanischen 
Fassung der „Sesame Street“ zu sehen, bei dem sie sich für Gemüse und Bewegung 
stark macht (http://www.youtube.com/watch?v=GhGWSfraeyQ, 16.05.2011).
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keit ist bisher kein Th ema von lokalen oder nationalen Strafrechtsdiskursen, zu-
mindest nicht im Vergleich mit globalen Fragen des Energiekonsums. Besonders 
die Evaluation von sozialen Folgekosten sicherheitspolitischer Entscheidungen 
wie der Ausweitung von Inhaft ierung und der Intensivierung sozialer Kontrolle 
nach Risikoprofi len fehlt weitestgehend8. Schlussendlich bedarf es einer verän-
derten Kultur gegenüber punitiven Tendenzen in Sicherheitsfragen, die Raum 
für nachhaltige Politiken des Sozialen off en lässt. Das spezifi sche Problem im 
Straf- und Gefängnisbereich gegenüber anderen Feldern stellt allerdings ein an-
deres dar: Das Verbrechen (ähnliches gilt noch stärker für „das Risiko“) verkör-
pert sicherlich eine natürlich unbegrenzte Ressource, da tendenziell alle Hand-
lungen die Möglichkeit in sich tragen, kriminalisiert und als abweichend oder 
störend betrachtet zu werden (vgl. Christie 2004: 24 ff .). Aber auch die Suche 
nach Sicherheit kennt keinen „natürlichen“ Grenznutzen. Wann ist es in demo-
kratischen Gesellschaft en also genug, wenn es um die Organisation von Strafe 
und Kontrolle geht? 
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Heinz Sünker

Kindheitsforschung, Bildungspolitik, 
Demokratisierung von Gesellschaft

I.

Kindheit, vor allem frühe Kindheit – und ihre Pädagogik (vgl. Wood 2008) 
–, ist seit Beginn der neoliberalen Off ensive über das Konzept von „social in-
vestment“, also Ausgaben als Investionen in Kinderleben werden als profi tabel 
gedacht, ins Interesse von entsprechenden Gesellschaft sregulierungen geraten 
(Schütter 2006; Hendrick 2010); die „Bildungsschicht“ sucht zudem in verstärk-
ter Weise mithilfe von Klassenstrategien wie Klassenpraktiken die Formierung 
ihrer Kinder wie deren („erfolgreiche“) Lebenswege zu determinieren (Vincent/
Ball 2006). Komplementär dazu verhalten sich neoliberale Versuche, den Bil-
dungsbereich mit Prozessen von „marketisation“ und „commodifi cation“, wie es 
vor allem in der angelsächsischen kritischen Bildungsforschung analysiert und 
genannt wird (vgl. Whitty 1998; Wexler 1999; Ball 2003; Widersprüche 2002; 
Sünker 2003: Kap. II; Sünker i.D.), stromlinienförmig auf Kapitalverwertungs-
bedürfnisse auszurichten.

Damit gerät die Frage nach möglichen Vermittlungen zwischen Kindheits-
forschung und Bildungsforschung, Kinderpolitik und Bildungspolitik ins Spiel, 
lässt sich zugespitzt diskutieren, wenn sie mit der Frage nach einer demokrati-
schen Zukunft  unserer Gesellschaft (en) verknüpft  wird (Sünker 2008; Bühler-
Niederberger/Sünker 2008). Denn diese, gegen den Neoliberalismus gerichtete 
Perspektivierung verdeutlicht die Bedeutung von Urteilskraft, Reflexivität, 
Handlungsfähigkeit und Bewusstsein der nachwachsenden Generationen für 
eine qualifi zierte demokratische Zukunft sfähigkeit, in die Individuelles und ge-
sellschaft lich Allgemeines (Sünker 2007) miteinander einhergehen1; dies verweist 

1 Auf diesen gesellschaft stheoretischen wie –politischen Zusammenhang verweisen 
Bowles/Gintis (1987: 3), wenn sie formulieren: „Th is work is animated by a commit-
ment to the progressive extension of people’s capacity to govern lives and social histo-

Widersprüche. Verlag Westfälisches Dampfboot, Heft 122, 31. Jg. 2011, Nr. 4, 63 – 79
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somit immer auch auf die Bedeutung von Bildungsprozessen, die die Grundlage 
für derartige Entwicklungen und ihre möglichen Ergebnisse als Demokratisierung 
von Gesellschaft  verkörpern.2

Auf klassenspezifi sche Bedingungen, die ihr organisierendes Zentrum in der 
Reproduktion sozialer Ungleichheit mithilfe unterschiedlicher Institutionen ha-
ben, dieser Kompetenzen in den Konsequenzen für individuelle Lebensgestaltung 
wie gesellschaft liches Bewusstsein verweisen Überlegungen P. Bourdieus, wenn 
er herausstellt, dass zwar „allen ein gleiches Recht auf persönliche Meinung zuer-
kannt wird, aber nicht allen die Mittel an die Hand gegeben werden, dieses formal 
universelle Recht auch wahrzunehmen“ (2001: 89). Und in seiner Studie „Die 
feinen Unterschiede“ präzisiert Bourdieu das Problem des Politischen in der Habi-
tusformierung in den Konsequenzen für Bewusstsein und Handlungspotenziale: 

„Um den Zusammenhang von Bildungskapital und Geneigtheit, auf politische Fragen 
zu antworten, angemessen zu erklären, genügt nicht der Rückgriff  auf die durch den 
Bildungstitel garantierte Fähigkeit zum Verstehen, zur Wiedergabe oder selbst noch 
zur Hervorbringung des politischen Diskurses; hinzukommen muss vielmehr noch 
das – gesellschaft lich gebilligte und geförderte – Gefühl, berechtigt zu sein, sich 
überhaupt mit Politik zu beschäft igen, ermächtigt zu sein, politisch zu argumen-
tieren, über die Autorität zu verfügen, um über Politisches in politischen Begriff en 
zu sprechen, also eine spezifi sche politische Bildung einzusetzen, […]“ (1984: 639).

In Frage steht mithin, was als Voraussetzung für Demokratie und Zukunft sfä-
higkeit gemeinhin als normal vorausgesetzt wird: Die Beteiligung der Mitglie-
der der bürgerlich- kapitalistischen Gesellschaft  an politischen Belangen, deren 
Basis in der Doppelsozialisation von Bourgeois und Citoyen besteht. In Frage 
steht auch, was in der sozialwissenschaft lich orientierten Kindheitsforschung in 
der Folge der Ablösung vom Sozialisationsparadigma (vgl. Bühler-Niederberger/
Sünker 2008) gesetzt wird: die Modellierung des Kindes zum relativ autono-
men, kompetenten Akteur, damit die Ablösung naturalistischer Vorstellungen 

ries. Making good this commitment, we will argue, requires establishing a democra-
tic social order and eliminating the central institutions of the capitalist economy. So 
stark an opposition between ‘capitalism’ and ‘democracy’, terms widely held jointly 
to characterize our society, may appear unwarranted. But we will maintain that no 
capitalist society today may reasonably be called democratic in the straightforward 
sense of securing personal liberty and rendering the exercise of power socially ac-
countable.“

2 Ohne die Bedeutung der Debatte um „Kindeswohl“ (vgl. Kotthaus 2008; Sünker/
Moran-Ellis 2008) gering, weil individuell(er), schätzen zu wollen, ist doch hier auf 
eine weitergehende Perspektive zu verweisen.

und Bilder vom Kind, einhergehend mit einer Verteidigung der Lebensphase 
Kindheit gegen dessen Degradierung zur bloß transitorischen Phase (vgl. James/
Prout 1997; Honig 1999).3 Verlängert wird vielmehr eine Problemstellung, wie 
sie in prominenten Gesellschaft sanalysen zu unterschiedlichen Gestaltungen 
des Kapitalismus leitmotivisch immer wieder vorgestellt worden ist: Es handelt 
sich um den Zwiespalt zwischen technologischer Überentwicklung auf der ei-
nen und sozialer Unterentwicklung auf der anderen Seite (Castells 1998: 359), 
damit um einen Mangel gesellschaft licher, gesellschaft lich verantworteter Ge-
staltungsfähigkeit mit humaner Perspektive – mit bislang immer wieder katast-
rophalen Folgen in der modernen Menschheitsgeschichte, wie sich nicht zuletzt 
für Deutschland im letzten Jahrhundert erwiesen hat. 

Der „neue“ Blick auf Kindheit und Kind (vgl. Lange 1995: 65 f.) sollte in 
Verbindung mit Konzeptualisierungen von Kinderpolitik sowie dem Kinder-
rechtsdiskurs auf der Seite der nachwachsenden Generationen zumindest entschei-
dende Voraussetzungen für eine Änderung dieser mangelhaft en zivilisatorischen 
Entwicklungen in vielfältigen Kontexten lokaler wie globaler Art bereitstellen 
(vgl. Güthoff /Sünker 2001; Sünker/Swiderek 2002; Sünker/Swiderek 2003).

II.

Einen entscheidenden Ausgangspunkt kann diese Debatte mit der Interpreta-
tion wesentlicher Artikel der UN- Konvention für die Rechte des Kindes neh-
men, ohne dabei die notwendigen Diff erenzierungen zwischen den Besonde-
rungen in den Lebenslagen und Lebensweisen von Kindern zu negieren. Diese 
Diff erenzierungen sind wesentlich und notwendig, sie folgen Bestimmungen 
von Klasse, race, gender. Auf den Punkt gebracht lautet das analytische Prob-
lem: „Aus reichen Kindern werden reiche Eltern“ (Esping-Andersen 2003). Al-
lein, gegen diese notwendigen Diff erenzierungen, die ihr Zentrum in der Re-
produktion sozialer Ungleichheit – und dies in wesentlicher Weise durch das 
Bildungssystem – haben, gilt es, die Herausforderungen der UN-Konvention 
aufzunehmen und für eine Diskussion zu nutzen, mit der Kinderpolitik und 
Bildungspolitik sich verknüpfen lassen.

Im Ausgang geht es um das „Wohl des Kindes“, dessen Vorrang vor allen 
anderen Gesichtpunkten (Art. 3); eine Bestimmung, die mit jener unmittelbar 

3 Gesellschaft sanalytisch relevant – weil auf spezifi sche Macht- und Herrschaft sver-
hältnisse verweisend – ist auf dieser Folie die Rede von „generationaler Ordnung“ 
und „generationalem Kapital“ (Bühler-Niederberger/Sünker 2002).
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zusammenhängt, dass „das Überleben und die Entwicklung des Kindes“, so wird 
ausdrücklich formuliert, „in größtmöglichem Umfang“ zu gewährleisten sei (Art. 
6). Bilden somit die Wohlfahrt, das Wohlergehen des Kindes die Grundlegung 
einer Debatte um Entwicklungsmöglichkeiten und ein qualifi ziertes Leben wie 
Überleben, in das auch die Frage des „Lebensstandards“ (Art. 27) eingelassen ist, 
so beziehen sich weitere Bestimmungen ganz konkret auf Schutzrechte – vor allem 
Schutz vor Gewalt, Misshandlung und Vernachlässigung (Art. 19).

Verbunden mit der Freiheit, sich Informationen zu beschaff en und seine Mei-
nung zu äußern (Art. 13), gilt die Bestimmung, den Kindeswillen im Kontext 
seiner Lebenswelt zu achten (Art. 12). Dementsprechend wird dem Kind auch ein 
Recht auf Bildung, auf Berufsausbildung zugesprochen, wobei dies mit konkreten 
Bildungszielen verknüpft  wird, die eine gelungene Persönlichkeitsentwicklung wie 
Gesellschaft sfähigkeit in den Vordergrund stellen (Art. 28, 29).

Insgesamt lässt sich der Gehalt der Konvention durch die drei Dimensionen 
Schutz, Versorgung und Partizipation bestimmen wie strukturieren, so dass sich 
in der Relationierung dieser Dimensionen das ergibt, was als herausfordernder 
Charakter der Konvention zu nennen und konzeptuell jeweils historisch konkret 
zu entwickeln ist. 
1.  Schutz: Auch wenn die Semantik von Schutz dem Umfeld eines traditionalen 

Zugangs zum Kindheitsthema zuzurechnen ist, sich dies mit der Ideologie 
der Kinder-Rettung und deren Widersprüchen4 verbindet, besteht heute die 
Aufgabe, jenseits paternalistischer, damit bevormundender oder direkt auf 
Sozialkontrolle ausgerichteter Modelle, neue Vorstellungen zu entwickeln, 
um das Th ema „Generation und Gewalt“ nicht aus den Augen zu verlieren. Es 
geht um die Weiterentwicklung einer Debatte um die besondere Schutzbe-
dürft igkeit von Kindern, die angesichts anderer in Lebensläufe eingelassener 
Probleme nicht in ein generationales Defi zit umgedeutet werden darf.

2.  Versorgung: Auch hier handelt es sich auf den ersten Blick um eine traditi-
onsgeleitete Herangehensweise, die aber mit Bezug auf die „westlichen“ Ge-
sellschaft en unter der Überschrift  „Sozialstaat und Sozialpolitik“ zunächst 
einmal Armut und Sozialhilfeabhängigkeit von Kindern zu skandalisieren 
hat. Weiter handelt es sich um das Th ema „private und öff entlich Erziehung/
Bildung“, damit um die Kontextualisierung von Bildungs- und Jugendhil-

4 Zu diskutieren ist hier vor dem Hintergrund der historischen Erfahrungen mit „gu-
ten Absichten“, d.h. der Pädagogisierung gesellschaft lich verursachter Probleme, was 
sich daraus an Konsequenzen für den Umgang mit als nicht-konform defi nierten 
Kindern und Jugendlichen ergibt (vgl. Dekker 2001).

fepolitik, die gleichfalls in ihren gesellschaft spolitischen Dimensionen auf-
zuschlüsseln ist. Zudem ergibt sich aus der Forderung der Konvention nach 
einer internationalen Verantwortungsübernahme für die nachwachsenden 
Generationen insgesamt die Aufgabe, sich mit Konzeptionen von „basic 
needs“ und „basic education“ auseinanderzusetzen.

3. Partizipation: Mit dieser Kategorie verbinden sich einerseits demokratie-
theoretisch und demokratiepraktisch interessierte Positionen, die in unter-
schiedlichen Formen die Förderung von demokratischer politischer Kultur 
zwecks Stärkung demokratischer Verhältnisse bezogen auf eine Gesamtge-
sellschaft  und deren Entwicklungspotenziale sich erhoff en (vgl. Swiderek 
2003). Es handelt sich andererseits um Positionen, die sich eine Verbesserung 
der Lebenssituationen von Kindern nur noch durch eine aktive Beteiligung 
dieser selbst vorstellen können und die darin eingeschlossen – gegen die Er-
wachsenenzentrierung – auch die Frage nach dem Verhältnis von Abhängig-
keit und Autonomie in Lebensweisen und Lebensstilen insgesamt aufl ösen 
möchten. Überwunden werden kann damit auch ein restriktives Model von 
Kompetenz(en) und Inkompetenz(en) (vgl. Hutchby/Moran-Ellis 1998), das 
nur an Alter orientiert ist. An die Stelle derartiger Modellierung tritt das, 
was mit Bezug auf die Debatten um die „civil society“ an der Zeit ist, die 
Orientierung an Bürgerrechten, dies auch in Gestalt der Rede vom Kind als 
„Rechtssubjekt“.

Die Positionierungen der Konvention sind damit insgesamt betrachtet an-
schlussfähig für wesentliche Fragen von Kindheitstheorie (mit dem Zentrum 
„kindliche Subjektivität“) und Kinderpolitik (mit der Priorität von „Partizipa-
tion“ anstelle von „Stellvertretung“). 

Vor dem Hintergrund dieser kindheitstheoretischen und kinderpolitischen 
Position ist es ganz entscheidend, auf implizite wie explizite Verknüpfungen mit 
Bildungstheorie und Bildungspolitik zu achten; denn alle Fortschritte in den Dis-
kursen von Kindheitstheorie und Kinderpolitik wie Kinderrechten erweisen sich 
als reiner Schein, wenn deren bildungsprozessuale wie -politische Grundlegung 
übersehen bzw. verkannt wird. 

III.

Es geht heute, wie Heinz-Joachim Heydorn, der inspirierendste Bildungsanaly-
tiker des 20. Jh., es genannt hat, um die Konzeptualisierung eines Begriff es von 
Bildung, der der Gegenwart angemessen ist, der Gerechtigkeit und Demokratie 
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ermöglicht. Anders als – zumindest mehrheitlich – in hegemonialen, herrschaft s-
sichernden Auseinandersetzungen üblich betrieben, verbindet sich dies mit der 
gesellschaft stheoretisch wie gesellschaft spolitisch begründeten Einschätzung, 
dass angesichts der Erfahrungen mit dem katastrophalen 20. Jh. und der Frage 
nach humanen Perspektiven für das 21. Jh. nicht ökonomisch ausgerichtete, son-
dern gesellschaft lich-politische Problemstellungen die entscheidenden Grundla-
gen für eine Debatte um Ansprüche an Bildung und Bildungspolitik sowie Kin-
derpolitik darstellen. Das bedeutet eine Abgrenzung von bildungsökonomischen 
Positionen, die mit Humankapitalansatz oder eben der Social-Investment-Rede, 
der Verwertungs- wie Verkehrungslogik des Kapitals folgend, enden.

Dies bedeutet positiv gewendet: Die Bildungsfrage ist zum einen unmittelbar 
verknüpft  mit der Frage nach der Urteilskraft  und Kompetenz von Menschen, ihre 
gesellschaft lichen Beziehungen bewusst zu regulieren, Gesellschaft  ‘vernünft ig’ 
zu gestalten. Dies führt zum anderen zu der entscheidenden Erkenntnis, dass 
Bildungspolitik Gesellschaft spolitik, damit häufi g Klassenkampf, ist – in vie-
lerlei Hinsichten. Am wichtigsten ist dabei die Vermittlung zur Demokratie-
Problematik. Dies bedeutet: Demokratie beruht auf Bewusstsein wie Fähigkeiten 
gebildeter Bürgerinnen und Bürger, die die öff entlichen Angelegenheiten als ihre 
eigenen begreifen und darum darin eingreifen. Die Basis hierfür besteht in der 
Bildung aller.

Der entscheidende Skandal in unserer real existierenden bürgerlich-kapitalisti-
schen Gesellschaft  besteht daher darin, dass gesellschaft liche Ungleichheiten, also 
Klassenverhältnisse, durch Bildung nicht nur nicht überwunden, sondern mehr 
und mehr reproduziert werden, weil Bildung für Lebensläufe immer entscheiden-
der geworden ist. Pierre Bourdieu hat zur Aufk lärung dieses gesellschaft lichen 
Mechanismus viele Studien vorgelegt.

Dementsprechend lautet auch der skandalöseste Satz in der Deutschen PISA-
Studie, mit dem die Folgen scharfer sozialer Selektivität herausgestellt werden: 
„Kulturelles Engagement und kulturelle Entfaltung, Wertorientierungen und 
politische Partizipation kovariieren über die gesamte Lebensspanne systematisch 
mit dem erreichten Bildungsniveau“ (2001: 32). Im Klartext heißt das: Denjenigen, 
denen die Möglichkeit der Bildung genommen wird – und das hat eben unmit-
telbar mit ihrer Klassenlage zu tun –, wird lebensgeschichtlich übergreifend auch 
vieles andere genommen, von Kultur bis zu politischem Bewusstsein, Interesse 
und Handlungsmöglichkeiten. Konsequenzen hat dies also für Lebenslage, Le-
bensweise und Lebensqualität, damit auf Chancen der Selbstverwirklichung und 
Selbstbestimmung, aber immer auch für „Typen der Bildungsorientierung“ (Vester 
2003: 9f.). Ins Blickfeld gerät damit zugleich der bedeutsame Zusammenhang 

zwischen individuellen Bildungsmöglichkeiten und der Bildung des Politischen; 
diese als Problem von Demokratisierung und Partizipation. 

Verweist also das zitierte PISA-Ergebnis auf eine permanente grundlegende 
Verletzung von Prinzipien der Demokratie und einer Bildungsidee, die der Auf-
klärungstradition und dem Bezug auf die Mündigkeit aller Menschen entspricht, 
so fordert es dazu heraus, sich genauer mit Fragen nach gesellschaft lichen Grund-
lagen von und hegemonialen Auseinandersetzungen um Bildung zu beschäft i-
gen.5 Gefolgt wird dem durch Überlegungen zum Verhältnis von demokratischer 
Bildung und der Bildung von Demokratie, um abschließend sich dem Problem 
gesellschaft lich-politischer Perspektiven, die den Zusammenhang von Bildung 
und sozialer Gerechtigkeit aufzunehmen, zu widmen.

IV.

Im Rahmen eines Bündnisses von Aufk lärern und Modernisierern, wie Ludwig 
von Friedeburg (1994) es genannt hat, kam es vor vierzig Jahren in der Bun-
desrepublik zu Auseinandersetzungen um bildungspolitische Veränderungen. 
Begonnen hatte diese Debatte mit G. Pichts Aufschrei über die „deutsche Bil-
dungskatastrophe“, mit dem dieser den „Bildungsnotstand“ erklärte; ausgelöst 
durch „Sputnikschock“ und eine damit einhergehend vermutete „technolo-
gische Lücke“ kam der Ruf nach „Ausschöpfung der Begabungsreserven“ auf. 
Im Zentrum stand bei Picht – und dies sollte ein gültiges Leitmotiv bis heute 
werden – die Vorstellung einer Verknüpfung von nationalem Bildungsniveau, 
d.h. Qualifi kationsniveau der Ware Arbeitskraft , mit ökonomischer Wettbe-
werbsfähigkeit. Er malte dazu ein Bild, demzufolge „der durchschnittliche Bil-
dungsstandard und die durchschnittliche Leistungsqualifi kation der großen 
Mehrheit der Bevölkerung für lange Zeit unter dem Durchschnitt jener Länder 
liegen werden, mit denen wir wirtschaft lich und politisch konkurrieren müs-
sen“ (1964: 24; 66).6 Zugleich – und dies wird meistens überlesen – benannte er 
unter der Überschrift  „Schulpolitik: die Sozialpolitik von heute“ (1964: 30ff ) 
nachdrücklich „die Ungerechtigkeiten, die mit der Sozialauslese durch die Schu-

5 Zur Entwicklung materialistischer Analysen zum Verhältnis von Bildung und Gesell-
schaft , Produktion und Reproduktion sozialer Ungleichheit, wie sie vor allem angel-
sächsischen Studien eigen sind s. Sünker/Timmermann/Kolbe (1994); Ball (2003).

6  Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass bis in die Gegenwart hinein die Bil-
dungsausgaben in Deutschland immer mehr als mittelmäßig waren – aller Wettbe-
werbssemantik zum Trotz (Schmidt 2002).
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len verbunden sind“ (32) – eben infolge des dreigliedrigen Schulsystems und des 
entsprechenden Berechtigungswesens.

Auf demokratietheoretisch wie -praktisch orientierte Perspektiven verwies 
auch R. Dahrendorf mit seiner Aussage „Bildung ist Bürgerrecht“. Er warb für ein 
Verständnis von Bildungspolitik als Mittel „Menschen die Teilnahme am Leben 
der Gesellschaft  überhaupt erst zu ermöglichen“ (1966: 25); damit verband sich 
die Forderung „mehr Bildung für Menschen“ (28) – und dies im Rahmen einer 
„aktiven Bildungspolitik“.

Wenn man zudem berücksichtigt, dass mit dem ‘Bildungsniveau’ auch die 
Lebensqualität – intellektuell, sozial, fi nanziell, gesundheitlich – steigt, dann stellt 
sich die Frage, die mit dem Verhältnis von Bildungspolitik, sozialer Gerechtigkeit 
und Demokratie zu tun hat, wie denn hierzulande verhindert werden konnte, 
dass die permanente Verletzung von Gerechtigkeit im Bildungsbereich einer Ge-
sellschaft  mit demokratischen Ansprüchen, also die permanente Benachteiligung 
von Kindern aus der Arbeiterklasse bei permanenter Privilegierung vor allem der 
Kinder aus Bildungsbürgertum und Oberklasse, sich fast unwidersprochen hat 
durchsetzen lassen (vgl. Sünker 2008).

Eine knappe wie präzise Antwort gibt Pierre Bourdieu aus bildungssoziolo-
gischer Sicht, wenn er davon spricht, dass „unter all den Lösungen, die im Laufe 
der Geschichte für das Problem der Übermittlung der Macht und der Privilegien“ 
gefunden wurden, keine besser „verschleiert“ sei als die mit dem „Unterrichtssys-
tem“ verbundene, die „hinter dem Mantel der Neutralität“ diese Reproduktions-
funktion verberge (1973: 93). Den gesellschaft lichen Kontext bildet für ihn die 
Vermittlung von ökonomischem, sozialem und kulturellem Kapital, d.h. es geht 
um die Realisierung des Prinzips „wer hat, dem wird gegeben“. Bourdieu erweitert 
seine Argumentation, wenn er in einer späteren Analyse ausführt: 

„Die Erziehungssoziologie ist mithin ein Kapitel, und nicht eines der geringsten, der 
Wissenssoziologie und der Macht […]. Weit entfernt, zu dieser Art angewandter, also 
untergeordneter, nur für die Pädagogik taugender Wissenschaft  zu zählen, die man 
in ihr zu sehen pfl egte, gehört sie zur Grundlage einer allgemeinen Anthropologie 
der Macht und der Legitimität. Sie führt zu einer Erklärung der Mechanismen, die 
verantwortlich sind für die Reproduktion der sozialen Strukturen und der mentalen 
Strukturen, die mit jenen genetisch und strukturell verknüpft  sind und daher dem 
Verkennen des wirklichen Charakters dieser objektiven Strukturen und damit der 
Anerkennung ihrer Legitimität Vorschub leisten“ (2004: 18). 

Bildungshistorisch wie systematisch fragt Heydorn nach Zusammenhängen von 
„Gesellschaft sverfassung und Bildungsinstitution“ und kommt zu dem Schluss, 
dass Bildung stets „Ideologie und Macht einer bestehenden Gesellschaft  absi-

chern“ soll (1994/95: I, 285). Mit Bezug auf die Gegenwart – so formuliert er zur 
Zeit der ‘Bildungsreform’ – geht es um eine Bildung, „die die maximale Effi  zienz 
des Menschen in einer technologischen Gesellschaft  sicherstellt, einer Gesell-
schaft , die auf Anpassung, Wechsel und Mobilität in weithin determinierten 
sozialen Grenzen beruht“ (I, 284).

Die ideologischen Reden von „Chancengleichheit“ oder – noch übler – „Chan-
cengerechtigkeit“ verschleiern diese Wirklichkeit mehr oder weniger bewusst; 
wird hiermit doch Gesellschaft sanalyse ersetzt durch individuelle Zuschreibungen 
oder Verdacht gegenüber Haltungen – nach dem Motto: „Du bist schuld, weil…“. 
Entscheidend ist daher die Erkenntnis, dass insbesondere im Bildungsbereich ein 
gesellschaft lich vermittelter Mechanismus wirkt, der diesen Prozess steuert und 
in das bürgerlich-kapitalistische System von Beginn an quasi „eingebaut“ ist: Es 
handelt sich um jene Ideologie, die A. Muschg an der Literatur (Romanen wie 
Novellen) des bedeutendsten Vertreters des bürgerlichen Realismus’, der Gott-
fried Kellers, entziff ert – weil dort äußerst anschaulich aufzufi nden –, wonach 
dem Tüchtigen die Welt off en stehe, damit er sein Glück in ihr mache. Eben 
dies verspricht „das liberale Credo, das den freien Wettbewerb an die Stelle von 
Gottesurteil und Gnadenwahl gesetzt, in der Praxis also: menschlichen Wert 
abhängig gemacht hat von ökonomischer Bewährung. Tritt jenes Glück nicht 
ein, so darf der Verstoßene die Ursache nicht mehr außerhalb seiner selbst suchen. 
Das Unglück wird, je tiefer er sich die ökonomisch-moralische Prämisse zu eigen 
gemacht hat, desto tiefer zur Frage seiner persönlichen Schuld“ (1977: 153f.). Aus 
diesem Blickwinkel betrachtet, „funktioniert“ Schule hierzulande bestens; denn 
die Benachteiligten und Betrogenen schreiben sich (zumindest mehrheitlich) ihre 
Misserfolge selber zu – „Zeugnisse“ sollen ja bekanntlich Zeugnis von individueller 
Leistungsfähigkeit, -bereitschaft  und -willen ablegen.

Zudem gibt es auf der Seite der Benachteiligten das, was Simmel bereits vor 
100 Jahren – analog zu Bourdieus Kapitalsortenlehre und „Staatsadel“-Analyse 
heute – analysiert hat und was meiner Einschätzung nach als Frage von ‘Lerntypen’ 
oder ‘Bildungsdisposition’ zu klären ist: 

„Die Allgemeingültigkeit der Intellektualität ihren Inhalten nach wirkt, indem sie für 
jede individuelle Intelligenz gilt, auf eine Atomisierung der Gesellschaft  hin, sowohl 
vermittels ihrer wie von ihr aus gesehen erscheint jeder als ein in sich geschlossenes 
Element neben jedem anderen, ohne dass diese abstrakte Allgemeinheit irgendwie 
in die konkrete überginge, in die der Einzelne erst mit den anderen zusammen eine 
Einheit bildete. Endlich hat die innere Zugängigkeit und Nach-Denkbarkeit theore-
tischer Erkenntnisse, die sich niemandem so prinzipiell versagen können, wie gewisse 
Gefühle und Wollungen es tun, eine Konsequenz, die ihr praktisches Resultat direkt 
umkehrt. Zunächst bewirkt gerade jene allgemeine Zugängigkeit, dass Umstände ganz 
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jenseits der personalen Qualifi kation über die tatsächliche Ausnutzung derselben ent-
scheiden: was zu dem ungeheuren Übergewicht des unintelligentesten ‘Gebildeten’ über 
den klügsten Proletarier führt“ (Simmel 1989: 606; Hervorh. H.S.).7

Daraus folgt ein spezifi sches, klassenspezifi sch vermitteltes, ‘Rezeptionspro-
blem’, in das Herrschaft sverhältnisse eingelassen sind: 

„Die scheinbare Gleichheit, mit der sich der Bildungsstoff  jedem bietet, der ihn 
ergreifen will, ist in Wirklichkeit blutiger Hohn, gerade wie andere Freiheiten li-
beralistischer Doktrinen, die den Einzelnen freilich an dem Gewinn von Gütern 
jeder Art nicht hindern, aber übersehen, dass nur der durch irgend welche Umstände 
schon Begünstigte die Möglichkeit besitzt, sie sich anzueignen. Da nun die Inhalte der 
Bildung – trotz oder wegen ihres allgemeinen Sich-Darbietens – schließlich nur 
durch individuelle Aktivität angeeignet werden, so erzeugen sie die unangreifbarste, 
weil ungreifbarste Aristokratie, einen Unterschied zwischen Hoch und Niedrig, der 
nicht wie ökonomisch-sozialer durch ein Dekret oder eine Revolution auszulöschen 
ist, und auch nicht durch den guten Willen des Betreff enden; […].“ (Simmel 1989: 
606f.; Hervorh. H.S.).8

In diesem Kontext ist im Weiteren dann die Frage nach dem Verhältnis von Bil-
dung und sozialem Wandel zu stellen. Um das politische Projekt der „Aufh ebung 
aller Bildungsrestriktion“ (Heydorn 1994/95: IV, 138) konkret wie realistisch zu 
gestalten, ist daran festzuhalten, dass a) Bildung kein „selbständiges revolutionäres 
Movens“ ist, sie dies „nur in Verbindung mit der gesamten geschichtlichen Bewe-
gung“ sein kann; dass es aber b) wesentlich darum geht zu erkennen, wie Bildung 
„einen eigenen verändernden Beitrag“ leistet, „der unauswechselbar ist“ (IV, 141).9 

V.

Nicht nur vor dem Hintergrund des katastrophalen 20. Jh. angesichts der mör-
derischen Zeiten von Faschismus und Stalinismus, sondern auch mit Blick auf 
die Gegenwart, gilt es, den Bezug auf Bildung in einer übergreifenden indivi-

7 Wesentlich zu tun hat dies mit der von Marx im „Kapital“ analysierten Trennung 
zwischen geistiger und körperlicher Arbeit, der dieser inhärenten gesellschaft lich 
vorgenommenen, klassenspezifi schen Hierarchisierung von Tätigkeiten (vgl. Sohn-
Rethel 1970).

8 In der Arbeiterbewegung hat diese Situation zu Debatten und Kontroversen um ‘Ar-
beiterbildungskonzepte’ geführt, die u.a. immer auch das Verhältnis von Bildung 
und Literatur thematisierten – so vor allem Anna Siemsen (s. dazu Sänger 2011). 

9 Gegen jeden Fatalismus betont deshalb Bourdieu, dass Schule auch eine „Chance 
zum Durchbrechen“ des Kreislaufs darstellen kann, „eben weil sie ihre eigene, relativ 
autonome Logik hat“ (Schwibs 1985: 378).

duellen wie gesellschaft lichen Bedeutung herauszustellen. Wenn, wie kritische 
Gesellschaft sanalytiker immer wieder bis heute betont haben, eine gewaltige 
Lücke zwischen technologischer Überentwicklung und gesellschaft licher Un-
terentwicklung existiert, so führt das zu entscheidenden Herausforderungen für 
Bildung und Bildungspolitik. So kommt Manuel Castells in seiner Analyse des 
gegenwärtigen Kapitalismus angesichts alter wie neuer Gefahren für Demokra-
tie wie Überleben zu dem Schluss, dass es zur Sicherung einer weltweit huma-
nen Zukunft  nicht allein verantwortlicher Regierungen bedürfe, sondern einer 
„verantwortlichen, gebildeten Gesellschaft “ (1998: 353). Gebildet werden kann 
diese Gesellschaft  aber nur aus gebildeten Bürgerinnen und Bürgern, die sich 
durch Urteilskraft  und Handlungskompetenz auszeichnen. 

Dies kennzeichnet den Zusammenhang zwischen demokratischer Bildung und 
der Bildung von Demokratie (Sünker 2003: Kap. X). Denn um zu verhindern, 
dass Menschen „der blinden Unterwerfung unter eine Staatsleitung, eine Partei 
oder einen Führer“ sich befl eißigen, wie A. Siemsen dies 1948 in ihrer Zeitdiag-
nose aufschlussreich beschrieben hat, bedarf es demokratischer Verhältnisse im 
Bildungswesen, um entscheidende Voraussetzungen für eine Demokratisierung 
von Gesellschaft  – basierend auf realer Partizipation und Solidarität – zu schaff en.

Angesichts der gesellschaft skritisch zu untersuchenden Prozesse des Verfalls 
von Öff entlichkeit und Politik kann die Th ese Adornos von der Bedeutung der 
Erfahrung von Demokratie für das Leben von und in Demokratie gar nicht stark 
genug betont werden: Es geht darum, dass die Menschen „sich selbst als Subjekte 
der politischen Prozesse wissen“ (1977: 559). Denk- wie Handlungsfähigkeit stehen 
nicht nur allen Menschen zu, sondern sind in der Vermittlung von Intellektualität 
und Sinnlichkeit auch im Interesse aller zu bilden.

Der in dieser Perspektive eingelassenen Repolitisierung von Politik wie Bil-
dung entspricht das, was Heinrich Heine in seiner Lesart vom „Verständnis der 
Gegenwart“ auf anschauliche wie realitätsgerechte Weise, Gesellschaft s- wie Bil-
dungsproblematik übergreifend, formuliert hat: 

„Wenn wir es dahin bringen, dass die große Menge die Gegenwart versteht, so las-
sen die Völker sich nicht mehr von den Lohnschreibern der Aristokratie zu Hass 
und Krieg verhetzen, das große Völkerbündnis, die Heilige Allianz der Nationen, 
kommt zustande, wir brauchen aus wechselseitigem Misstrauen keine stehenden 
Heere von vielen hunderttausend Mördern mehr zu füttern, wir benutzen zum Pfl ug 
ihre Schwerte und Rosse, und wir erlangen Friede und Wohlstand und Freiheit“ 
(1972: 368f.).
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VI.

Ist die Bildung aller somit in einem allgemeinen Interesse, weil grundlegend für 
ein demokratisches Zusammenleben, so bleibt die Frage, weshalb die „Verallge-
meinerung von Bildung“ (Heydorn) noch immer auf sich warten lässt, warum 
statt dessen noch immer ein ungerechtes System, dessen Bedeutung infolge ei-
ner „Politik der Schließung“ (Vester 2007) für die Reproduktion sozialer Un-
gleichheit sich ideologisch wie materiell nicht hoch genug einschätzen lässt, sich 
erhalten lässt.

Das „Einfallstor“ – und damit die zentrale Herausforderung für den Um-
gang mit dem Th ema „soziale Gerechtigkeit“ – für den Erhalt des herrschenden 
dreigliederigen Schulsystems, dessen Überwindung allein die real existierende 
Klassenstruktur noch nicht „erledigte“, stellt eine Begabungsideologie dar, die 
zwar wissenschaft lich überholt, nichts desto trotz immer noch sehr wirksam ist.10 
Mit dieser Ideologie, die wesentlich die herrschende Gestalt des Gymnasiums 
absichert, legitimieren primär Bildungsbürgertum (Bollenbeck 1999) und Ober-
schicht im Kampf um knappe Güter, d.h. gesellschaft lich privilegierte Positionen, 
Einkünft e etc., ihre Wettbewerbsvorteile und betreiben eine klare Schließungspo-
litik zugunsten ihrer Kinder. Damit handelt es sich um die schulisch vermittelte 
Absicherung von Statuszuweisungen durch Zuschreibungen, mit denen – wie 
bildungssoziologische Analysen zur sozialen Selektivität seit langem aufweisen – 
über Lebenschancen und Lebensqualitäten in Deutschland bereits in einem sehr 
frühen Alter entschieden wird.11

An dieser Situation ändert die Einführung einer „Ganztagsschule“ nichts, 
bedeutet sie doch de facto nur eine Verdopplung des schlechten Status quo, 
beinhaltet sie damit doch eine bloße Symptomkuriererei, endet somit in einer 
Sackgasse, ähnlich den Entwicklungen der sog. ‘Bildungsreform’ vor 40 Jahren. 

10  Gegen die Naturalisierung von „Begabung“ ist auf die Potentialität des Menschen 
zu setzen: „Es sind soziale Verhältnisse“, sagt Bourdieu, „die verhindern, dass alle 
den teleologischen Weg bis zum Ende gehen, den die Modelle Piagets, die seiner 
Nachfolger oder analoge postulieren. Die an Wunder grenzenden historischen Er-
rungenschaft en, die – als Produkte der kollektiven Arbeit der Menschheit – allen 
zugänglich sein sollten, werden faktisch von einigen wenigen monopolisiert, eben 
weil es so viele gibt, die ihre menschlichen Potentialitäten nicht entfalten können“ 
(Schwibs 1985: 388; s. weiter Sünker 2003: 21f.).

11 In diesem Kontext zeigt sich die Bedeutung der Forderung nach einer Demokratisie-
rung von Institutionen besonders eindringlich, vgl. dazu Bowles/Gintis (1987: 204).

Alternativen ließen sich allein im Rahmen einer radikalen Strukturveränderung, 
der Einführung der „Einheitsschule“, denken.

Vor diesem Hintergrund wird eine Grundlegung in der Gerechtigkeitspro-
blematik wichtig, wie U. Steinvorth in einer für unsere bildungspraktische wie 
bildungspolitische Konstellation faszinierenden Weise, unmittelbar anschluss-
fähig an die PISA-Debatte, vorstellt: Gesellschaft lich zu verantworten und ein-
zufordern, damit der sozialen Gerechtigkeit förderlich, ist das, was „jedem die 
Fähigkeit zur politischen Mitbestimmung sichert; denn ohne diese Fähigkeit 
bleibt der Mensch von allen Entscheidungen ausgeschlossen, die ihn selbst betref-
fen und den Rahmen seiner Selbstbestimmung bilden; sodann die Fähigkeit zur 
Teilnahme am Produktionsprozess, in dem er sich die materiellen Bedingungen 
seiner Existenz verschaff en kann“ (1999: 277). 

Diese nicht besonders ‘radikale’ Position macht 40 Jahre nach Dahrendorfs 
Vorschlag, Bildungspolitik als Mittel zu verstehen, „Menschen die Teilnahme am 
Leben der Gesellschaft  überhaupt erst zu ermöglichen“ (1966: 25), weil es darum 
gehe, „durch Ausbreitung eff ektiver Bürgerrechte den Grund für eine moderne 
Gesellschaft  in der Verfassung der Freiheit zu legen“ (1966: 28), deutlich, wie weit 
wir es inzwischen gebracht haben. 12 Off ensichtlich kommt es erneut darauf an, 
das bescheidene Ziel einer Bildung aller im Interesse aller zu fordern; nur dies 
kann eine Demokratisierung unserer Gesellschaft , die an Gestaltungsfähigkeit 
wie Partizipation aller Bürgerinnen und Bürger von ‘Kindesbeinen an’ gebunden 
ist, realistisch erscheinen lassen. Die real existierende Bildungspolitik unterhöhlt 

12 Es ist wohl auch hier an der Zeit, sich einer Idee Heines, die dieser ebenfalls in einer 
restaurativen Epoche formulierte, zu erinnern und auch die konservativ-reaktionäre 
Antwort darauf zu erkennen: „Die brütende Stimmung unzufriedener Großen 
ist ansteckend, und die Luft  wird schwül. Das Prinzip der Goetheschen Zeit, die 
Kunstidee, entweicht, eine neue Zeit mit einem neuen Prinzipe steigt auf, und selt-
sam! Wie das Menzelsche Buch merken lässt, sie beginnt mit einer Insurrektion ge-
gen Goethe. Vielleicht fühlt Goethe selbst, dass die schöne objektive Welt, die er 
durch Wort und Beispiel gestift et hat, notwendigerweise zusammensinkt, so wie die 
Kunstidee allmählich ihre Herrschaft  verliert, und dass neue, frische Geister von der 
neuen Idee der neuen Zeit hervorgetrieben werden und gleich nordischen Barbaren, 
die in den Süden einbrechen, das zivilisierte Goethentum über den Haufen werfen 
und an dessen Stelle das Reich der wildesten Subjektivität begründen. Daher das Be-
streben, eine Goethesche Landmiliz auf die Beine zu bringen. Überall Garnisonen 
und aufmunternde Beförderungen. Die alten Romantiker, die Janitscharen, werden 
zu regulären Truppen zugestutzt, müssen ihre Kessel abliefern, müssen die Goethe-
sche Uniform anziehen, müssen täglich exerzieren“ (1972a: 246f.); vgl. dazu weiter 
auch die Verteidigung menschlicher Subjektivität bei Marx (o.J.: 387).
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alle Versuche einer die Demokratie befördernden Kinderpolitik; das System der 
Bildungsapartheid, ein Vergehen an „Kindeswohl“ und demokratischer Zukunft , 
ist daher zu überwinden.13 Zugleich ist und bleibt dies eine Herausforderung für 
eine „Kritische Erziehungswissenschaft “ (vgl. Sünker/Krüger 1999) und führt 
zu der Alternative „Demokratische Bildung oder Erziehung zur Unmündigkeit“ 
(Otto/Sünker 2009). Denn es geht nach wie vor darum, Herrschaft sverhältnisse, 
die wie eingangs gezeigt unvernünft ig sind, in Frage zu stellen14 und zu erkennen, 
dass Strukturen „symbolische Gewalt“, wie Bourdieu vielfältig nachgewiesen hat, 
verkörpern (können) – im Interesse der Überwindung. Dies aber gilt sowohl für 

13 Herausfordernd in diesem Kontext ist zum einen die neue gesellschaft stheoretische 
wie –politische Debatte um „Gleichheit“ (Wilkinson/Picket 2010), zum anderen 
die empirisch gesättigte Erkenntnis, dass nicht selektive Unterrichtssysteme besser 
als selektive in mindestens zweierlei Hinsicht sind: mit Bezug auf ‘Leistungsqualität’ 
aller und soziale Gerechtigkeit (s. Green/Preston/Janmaat 2006: 183ff ).

14  Dies ist historisch nichts Neues: Bereits unter feudalistischen Verhältnissen führte 
die Entwicklung von Herrschaft sformen zwischen 800 und 1000 im ersten Drit-
tel des 11. Jh. zu grundsätzlicher Kritik und dem Versuch, die Verhältnisse zu re-
volutionieren: in der Gestalt der Ketzerei. „Die Ketzerei vertrat die Gleichheit, die 
totale Gleichheit“ (Duby 1986: 198). Und dies bedeutet en detail: Indem sie (die 
Ketzer, HS) die Frauen uneingeschränkt in ihre Gemeinschaft  aufnahmen, hoben 
sie die ursprünglich im gesellschaft lichen Raum errichtete Schranke auf. Das bleib 
nicht ungestraft : die Aufh ebung des Unterschieds zwischen dem Weiblichen und 
dem Männlichen erlaubte die schlimmsten Verleumdungen und war meiner Ansicht 
nach der Hauptgrund für das Scheitern. Die Ketzer setzten sich über eine weitere 
wichtige Kluft  hinweg: da sie die Privilegien des priesterlichen ‘Berufs’ ablehnten, 
vermischten sie clerus und populus; sie luden alle Christen ein, auf die gleiche Art zu 
fasten und zu beten. Da sie andererseits dazu ermahnten, alle Angriff e zu verzeihen, 
nicht mehr zu rächen und auch nicht mehr zu strafen, proklamierten sie die Nutzlo-
sigkeit der Spezialisten der Repression, des Stabes und des Militärs. Und schließlich 
arbeitete innerhalb der Sekte jeder mit seinen eigenen Händen, niemand erwartete, 
von einem anderen ernährt zu werden, niemand plagte sich im Dienst eines Herrn: 
die Trennungslinie zwischen Arbeitern und den anderen, den Grundherren, Ge-
richtsherren, Schutzherren, Inhabern von Strafgewalt, wurde ausgelöscht“ (1986: 
197f.; vgl. 228ff ., bes. 239f.).

 Dies verbindet sich mit der Erkenntnis, daß bislang in der Geschichte „Zwang, Be-
trug und Gewalt“ (Moore 1982: 668) beim Bestreben, aus partikularistischem Inte-
resse Gesellschaft en zusammen zu halten, und damit Hierarchien, soziale Ungleich-
heit und Benachteiligung zu verteidigen, eine entscheidende Rolle spielten. Daher 
fragt Moore (1982: 671), „ob eine bestimmte soziale Funktion überhaupt ausgeübt 
werden muß, ob die menschliche Gesellschaft  nicht ohne Könige, Priester, Kapita-
listen oder selbst revolutionäre Bürokraten auskommen könne“.

die „generationale Ordnung“ (vgl. Sünker 2010) als auch für das „Bildungsapart-
heidssystem“ dieser bundesrepublikanischen Gesellschaft .
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Thomas Wagner

Zur (sozialen) Arbeit an Klassenverhältnissen
Ein Beitrag zur Wiedereinführung 

von Klassenperspektiven in die Soziale Arbeit

Ausgehend von einer ungleichen Verteilung sozialer Güter, deren Zugang für 
die Angehörigen bestimmter Gruppen leichter ist als für andere, markierte für 
Niklas Luhmann der Klassenbegriff  das „Verteilen des Verteilens“: 

„Letztlich geht es in dieser Diskussion [die mittels des Klassenbegriff s geführt wird, 
T.W.] immer um ein Problem der Verteilung von Individuen auf Einheiten, die dann 
‘Klasse’ genannt werden, wobei die Verteilung der Individuen sich danach richten 
soll, was und wieviel auf sie verteilt wird. Wer viel erhält, ist in einer Klasse; wer wenig 
erhält in einer anderen. Der Klassenbegriff  regelt, mit anderen Worten die Vertei-
lung des Verteilens. Er bringt die Refl exivität (und damit auch die Änderbarkeit = 
Umverteilbarkeit) des Verteilungsprozesses zum Ausdruck“ (Luhmann 1985: 128). 

„Klasse“ stellte demnach eine Semantik dar, mit der die Kontingenz von Ver-
teilungsmustern zum Ausdruck gebracht werden kann. Wer also von „Klasse“, 
spricht, spricht nicht nur von sozialer Ungleichheit sondern immer auch von der 
Veränderbarkeit der herrschenden gesellschaft lichen Verhältnisse – von Umver-
teilung. Auch wenn Luhmann alles andere als ein ausgewiesener Klassentheo-
retiker war und dem Klassenbegriff  eher skeptisch gegenübersteht, markiert 
das von ihm benannte Kriterium der Kontingenz von gesellschaft lichen Vertei-
lungsprinzipien meines Erachtens einen entscheidenden Grund, die Klassenper-
spektive gerade heute und auch in der Sozialen Arbeit zu beleben.

Zum einen erleben wir seit mehreren Jahrzehnten tiefgreifende ökonomische 
wie politische Transformationsprozesse und eine zunehmende Infragestellung 
fordistischer Verteilungsprinzipien, mit denen die gesellschaft liche Verteilung 
materieller wie symbolischer Güter wieder exklusiver organisiert wird (vgl. auch 
Steinert 2000; Cremer-Schäfer 2001). Diese Entwicklung lässt sich daran able-
sen, dass spätestens seit dem Beginn des 21. Jahrhundert Polarisierungen in der 
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Einkommensverteilung deutlich zunehmen (vgl. Andress/Kronauer 2006; Dörre 
2011: 134) – als Folge einer fi nanzkapitalistischen „Planwirtschaft  im Dienste 
der Höchstrenditen“ (Dörre 2011: 134), die Marktrisiken und Gewinne höchst 
ungleich verteilt sowie der bereits Mitte der 1970er einsetzenden kontinuierlichen 
Umverteilungspolitik zugunsten von Einkommen aus selbständiger Arbeit, Ver-
mögens- und Kapitalerträgen (vgl. von Freyberg 1997: 179).

Zum zweiten führt auch die Verschiebung der Grenzen und Prinzipien sozial-
staatlicher Regulation durch die marktliberalen aktivierenden Sozialpolitik der 
letzten Jahrzehnte zu einer zunehmenden Ungleichverteilung. Diese zeichnet sich 
nicht alleine durch Kürzungen, sondern auch durch eine zunehmende Selektivi-
tät der Verteilung sozialstaatlicher Rechte aus. Der „Wettbewerbsstaat“ (Hirsch 
2005) „investiert“ primär in ihm lukrativ erscheinende Bevölkerungsgruppen, 
wie derzeit im Feld der Familienpolitik am Beispiel des einkommensabhängigen 
Elterngeldes sehr deutlich zu erkennen ist. Demgegenüber wird die Absicherung 
weniger geschätzter Bevölkerungsanteile zu einer „Last“ deklariert, die durch 
workfare-Programme und die damit verbundene politische Forcierung von 
Niedriglohnsektoren und prekärer Beschäft igung minimiert werden soll (vgl. 
Lessenich/Nullmeier 2006: 20f; Dörre 2010). Diese sozialen Spaltungstendenzen 
scheinen auch die Soziale Arbeit erreicht zu haben. Dies legt zumindest die Rede 
von einer „Zwei-Klassen-Sozialarbeit“ (Lutz 2008) nahe, der zufolge sich das 
sozialpädagogische Feld zusehends auft eilt in einen Bereich von Dienstleistungen 
für aktivierbare Nutzer, neben den zunehmend einerseits „Restmaßnahmen“ mit 
starkem Zwangscharakter und andererseits zivilgesellschaft lich getragene Formen 
der Armenversorgung treten (vgl. auch Landhäußer et al 2010; Lutz 2010).

Im Kontext dieser zunehmenden sozialen Ungleichheiten und Spaltungen, 
deren Wahrnehmung und Relevanz sich u.a. in Unsicherheitsgefühlen gerade auch 
in der gesellschaft lichen „Mitte“ ausbreitet (vgl. Castel 2005; Castel/Dörre 2009), 
gewinnen die Kämpfe um Verteilungsprinzipien sowohl in der Öff entlichkeit 
als auch im Alltag an Härte. Dies fi ndet seinen Niederschlag nicht zuletzt in 
schärfer gezogenen sozialen Respektabilitätsgrenzen seitens der von Abstiegs-
ängsten bedrohten Mitte nach unten (vgl. Dörre 2011: 136ff ). Ein prominentes 
Beispiel dafür ist die Verhinderung der Reform des Hamburger Schulwesens im 
Juli 2010, die zu einer vergleichsweise moderaten Verlängerung der gemeinsamen 
Lernphase bis zur 6. Klasse hätte führen sollen, qua Volksentscheid, der durch 
die Kampagne „Wir wollen lernen“ des Hamburger Bürgertums initiiert und 
vorangetrieben wurde (vgl. Böhnke 2011: 19). Empirisch erhärten lässt sich die 
Th ese der Befestigung sozialer Respektabilitätsgrenzen anhand der von Heit-
meyer beobachteten gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit z.B. gegenüber 

Langzeitarbeitslosen oder Hartz-IV-Empfängern. Der Mittelwert der Abwertung 
von Langzeitarbeitslosen ist im Krisenjahr 2009 im Vergleich zu 2007 zwar leicht 
zurückgegangen, die Ressentiments gegenüber diesen Gruppen bilden jedoch 
nach wie vor die ausgeprägtesten und verbreitetsten Formen gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit in der Bundesrepublik (vgl. Heitmeyer 2010: 39). Diese 
Ressentiments und die entsprechenden Abstiegsängste werden öff entlich-medial 
deutlich aufgegriff en und geschürt (vgl. Castel/Dörre 2009: 14): z.B. mit der 
„Entdeckung“ „neuer Unterschichten“, welche über die Diff amierung unter-
privilegierter Bevölkerungsgruppen ex negativo bürgerliche Respektabilität zu 
defi nieren versuchen, die den „Unterschichten“ abgesprochen wird (vgl. kritisch 
Kessl/Reutlinger 2007; Chassé 2010).

Ist es mit der Kontingenz von Distributionsmustern derzeit also bitterer Ernst, 
umfasst die Notwendigkeit der kritischen Refl exion neuer, postfordistischer 
Verteilungsprinzipien auch die Aufgabe, deren Veränderbarkeit herauszustel-
len: d.h. über die Negation des politischen Sachzwangs hinaus die Frage nach 
alternativen, von mehr Gleichheit geprägten Verteilungsprinzipien in den 
Mittelpunkt zu rücken. In diesem Sinne sollte sich auch Soziale Arbeit wieder 
verstärkt einer klassentheoretischen Perspektive zuwenden. Denn es sind nicht 
wenige ihrer Nutzerinnen und Nutzer, die aufgrund ihrer sozialstrukturellen 
Positionierung sowohl mit zunehmender materieller Knappheit als auch mit 
härter gezogenen Respektabilitätsgrenzen zu kämpfen haben. Damit stellt sich 
gerade hier die Frage nach Handlungsoptionen bzw. „Gegenwehr“. 

Im Folgenden wird deshalb die Th ese vertreten, dass vor dem Hintergrund 
zunehmender sozialer Ungleichheiten, Spaltungstendenzen und einem von „oben“ 
bzw. der „Mitte“ geführten Klassenkampf (vgl. Sünker 2005) einer Revitalisierung 
der Klassenperspektive in der Sozialen Arbeit bedarf. In der Auseinandersetzung 
mit dem bisherigen Umgang mit Klassensemantiken in der Sozialen Arbeit werde 
ich mich dabei für ein Klassenverständnis stark machen, das an Bourdieu an-
schließt, dem zu Folge Klassen stets als das relationale Ergebnis eines Wechselspiels 
aus materiellen Verteilungsstrukturen und symbolischen bzw. (mikro-)politischen 
Repräsentationskämpfen (vgl. Bourdieu 1985; Wacquant 1991) zu verstehen sind. 
Darüber hinaus gilt es die Beziehung von Sozialer Arbeit zu Klassenverhältnissen 
zu erörtern. In diesem Zuge wird sowohl im Anschluss an die Th eorie der Bürger-
rechte (Citizenship) als auch an die Th eorie der Gabe, herausgearbeitet, inwiefern 
Soziale Arbeit einen gesellschaft lichen Ort bildet, an dem mit „Klasse“ „gearbei-
tet“ (vgl. auch Walkowitz 1999) wird. „Gearbeitet“ wird hier im Sinne der Frage 
verstanden, inwiefern klassenbedingte Ungleichheiten bzw. Klassendiff erenzen 
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zum off enen oder heimlichen Gegenstand Sozialer Arbeit werden und inwieweit 
sie von ihr verändert, überwunden oder aber reproduziert werden. 

Soziale Arbeit zwischen „Kapital und Arbeit“

In der Th eoriebildung Sozialer Arbeit lässt sich vor allem in den 1970ern eine 
Orientierung an historisch-materialistischen bzw. marxistischen Th eoriepers-
pektiven feststellen. Der zugehörige Klassenbegriff  in orientierte sich eng am 
marxistischen Th eoriegerüst und den „Grundwiderspruch“ kapitalistischer 
Produktionsverhältnisse, also das antagonistische Klassenverhältnis von Ka-
pital und Arbeit: „So stehen sich in der kapitalistischen Gesellschaft  unverän-
derbar die sich bedingenden Gegensätze von Kapital und Lohnarbeit in ihrer 
‘Personifi zierung’ als antagonistische Klassen gegenüber“ (Hollstein 1973: 179; 
vgl. auch Lessing/Liebel 1974: 7). Klasse wurde hier ausschließlich ökonomisch 
bestimmt, d.h. über die Position im Produktionsprozess bzw. die sich daraus er-
gebende sozio-ökonomische Position. 

Exemplarisch lässt sich dieser Zugriff  auf „Klasse“ anhand der ideologie-
kritische Auseinandersetzung von Hollstein mit dem zu seiner Zeit dominan-
ten Verständnis Sozialer Arbeit als Hilfe verdeutlichen. In dem von ihm mit 
Meinhold herausgegebenen Sammelband „Sozialarbeit unter kapitalistischen 
Produktionsbedingungen“ (Hollstein/Meinhold 1973) kritisierte er Soziale 
Arbeit als einen „Helfersdienst für die bestehende Herrschaft “ (Hollstein 1973: 
204) in einer durch Klassenverhältnisse geprägten bürgerlich-kapitalistischen 
Gesellschaft . „[V]ordergründig legitimiert durch ihre Hilfe Ideologie“ wurde 
Soziale Arbeit insbesondere in ihrem Kernbereich der öff entlichen Jugendhilfe 
als Machtinstrument verstanden, welches „als Instanz sozialer Kontrolle […] der 
herrschenden Schicht als zuverlässiges Mittel zur Erhaltung des gesellschaft lichen 
Status quo zur Verfügung steht“ (ebd. 194). Nach Hollstein wies Soziale Arbeit 
mehrfach Bezüge zu Strukturkategorie „Klasse“ auf. Zum einen wurde ihr die 
zentrale Aufgabe zugesprochen, über die Kontrolle zentraler (Arbeits-)Normen der 
bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft  und der Markierung von „Abweichungen“ 
zur Reproduktion der Ware Arbeitskraft  beizutragen. Dabei beziehe sie sich vor 
allem auf das so genannte „Lumpenproletariat“ (Marx [1867]1963: 673) und 
betreibe somit die Pfl ege einer industriellen Reservearmee (vgl. Hollstein 1973: 
186). Zum zweiten wurde Soziale Arbeit dahingehend kritisiert, dass sie über 
ihren starken Einzelfallbezug und die damit verbundenen Subjektivierung der 
Ursachen sozialer Problemlagen (vgl. auch Meinhold 1973; Kunstreich 1975: 
19, 37) zu einer Verschleierung klassenbedingter Ungleichheiten beitrage (vgl. 

Hollstein 1973: 204f) und damit, drittens, auch ein Mittel zur Befriedung von 
Klassenkämpfen darstelle:

„Sozialarbeit zielt damit darauf ab, die reformistischen bzw. revolutionären Anstren-
gungen der Arbeiterschaft  in Stoßrichtung auf das bestehende System (Klassen-
kampf) abzuschwächen und ihnen besonders manifeste Angriff spunkte, die sie in 
Prozessen kollektiver ‘Verelendung’ u.a. anbieten könnten, zu nehmen. Sozialarbeit 
geht es in diesem gesellschaft spolitischen Zusammenhang um die Integration der 
Arbeiterklasse in die bestehende Gesellschaft “ (ebd. 189). 

Unter dem Rückgriff  auf Klassensemantiken wurden in der Sozialen Arbeit aller-
dings auch – wenn auch kritisch – emanzipatorische Bezugspunkte gesetzt. Hier-
für steht insbesondere die Perspektive von Lessing und Liebel in „Jugend in der 
Klassengesellschaft “. Dort wird eine marxistische Jugendforschung sowie eine an-
tikapitalistische bzw. sozialistischen Jugendarbeit entfaltet, auf deren Basis beide 
Bereiche primär „am Emanzipationsinteresse der Arbeiterklasse und ihres Nach-
wuchses“ (Lessing/Liebel 1974: 7) orientiert werden sollten. Auf Grundlage der 
Kritik des vorherrschenden Jugendverständnisses als eines „dem Klassenantago-
nismus enthobenes Phänomen[s]“ wurde kritisch auf die „Gebundenheit auch 
individueller lebensgeschichtlicher Emanzipationsprozesse an den politisch zu 
führenden Kampf um die Aufh ebung der Herrschaft  des Kapitals über die vom 
Verkauf ihrer Arbeitskraft  lebende Klasse der arbeitenden Bevölkerung“ (ebd.) 
verwiesen. Eine die Aufh ebung des „Klassengegensatzes“ ausblendende rein in-
dividuelle Emanzipation müsse demgegenüber „scheinhaft  und illusionär“ (ebd.) 
bleiben. Dabei ist interessant, dass nicht nur affi  rmativen, auf Sozialintegration 
ausgelegten Formen von Jugendarbeit vorgeworfen wurde, klassenbedingte 
Unterschiede nicht ausreichend zu refl ektieren. In der Auseinandersetzung mit 
dem Engagement von Studierenden und sozialistischen Pädagogen im Rahmen 
selbstverwalteter Jugendzentren – wie sie im Laufe der 1970er in Deutschland 
entstanden (vgl. Steinacker/Sünker 2010) – verwies Liebel darauf, dass auch in 
den Ansätzen zu einer kritischen sozialpädagogischen Praxis gerade der oft mals 
gegebene „klassenmäßige Unterschied“ zwischen Sozialarbeitern und Jugendli-
chen nicht ausreichend refl ektiert würde (vgl. Liebel 1974: 242f ). Wenig refl ek-
tiert würde demnach die soziale Diff erenzerfahrung zwischen der eigenen „prole-
tarischen“ Lebenslage und der Lebenslage der studentischen und pädagogischen 
Intellektuellen, welche die Jugendlichen in diesem Kontext erlebten: 

„Über diesen Kontakt [zwischen Sozialpädagogen und Jugendlichen; T.W.] wird den 
Arbeiterjugendlichen ihrer inferiore Situation besonders deutlich vor Augen geführt 
und zugleich die Annahme nahegelegt, sie könnten mit Hilfe der Intellektuellen ein 
‘neues Leben beginnen’“ (ebd. 246). 
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Liebel plädierte vor diesem Hintergrund für die off ene Th ematisierung von Klas-
sendiff erenzen, da nur auf diese Weise tatsächlich gemeinsame, klassenübergrei-
fende Erfahrungen gemacht und gemeinsam interpretiert werden könnten.

„Wir zielen auf eine Selbstdefi nition sozialistischer Pädagogen ab, die in bewusster 
Anerkennung der Klassendiff erenz zwischen sich und den Arbeiterjugendlichen an 
der Überwindung dieser Diff erenz im gemeinsamen politischen Kampf zu arbeiten 
erlaubt“ (ebd. 248). 

Gerade mit dem letztgenannten Punkt wird ein zentrales Moment für die Ana-
lyse des Verhältnisses von Sozialer Arbeit und Klasse benannt: Soziale Arbeit 
kann als ein gesellschaft licher Ort bzw. Feld verstanden werden, auf dem An-
gehörige unterschiedlicher sozialer Klassen aufeinander treff en und über des-
sen Struktur zueinander in Beziehung gesetzt werden, wobei insbesondere die 
in diesem Kontext entstehenden Relationen zwischen Professionellen und ihren 
Adressaten im Kern als Klassenbeziehungen verstanden werden können (vgl. 
Estes et al [1983]2009: 63). Insofern kann Soziale Arbeit einerseits Potenziale 
zur Überwindung klassenbedingter sozialer Abstände und Barrieren besitzen. 
Andererseits ist sie in deren Reproduktion verstrickt. 

Diese mit marxistischer Klassentheorie begründete Bestimmung des Ver-
hältnisses von Sozialer Arbeit und „Klasse“ sowie die damit oft  einhergehende 
lineare Ableitung von Sozialer Arbeit1 und der von ihr bearbeiteten Probleme 
aus dem Widerspruch zwischen Kapital und Arbeit sind, insbesondere im Zuge 
einer stärkeren Fokussierung sozialpädagogischer Aufmerksamkeit auf den Alltag 
(vgl. Th iersch 1978) ihrer Adressaten, nicht ohne Kritik geblieben. So verwies 
z.B. Böhnisch darauf, dass die Analyse der Einbettung Sozialer Arbeit in die 
Struktur einer Klassengesellschaft  zweifellos historisch notwendig war, um die 
sozialpolitischen Hintergründe Sozialer Arbeit zu verdeutlichen. Andererseits 
kritisierte er zurecht die damit verbundene deterministische Beschreibung der 
realen Vergesellschaft ung Sozialer Arbeit. Sein zentrales Argument war, dass 
sozialpädagogische Probleme sich nicht ausschließlich sozialpolitisch ableiten 

1 Dabei lassen sich auch Kritiken vonseiten anderer marxistisch orientierter Autoren 
fi nden wie z.B. seitens Timm Kunstreichs, welcher im Rekurs auf die grundsätzliche 
Zwiespältigkeit bürgerlich-kapitalistischer Verhältnisse darauf verwies, dass man 
„weder die Aussagen führender Ideologen der Sozialarbeit für die Wirklichkeit der 
Sozialarbeit selbst“ halten dürfe, da „HOLLSTEIN (und viele andere) […] ein Bild 
einer rationalistisch im Sinne des Kapitals handelnden Sozialarbeit“ zeichneten. In-
folge war es unzulässig, „die Sozialarbeit als ganze dem „Klassenfeind“ zuzuordnen, 
den Sozialarbeiter aber zu abstrakter Solidarität mit dem „Klientel“ aufzurufen“. 
(Kunstreich 1975: 20, Unterstreichung im Original)

lassen, denn damit würde der „ambivalente gesellschaft liche Funktionswert“ 
Sozialer Arbeit verkannt: 

„Die Sozialpädagogik agiert im Zwischenbereich von ökonomisch bestimmter So-
zialpolitik und lebensweltlich gebundener Sozialisation von Kindern und Jugendli-
chen. Sie soll in ihrer Beziehungsarbeit Arbeitsvermögen, Leistungsmotivation und 
Loyalität sichern und stützen, gleichzeitig aber zum Aufbau einer lebensweltlich 
gestützten, konkreten Persönlichkeit, zur Identitätsbildung bei Kindern und Jugend-
lichen beitragen. Auch wenn diese beiden Problemstellungen der Sozialpädagogik 
oft  funktional miteinander verstrickt sind, haben sie doch ihre jeweils eigene Logik“ 
(Böhnisch 1982: 3f). 

Mit dieser Kritik im Kontext der „Alltagswende“ war zunächst keine Abkehr 
von der Bezugskategorie „Klasse“ verbunden, wie sich auch an frühen Defi niti-
onsversuchen von Th iersch ablesen lässt: 

„Alltagswelten sind geprägt durch die Produktions- und Herrschaft sstruktur un-
serer Gesellschaft , also durch die Klassenlage, die darin bestimmten politischen, 
ökonomischen, institutionellen und defi nitionsbezogenen Ressourcen, durch Armut, 
Kontrollmechanismen, Gesetze, Erwartungen und Vorurteile“ (Th iersch 1978: 15). 

Vor dem Hintergrund eines Verständnisses des Alltags bzw. der Lebenswelt als 
Schnittstelle zwischen dem Subjektiven und dem Objektiven, war es für Th iersch 
Ende der 1970er unstrittig, dass sozialpädagogische Probleme, z.B. im Kontext 
von Jugendarbeit oder Schule, nur unter Bezugnahme auf die sozioökonomische 
Lage der unteren Gesellschaft sschichten adäquat analysiert werden können (vgl. 
Th iersch 1978: 15). Auch wenn der Begriff  der Klasse so nicht mehr den Fokus 
der Th eoriebildung Sozialer Arbeit bildete, diente er bis in die 1980er hinein 
als strukturelle Hintergrundfolie für ein adäquates Verständnis des Alltags, der 
Aufgaben und der Probleme der Lebensbewältigung der Adressaten. 

Soziale Arbeit jenseits von „Stand und Klasse“? 
Der Wunsch nach „Normalisierung“ 

Erst im Laufe der 1980er und insbesondere während der 1990er ist „Klasse“ in 
der Th eoriebildung Sozialer Arbeit aus der Mode gekommen, nicht zuletzt auf-
grund des zunehmenden Einfl usses modernisierungstheoretischer Positionen. 
Hintergrund war die Annahme eines gesellschaft lichen Zustands „jenseits von 
Stand und Klasse“ (Beck 1983), der sich infolge refl exiver Modernisierungspro-
zesse und einer damit verbundenen sukzessiven Enttraditionalisierung, Plura-
lisierung und Individualisierung von Lebenslagen einstelle. Th eoriestrategisch 
erschien diese klassenlose Gesellschaft sperspektive nicht wenigen hochgradig 
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anschlussfähig an Debatten um Professionalisierungs- und Reformierungsbe-
strebungen Sozialer Arbeit, insbesondere im Hinblick auf die Jugendhilfe. We-
sentlich dafür war, dass in der so genannten „Risikogesellschaft “ (Beck 1986) 
aufgrund zunehmender sozialstrukturellen Entgrenzung grundsätzlich alle 
Individuen als dem „Risiko“ ausgesetzt galten, biographische Entscheidungen 
allein auf sich gestellt treff en zu müssen (vgl. auch BMJFFG 1990: 197; BMFSFJ 
1994: 581f; Th iersch 1995: 13; kritisch Schaarschuch 1996; Seelmeyer 2008).

„Problemlagen sind nicht mehr bruchlos den gesellschaft lichen Randgruppen zu-
zuordnen, sondern können vielmehr als biographische Wechselfälle in einer sich 
individualisierenden Gesellschaft  prinzipiell jeden treff en. Es entwickelt sich eine 
generelle Risikostruktur, die erst durch spezifi sche, nicht mehr eindeutig Schichten 
und Gruppen zuzuordnende Lebensereignisse krisenrelevant wird. Bislang als Abwei-
chung beschriebene Phänomene sind nicht mehr nur auf traditionelle Randschichten 
der Gesellschaft  beschränkt, sondern reichen als permanentes Risiko und temporär 
erlebte Lage auch in andere Schichten hinein“ (BMFSFJ 1994: 582).

Aus dieser postulierten Ausdehnung biographischer Lebensrisiken auf alle Be-
völkerungsschichten wurde innerhalb der Sozialen Arbeit die Erwartung einer 
parallelen „Normalisierung“ des Adressatenkreises Sozialer Arbeit abgeleitet, da 
demnach prinzipiell „alle […] in den Stationen des Lebenslaufs vorübergehend 
und zeitweilig zu AdressatInnen des Sozial- und Erziehungssystems werden“ 
(Rauschenbach 1992: 51) konnten.

Diese Th ese der „Normalisierung“ sozialpädagogischer Dienstleistungen muss 
grundsätzlich als professionsstrategisches Argument verstanden werden, welches 
einerseits einen Ansatzpunkt für professionstheoretische Forderungen nach einer 
Umgestaltung Sozialer Arbeit gemäß dienstleistungstheoretischer Prinzipien 
bildete (vgl. u.a. BMFSFJ 1994: 582; Schaarschuch et al 2001). Demnach gal-
ten „standardisierte und routinisierte Ab- bzw. Bearbeitungsprozesse klienteler 
Problemlagen“ für einen sich nicht mehr alleine aus sozialen Randgruppen zu-
sammensetzenden, sondern heterogenen Adressatenkreis als „mehr und mehr 
unangebracht und obsolet“ (Arbeitsgruppe „Präventive Jugendhilfe“ 1995: 119), 
so dass Soziale Arbeit ohne grundlegende Veränderungen ihrer strukturellen und 
institutionellen Bedingungen als der Gefahr sei, „von der gesellschaft lichen Ent-
wicklung überholt zu werden, respektive an den Interessen und Bedürfnissen ihrer 
AdressatInnen vorbei zu agieren“ (ebd.). Andererseits verband sich mit der „Nor-
malisierungsthese“ der Wunsch einer höheren gesellschaft lichen Anerkennung, 
durch die Aufl ösung ihrer Assoziation mit dem Stigma sozialer Randständigkeit 
und ihrer staatlichen Kontrollfunktion (vgl. kritisch Schaarschuch 1996: 854f; 
Otto/Scharschuch 1999: 140). 

Das zentrale Argument eines nach sozialstrukturellen Kriterien uneinge-
schränkten Adressatenkreises war jedoch an sich alles andere als neu. Bereits in 
der Pionierphase Sozialer Arbeit lassen sich entsprechende Argumentationsweisen 
fi nden, die auf die Heterogenität des Klientel Sozialer Arbeit und/oder auf deren 
grundsätzlich universell-inklusiven Anspruch „für Alle da zu sein“ verwiesen 
haben.2 Auch die bundesdeutsche „Mainstream-Sozialarbeit“ der Nachkriegs-
jahrzehnte ging mit Bezug auf die Position einer „nivellierten Mittelstandsge-
sellschaft “ des konservativen Soziologen Schelsky davon aus, dass infolge von 
„sozialen Entschichtungsvorgänge[n]“ (Bäuerle 1967: 21) quasi jeder aufgrund 
primär „seelischer“ Notlagen zum Klienten Sozialer Arbeit werden könne (vgl. 
ebd. 24f; kritisch Kunstreich 1975: 44, 58f). Dieser Position wurde aus einer 
klassentheoretischen Perspektive vorgeworfen, dass Soziale Arbeit versuche, sich 
auf diese Weise als „Dienstleistung für alle in einer klassenlosen Gesellschaft “ zu 
„vermarkten“ und ihren traditionellen „Arme-Leute-Geruch“ (Hollstein 1973a: 
14) loszuwerden. Das Argumentationsmuster der „Normalisierung“ hat in der So-
zialen Arbeit also durchaus Tradition. Heute vertritt z.B. Rauschenbach die Th ese, 
dass Soziale Arbeit sich auf ihrem Weg „von einer Notfall- und Feuerwehrinstanz 
zu einem integrativen und allgemeinen Akteur der alltäglichen Lebensführung 
junger Menschen“ (Rauschenbach 2010: 34), endlich daran zu gewöhnen habe, 
„dass sie gleichermaßen für Benachteiligte, Außenseiter und Problemfälle, für die 
Modernisierungsverlierer zuständig ist wie für die völlig normalen, durchschnitt-
lichen Prozesse des Aufwachsens von Kindern und Jugendlichen. Nochmals in 
Analogie formuliert: Die Kinder und Jugendhilfe wird in Zukunft  vielleicht so 
etwas wie die Rolle des kassenärztlich zugelassenen Allgemeinmediziners über-
nehmen, der grundsätzlich für alle Menschen da ist, da sein muss, auch wenn 
er nachweislich überdurchschnittlich viele Patienten hat, die sich in prekären 
Lebenslagen befi nden“ (ebd. 37).

Zunächst ist jedoch festzuhalten, dass die gesellschaft stheoretischen Grundla-
gen der „Normalisierungsthese“ bei weitem nicht unumstritten sind.3 So wird 

2 Ein Beispiel für den universellen Anspruch Sozialer Arbeit fi ndet sich z.B. bei Jane 
Addams: „It has been the aim of the residents to respond to all sides of the neighbor-
hood life: not to the poor people alone, nor to the well-to-do, nor to the young in 
contradistinction to the old, but to the neighborhood as a whole“ (Addams [1892]
o.J.: 2). 

3 Für eine grundsätzliche Auseinandersetzung mit dem Th ema „Normalisierung“ 
(vgl. Seelmeyer 2008).
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in der Soziologie neben der theoretischen Unzulänglichkeit der modernisier-
unsgtheoretischen Perspektive für die Beschreibung der Mehrdimensionalität 
sozialstruktureller Verhältnisse (vgl. Th ien 2011: 7f) und ihrer Empirieferne 
(vgl. Vester 2004) insbesondere auch kritisiert, dass sich inzwischen viele auf der 
Risikogesellschaft  basierende Annahmen – insbesondere die eines zunehmen-
den Bedeutungsverlusts sozialer Ungleichheiten (vgl. Beck 1983) – angesichts 
härter auffl  ammender gesellschaft licher Verteilungskämpfe als off ensichtliche 
„Fehlprognosen“ (Castel/Dörre 2009: 11) herausgestellt haben. Für die Soziale 
Arbeit sprach sich z.B. Schaarschuch bereits Mitte der 1990er Jahre dafür aus, 
die aus modernisierungstheoretischer Perspektive als „Endtraditionalisierung“ 
und „Individualisierung“ interpretierten Entwicklungen treff ender als Ober-
fl ächenphänomene weit reichender struktureller Verwerfungen in Form gesell-
schaft licher Spaltungsprozesse zu verstehen (vgl. Schaarschuch 1996: 857). 

Aus einer empirischen Perspektive ist darüber hinaus festzuhalten, dass nicht 
alleine ältere Studien zur Lage der Fürsorge- bzw. Heimerziehung Hinweise darauf 
liefern, dass sich die Adressatenschaft  Sozialer Arbeit vorwiegend aus den Ange-
hörigen unterer sozialer Schichten rekrutiere (vgl. u.a. Pongratz/Hübner 1959: 
112ff ; Kunstreich 1975: 48ff ; Seelmeyer 2008: 60ff ). Vielmehr gilt dies auch 
für empirische Untersuchungen jüngeren Datums. So wurde Mitte der 1990er 
versucht, unterschiedliche Lebensstil-Typen herauszuarbeiten, die die zunehmende 
Ausdiff erenzierung der Jugendhilfeadressaten belegen sollten. Dabei wurde deut-
lich, dass sich „[a]uf der Grundlage der durchgeführten Lebensstilanalyse“ letztlich 
gezeigt hat, dass „vornehmlich Jugendliche aus unteren sozialen Schichten die 
Leistungen des Jugendamtes in Anspruch“ (Arbeitsgruppe Präventive Jugendhilfe 
1995: 130) nehmen. Diese Einschätzung wurde von einer 2007 in Münster und 
Umgebung durchgeführten, jedoch nicht repräsentativen Befragung von Jugendli-
chen zwischen 13 und 17 Jahren bestätigt (vgl. Feldhaus et al 2009: 198). Entgegen 
der Th ese eines „normalisierten“ bzw. „entgrenzten“ Adressatenkreises, beeinfl usst 
ganz off ensichtlich weiterhin „die sozioökonomische Lage […] die Wahrschein-
lichkeit AdressatIn erzieherischer Hilfen zu werden in einem hohen Maße“ (ebd.). 
Während in den meisten, insbesondere in den traditionell kontrollbehaft eten 
Feldern erzieherischer Hilfen weiterhin unterprivilegierte Bevölkerungsgruppen 
dominieren (vgl. BMFSFJ 1998: 134; 2002: 151ff ), sind demgegenüber Ange-
hörige gehobener Bildungs- und Einkommensschichten in einigen wenigen, ins-
besondere in stärker partizipatorisch ausgerichteten Leistungssegmenten wie der 
Jugendverbandsarbeit, überrepräsentiert, die jedoch teilweise, so z.B. im Fall der 
allgemeinen Kindertagesbetreuung, auch schon außerhalb des originären Zustän-
digkeitsbereichs Sozialer Arbeit liegen (vgl. Bommes/Scherr 2000: 22). 

„Bringing Class back in!“ – zur Klassentheorie Pierre Bourdieus 

Angesichts der off ensichtlichen Überrepräsentanz von Menschen aus unterpri-
vilegierten Bevölkerungskreisen bzw. prekären Lebensverhältnissen in zentra-
len Arbeitsfeldern Sozialer Arbeit scheint es gerade vor dem Hintergrund zu-
nehmender gesellschaft licher Verteilungs- und Schließungskämpfe, unerlässlich 
klassentheoretischen Perspektiven in der Th eoriebildung und Forschung So-
zialer Arbeit wieder eine prominentere Position zuzuweisen als in den letzten 
zweieinhalb Jahrzehnten.4 Dabei ist zunächst zu bestimmen, was unter „Klasse“ 
verstanden werden soll. Für einen für die Soziale Arbeit adäquaten Klassenbe-
griff , schlage ich im Folgenden einen Anschluss an Pierre Bourdieu vor, dessen 
Th eorie in der Sozialen Arbeit grundsätzlich seit einigen Jahren reziptiert wird, 
deren zentrale klassentheoretische Dimension jedoch bislang weitgehend ausge-
blendet bleibt. Dabei bietet gerade Bourdieu die Möglichkeit der Nutzung eines 
Klassenmodells, welches es in mehrfacher Hinsicht ermöglicht, über die eng an 
der Perspektive von Kapital und Arbeit5 orientierten Klassenperspektiven So-
zialer Arbeit der 1970er hinauszugehen, ohne deren Einsichten grundsätzlich 
negieren zu müssen. 

„Klasse“ wird darin als relationale Kategorie verwendet, der die Vorstellung 
von Gesellschaft  als mehrdimensionaler Raum zugrunde gelegt wird, dem die 
Eigenschaft en eines auf spezifi schen Unterscheidungs- und Verteilungsprinzipien 
basierendes sozialen Kraft feldes zugeschrieben werden. Demnach können Akteure 
anhand ihrer relativen Positionierung in diesem „Ensemble objektiver Kräft ever-
hältnisse“ (Bourdieu 1985: 10) „klassifi ziert“, d.h. zu Akteursklassen mit ähnlicher 
Ausstattung an Ressourcen und Macht sowie ähnlichen Handlungsoptionen 
und -restriktionen zusammengefasst werden, wodurch sich die Eigenschaft en 
einzelner Klassen primär aus dem relationalen Gesamtzusammenhang ergeben 
(vgl. Bourdieu 1982: 195f; 1985: 9ff ; 74; 1998; Vester 2004: 146f). 

Die Besonderheit der bourdieuschen Perspektive liegt primär darin, Klassen 
nicht alleine aus ihrer Stellung im Produktionsprozess und dem damit verbunde-
nen „Grundwiderspruch“ von Kapital und Arbeit abzuleiten. Ohne die Bedeutung 
von Produktionsverhältnissen zu negieren, wird die Frage nach gesellschaft lichen 

4 Es ist zu betonen, dass trotz zahlreicher Beerdigungsversuche der Rückgriff  auf 
„Klasse“ in der Th eorie Sozialer Arbeit nie zum Erliegen kam. 

5 Marx selbst unternahm am Ende seines Lebens Versuche, über seine eigenen, bis-
lang formulierten klassentheoretischen Positionen hinauszugehen (vgl. Marx 
[1894]1969: 892f).
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Machtquellen von der Ökonomie und dem ökonomischem Kapital im engeren 
Sinne auf weitere, vordergründig nicht-ökonomische soziale Felder ausgeweitet, 
auf denen gesellschaft liche Akteure ebenfalls um Erwerb, Reproduktion und Aus-
dehnung unterschiedlicher Kapitalfraktionen6 ringen (vgl. Bourdieu 1985: 10f; 
Bourdieu/Wacquant 1996). Demzufolge zeichnet sich die Verteilungsstruktur 
des sozialen Raums nicht nur durch vertikale sondern auch durch horizontale 
Unterschiede aus, so dass sich die sozialen Klassen nicht nur hinsichtlich einer 
ungleichen Menge Kapitals unterscheiden, sondern auch im Hinblick auf dessen 
Zusammensetzung (Bourdieu 1982: 196; Vester 2004). Interessant ist an Bour-
dieus Perspektive darüber hinaus, dass Klassen sich ihm zufolge nicht alleine 
aus den objektiven Kapitalstrukturen ableiten lassen. Vielmehr sind auch die 
Vorstellungen und Deutungen Aufmerksamkeit zu schenken, die Akteure von 
der sozialen Welt und des von ihnen darin eingenommenen Platzes machen (vgl. 
Bourdieu 1985: 15ff ). Diese Akte des Erkennens und Anerkennens werden zu-
gleich als ein relativ eigenständiges Terrain „täglichen Klassenkampfs“ (Bourdieu 
1992: 148) verstanden. 

„Eine soziale Klasse lässt sich niemals alleine aus ihrer Lage und Stellung innerhalb 
einer gesellschaft lichen Struktur, d.h. aus den Beziehungen bestimmen, die sich ob-
jektiv zu anderen Klassen der Gesellschaft  unterhält; eine Reihe ihrer Eigenschaft en 
verdankt sie nämlich dem Umstand, dass die Individuen, die diese Klasse bilden, 
absichtlich oder ohne es zu merken in symbolische Beziehungen zueinander treten, 
die die Diff erenzen von Stellung und Lage in logischer Systematik ausdrücken und 
diese Unterschiede somit in signifi kante Unterscheidungsmerkmale zu verwandeln 
trachten“ (Bourdieu 1974: 57).

Klassen können somit als das relationale Ergebnis eines Wechselspiels aus mate-
riellen Gegebenheiten und symbolischen Repräsentationen sowie darauf bezo-
gener Auseinandersetzungen verstanden werden (vgl. Wacquant 1991: 57). Die 
in der Lebenspraxis wahrnehmbaren Unterschiede bilden (ebenso wie andere 
soziale Unterscheidungsmerkmale wie z.B. Schulabschlüsse, Berufe, Hautfarbe 
oder Geschlecht) zugleich den Ausgangspunkt mikropolitischer Auseinander-
setzungen, in denen lebenspraktischen Unterschiede in symbolische Unterschei-
dungen verwandelt werden (vgl. Bourdieu 1974: 57; 1982: 284f), mittels derer 
Akteure sich soziale Nähe symbolisieren oder voneinander abgrenzen. Somit 

6 Neben ökonomischem Kapital benennt Bourdieu als Grundtypen gesellschaft lich 
wirksamer Machtmittel kulturelles, soziales und symbolisches Kapital (vgl. Bour-
dieu 1985; 2005), er geht jedoch davon aus, dass auf deren Basis noch weitere feld-
spezifi sche Kapitalfraktionen existieren (vgl. Bourdieu/Wacquant 1996). 

bilden sich die Identitäten sozialer Gruppen unter den gegebenen gesellschaft -
lichen Bedingungen im Kontext der Abgrenzung gegenüber „Anderen“ heraus.

Im Zuge dieser nicht immer bewussten Identitätspolitiken markieren soziale 
Unterschiede der Lebensführung symbolische Unterscheidungen von Zugehörig-
keit, die nicht zuletzt dem Zweck der Ab- und Ausgrenzung dienen (vgl. Bourdieu 
1974: 62) und voneinander unterscheidbare soziale Zusammenhänge herausbilden. 
Eigenschaft en von Akteuren verwandeln sich demnach in Zeichen positiver oder 
negativer symbolischer „Vergütung“ (symbolisches Kapital), die gemäß der grund-
sätzlichen Relationalität der sozialen Welt sowohl Zeichen der Distinktion oder 
der „Vulgarität“ (vgl. Bourdieu 1982: 754) darstellen können: d.h. Embleme oder 
auch Stigmata (vgl. Bourdieu 1985: 25; Neckel/Sutterlüty 2005: 410). 

Bourdieus Perspektive bietet für die Frage nach Verhältnis von Sozialer Arbeit 
und sozialen Klassen folgende Einsichten: Klassen, welche stets in einem Verhält-
nis zueinander zu denken sind, kennen sowohl materielle als auch symbolische 
Komponenten und bilden sich in einem Wechselspiel zwischen gesellschaft licher 
Ressourcen- bzw. Machtverteilung und habituell gerahmter, alltäglicher Ausein-
andersetzungen um legitime Weltsichten und soziale Identitäten. Für die Soziale 
Arbeit werden somit Fragen nach den Verhältnissen der Kapitalausstattung, aber 
auch nach dem Habitus und den symbolischen (auf Abgrenzung oder Annäherung 
ausgelegten) Identitätspolitiken der in ihrem Kontext in Erscheinung tretenden 
Akteure zu zentralen klassentheoretischen Bezugspunkten. 

Darüber hinaus muss berücksichtigt werden, dass die Genese von sozialen Klas-
sen nicht nur auf einem einzigen sozialen Feld stattfi ndet, sondern vielen auf den 
ersten Blick unökonomischen bzw. „uneigennützigen“ Feldern oft mals verborgene 
Ökonomien zugrunde liegen (vgl. Bourdieu 1982), die klassenkonstitutive Un-
gleichheiten und Klassifi kationen hervorbringen. Daher aktualisiert sich letztlich 
auch die Frage nach der Beziehung Sozialer Arbeit – als einem gesellschaft lichen 
Ort bzw. Feld, auf dem sich unterschiedliche soziale Akteursgruppen begegnen 
– zu der Konstituierung und Reproduktion und zugleich des Aufbrechens und 
Überwindens gesellschaft licher Klassenverhältnisse. 

Das „Arbeiten“ mit Klasse I: Bürgerrechte, 
Soziale Arbeit und Soziale Klassen 

Um auf Basis dieses Klassenverständnisses der Dialektik der Frage nachzuge-
hen, wie klassenbedingte Ungleichheiten und Distinktionslinien zu off enen 
oder verborgenen Gegenstand von Praxis Sozialer Arbeit werden, bietet sich 
die Kombination zweier theoretischer Zugänge an. Erstens die Th eorie der Bür-
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gerrechte: Vor dem Hintergrund der Annahme, dass Bürgerrechte „und kapi-
talistisches Klassensystem miteinander im Krieg liegen“ (Marshall [1950]1992: 
54), konzipierte Marshall den Wohlfahrtsstaat als einen „Ort“ des Waff enstill-
stands, dessen Institutionen, zu denen auch Soziale Arbeit zu zählen ist, zum 
zentralen Bezugspunkt universeller sozialer Bürgerrechte erklärt wurden (vgl. 
ebd. 40). Damit wurde gerade den Sozialen Diensten die Aufgabe zugespro-
chen, unter den Bedingungen klassenbedingter Ungleichheiten die Gleichheit 
im Status des Bürgers zu sichern, d.h. durch die Überwindung klassenbedingter 
Ungleichheiten den Zugang zu persönlicher Freiheit und demokratischer Mit-
bestimmung für alle Bürger zu ermöglichen. Bürger und damit letztlich auch 
Nutzer sollen im Hinblick auf ihre Bürgerrechte so behandelt werden, „als seien 
sie eine Klasse“ (ebd. 73). Aus dieser Verbindung einer klassen- und zugleich 
demokratietheoretischen Perspektive stellt sich im Hinblick auf Soziale Arbeit 
stets die Frage, inwiefern es ihr gelingt dazu beizutragen, Klassenbarrieren – mit 
Bourdieu symbolische wie materielle Hürden, die durch den klassenbedingt un-
gleichen Zugang zu ökonomischem, kulturellem, sozialem und symbolischem 
Kapital und damit korrelierender Habitusstrukturen entstehen – zu überwin-
den, die die Ausübung von Bürgerrechten behindern. 

Wichtig ist dabei eine kritische Lesart dieses ‘Waff enstillstands zwischen Bür-
gerrechten und Klassensystem’, da der Sozialstaat demzufolge letztlich als wider-
sprüchliche Struktur „‘zwischen’ Kapitalismus und Demokratie“ (Lessenich 2009: 
130) zu verstehen ist. Im „Wohlfahrtskapitalismus“ (vgl. Marshall [1972]1992a) 
sitzt somit letztlich auch Soziale Arbeit zwischen zwei Stühlen: Demokratie und 
Gleichheit auf der einen und Klasse auf der anderen. Drückt sich diese Ambiguität 
wohl am deutlichsten in der engen Verkoppelung von Citizenship und Lohnarbeit 
aus (vgl. Lenhard/Off e 1977: 107; Turner 2009: 70), werden soziale Bürgerrech-
te in dieser widersprüchlichen Konstellation zugleich zu „Architekten sozialer 
Ungleichheit“ (Marshall [1950]1992: 77). Diese sollen einerseits Gleichheit im 
Bürgerstatus herstellen, andererseits jedoch eigene Ungleichheitsformen her-
vorbringen, wie z.B. im Schulsystem, welches durch Bürgerrechte grundsätzlich 
allen eröff net wird, auf der Ebene des Schulerfolgs bzw. der Abschlüsse jedoch 
beständig soziale Unterschiede erzeugt. Gerade die Legitimität dieser auf formaler 
Rechtsgleichheit basierenden Verteilungsungleichheiten bilden einen wirksamen 
Ansatzpunkt für die Reproduktion sozialer Klassen im Verborgenen – unter dem 
Deckmantel der „Chancengleichheit“ (vgl. Bourdieu 2005). Folgt man daher einer 
regulationstheoretischen Perspektive, geht es bei diesem wohlfahrtsstaatlichen 
Kompromiss keinesfalls nur um die Umsetzung abstrakter normativer Prinzipien 
des Bürgerstatus. Vielmehr geht es um die Etablierung eines in gesellschaft liche 

Kräft everhältnisse eingebetteten Citizenship-Regimes, damit verbundener Zu-
gehörigkeitsgrenzen und moralischer Vorstellungen hinsichtlich des „Bürgers“ 
und des „Nichtbürgers“ (vgl. Jenson/Phillips 1996). Somit ist an dieser Stelle 
nicht nur von einem ver- sondern zugleich auch von einem entbürgerlichenden 
Potenzial Sozialer Arbeit auszugehen und die Frage zu stellen, inwiefern Soziale 
Arbeit auch zu einer „Architektin“ klassenbedingter Ungleichheiten werden kann. 

Diese Dialektik zeigt sich besonders deutlich an der Frage, wie klassenbedingte 
Ungleichheiten aus der Perspektive der Th eorie der Bürgerrechte zu einem Ge-
genstand Sozialer Arbeit werden. Ein erster Ansatzpunkt ist die grundsätzliche 
Annahme, dass Gleichheit im Status des Bürgers sich nicht alleine durch formale 
Statuierung universeller Rechte gewährleisten lässt, sondern es auch entsprechen-
der Ressourcen und Fähigkeit zu deren Ausübung bedarf, die gesellschaft lich 
äußerst ungleich verteilt sind: 

„Th e rights of citizenship are a reality only for those who have a belief in their au-
thenticity and the skills needed to exercice them, and this belief and these skills are 
developed through experience and socialization in the context of a class society“ 
(Marshall 1975: 207).

Ohne diesen Aspekt hier erschöpfend diskutieren zu können7, gehört wenig Fan-
tasie dazu, Sozialer Arbeit das grundsätzliche Potenzial zuzuschreiben, durch 
entsprechende Interventionen zum Aufbau von Ressourcen und Kompetenzen 
beizutragen, die zur Ausübung formal verliehener Bürgerrechte vonnöten sind: 
z.B. durch die Unterstützung bei der Inanspruchnahme oder dem Einklagen 
sozialer Rechtsansprüche gegenüber anderen Sozialleistungsbehörden, in dem 
Sozialarbeiter ihr professionelles (kulturelles, soziales wie symbolisches) Kapital 
für Adressaten nutzbar machen. Auch kann Soziale Arbeit im Rahmen der Nut-
zerbeteiligung als ein potenzieller Ort der Demokratisierung und Politisierung 
verstanden werden, indem auf Basis der Bürgerrechte Recht auf Mitsprache for-
muliert werden (vgl. Wagner et al 2011) und politische Aktivitäten und Beteili-
gung im Rahmen sozialer Dienste ein Vehikel darstellen können, um habituelle 
bzw. klassenbedingte Barrieren zum politischen Feld zu durchbrechen und Pro-
zesse der Reklamierung des Bürgerstatus zu befl ügeln (vgl. Isin/Nielsen 2008). 
Andererseits fokussieren personenbezogene Dienstleistungen und Maßnahmen, 
wie sie gerade im Kontext Sozialer Arbeit zu fi nden und primär auf die Trans-
formation habitueller Dispositionsschemata und „weicher“ Kapitalformen (kul-
turell, sozial, symbolisch) ausgerichtet sind (vgl. Kessl et al 2002; Otto/Ziegler 

7  Vgl. Hierzu auch Wagner (2009) 
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2005), jedoch nur einen spezifi schen Ausschnitt klassenbedingter Ungleichhei-
ten und blenden gerade die „materielle“ Dimension von Klasse aus. 

Dies muss nicht als negativ eingestuft  werden. Vielmehr beugt die Entkoppe-
lung materieller und pädagogischer Leistungen durchaus einem Missbrauch ma-
terieller Ressourcen als pädagogische Sanktionsmittel vor.8 Andererseits birgt dies 
jedoch die Gefahr einer kulturellen Verkürzung klassenbedingter Ungleichheiten9, 
mit der leicht verkannt wird, dass rein personenbezogene Maßnahmen erst einmal 
wenig an der (materiellen) Kapitalverteilungsstruktur des sozialen Raums verän-
dern, die den bearbeiteten Habitusmustern und Lebenspraxen zugrunde liegt.10 
Hier stellt sich die grundsätzliche Gefahr der Pädagogisierung klassenbedingter 
Ungleichheiten und Benachteiligungen durch den spezifi schen Zugriff  sozialpä-
dagogischer Dienstleistungen, die von ihrer ökonomisch-gesellschaft lichen Basis 
separiert und in rein individuelle Probleme verwandelt werden (vgl. Meinhold 
1973; Böhnisch 1982; Ebli 2003). 

Ein weiterer Widerspruch lässt sich anhand des Anspruchs Sozialer Arbeit 
verdeutlichen, ihre Dienstleistungen mit einer gesellschaft lich universellen Reich-
weite zu verbinden. Auch Marshall verband mit der Statuierung allgemeiner 
sozialer Bürgerrechte und der damit einhergehenden grundsätzlichen Auswei-
tung wohlfahrtstaatlicher Institutionen und Dienste auf die Allgemeinheit der 
Bevölkerung die hoff nungsvolle Erwartung, dass auf diese Weise für Menschen 
unterschiedlichster Herkunft  gemeinsame Erfahrungsorte geschaff en werden 
könnten, mittels derer sich Klassenbarrieren überwinden ließen (vgl. Barbalet 
1993: 43ff ). Der Anspruch Sozialer Arbeit „für alle da zu sein“ kann aus der Per-
spektive von Citizenship somit als Versuch verstanden werden, Soziale Arbeit als 
einen gesellschaft lichen Ort zu etablieren, an dem die Angehörigen unterschied-
licher gesellschaft licher Klassen und Milieus sich als Nutzer der gleichen Dienste 
begegnen können, wobei der Kontakt über die Institution der Bürgerrechte einen 
egalitären Charakter erhalten soll. Andererseits lässt sich die bereits gezeigte un-
terschiedliche Nutzung sozialer Dienste durch unterschiedliche Bevölkerungs-
gruppen als ein deutliches Indiz dafür lesen, dass auch diese soziale Praxis in das 

8 Dass diese Gefahr durchaus einen realen Kern besitzt, lässt sich an der Jugendberufs-
hilfe ablesen (vgl. BMFSFJ 2002: 202).

9 An dieser Stelle ist Marshall nicht zu Unrecht ein naives und zugleich kulturalisti-
sches Klassenverständnis vorgeworfen worden, welches unter Klassen primär eine 
„Identity Group“ verstand (vgl. Barbalet 1993: 44f). 

10 Zur Individualisierung armutsbezogener Problemlagen durch die Jugendhilfe vgl. 
auch Pluto et al (2007: 87f, 207f). 

gesellschaft liche Netz der „feinen Unterschiede“ (Bourdieu 1982) eingebunden 
bleibt, die diese Gruppen voneinander symbolisch unterscheiden, eingebunden 
bleibt und sich dieses Netz im Hinblick auf die Leistungshierarchie des Sozial-
staats als eine eigene implizite symbolische Statushierarchie aus „Respekt“ und 
„Verachtung“ konkretisiert (vgl. u.a. Lockwood 2000: 159f; Cremer-Schäfer 2001). 
Entsprechend markieren sowohl die Nutzung als auch die Meidung spezifi scher 
Formen Sozialer Arbeit weiterhin gesellschaft lich wirkmächtige, positive wie auch 
negative Distinktionsmerkmale. Das Potenzial Sozialer Arbeit als Begegnungsort 
für Adressaten mit einer möglichst heterogenen sozialstrukturellen Verortung 
wird durch die Wirkung gesellschaft licher Respektabilitätsgrenzen limitiert. 

Darüber hinaus ist es nicht unerheblich, dass der von Marshall beschriebene 
wohlfahrtsstaatliche Waff enstillstand zwischen Bürgerrechten und kapitalistischem 
Klassensystem aufgekündigt worden ist und derzeit im Rahmen eines neuen Ci-
tizenship Regimes neu justiert wird. Im Zuge der damit verbundenen Schleifung 
und Ungleichverteilung sozialer Bürgerrechte sowie der stärkeren Betonung von 
Pfl ichten und (Eigen)Verantwortung wird „das vormals universelle Bürgerverständ-
nis in den Begriff  einer besonderen Gruppe transformiert: Bürger sind nun jene, 
die über ein bestimmtes Maß an Bürgerlichkeit verfügen“ (Lessenich/Nullmeier 
2006: 23). Dass, mit Marx gesprochen, der Citoyen also wieder stärker zu einer 
„Löwenhaut“ (Marx [1844]2006: 355) des Bourgeois wird, bedeutet im Umkehr-
schluss, dass anderen Gruppen dieser Status faktisch vorenthalten wird. Es stellt 
sich somit die Frage, inwiefern Nutzer Sozialer Arbeit noch als Bürger wahrge-
nommen werden oder aber als eine zu minimierende „unbürgerliche Last“. Dies 
zum einen, weil die unter dem Banner von workfare- und Aktivierung aktualisierte 
Lohnarbeitszentrierung Sozialer Arbeit angesichts ausgedehnter Niedriglohnsek-
toren zusehends nicht mehr auf die Produktion von Sozialbürgern sondern einer 
neuen „Dienstbotenklasse“ (Gorz 1989: 21) ausgerichtet ist; und zum zweiten, 
weil „Bürgerlichkeit“ im Zuge der politischen Forcierung „bürgerschaft lichen 
Engagements“ mit der zivilgesellschaft lichen Übernahme von sozialstaatlichen 
Aufgaben assoziiert wird und weniger mit deren Inanspruchnahme. 

Das „Arbeiten“ mit Klasse II: Geben und Nehmen 

Damit rückt ein weiterer wichtiger Aspekt des Verhältnisses Sozialer Arbeit zu 
Klasse (erneut) in das Blickfeld: Die Frage nach Klassendiff erenzen im Verhält-
nis zwischen den Soziale Arbeit betreibenden Personen und ihren Adressaten 
sowie nach dem Einfl uss Sozialer Arbeit auf diese Unterschiede. Um diesen As-
pekt adäquat analysieren zu können, bietet sich ein theoretischer Zugang an im 
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Anschluss die Th eorie der Gabe (vgl. Mauss [1968]1990) an. Diese in Ausein-
andersetzung mit tribalen Kulturen entwickelten Perspektive zeigt, dass gerade 
in vormoderne Gesellschaft en Tauschbeziehungen in Form des wechselseitigen 
Austausches von Geschenken und Hilfeleistungen eingelassen sind, die auf der 
reziproken Verpfl ichtung zum Geben, Nehmen und Erwidern basieren und mit-
tels derer sich diese Gesellschaft en reproduzieren (vgl. Mauss [1968]1990: 17ff ; 
Adloff /Sigmund 2005: 218ff ). Wie insbesondere Bourdieu herausgestellt hat, 
besitzt dieses beziehungsstift ende Element des Gabentausches auch eine hohe 
Bedeutung für die symbolische Reproduktion der diesen Gesellschaft en inhä-
renten Herrschaft s- und Machtverhältnisse (vgl. Bourdieu 1987: 205ff ). Der 
wechselseitige Austausch von ökonomischen und kulturellen Gaben zwischen 
verschiedenen sozialen Gruppen bzw. Klassen markiert insofern keinesfalls ein 
rein altruistisches Verhalten, sondern vielmehr einen auf die Akkumulation 
symbolischen Kapitals ausgerichteten „Ehrenhandel“ (ebd. 180; 1998: 173), mit 
dem „Willkürverhältnisse in legitime, De-facto-Unterschiede in offi  ziell aner-
kannte Rangunterschiede“ (Bourdieu 1987: 229) umgewandelt werden sollen, 
deren Herrschaft scharakter somit eine Euphemisierung erfährt. 

Mit dieser theoretischen Perspektive lassen sich auch Austauschprozesse in mo-
dernen Gesellschaft en nach der Logik der Gabe untersuchen, wie sie sich insbeson-
dere in der Form privater bzw. zivilgesellschaft licher Wohltätigkeit wieder fi nden 
lassen (vgl. Adloff /Sigmund 2005: 211ff ). Neben diesen Phänomenen einer „gift  
economy“ (ebd. 211) kann auch der moderne Wohlfahrtsstaat als eine komplexe 
institutionalisierte Tauschbeziehung verstanden werden (vgl. Mauss [1968]1990: 
160); d.h. über wohlfahrtsstaatliche Arrangements fi nden (nach Prinzipien wie 
„Fürsorge gegen Macht“ oder „Leistung gegen Teilhabe“)11 organisierte Transfers 
zwischen verschiedenen gesellschaft lichen Gruppen statt, die auf diese Weise in 
ein institutionell reguliertes Verhältnis zueinander gesetzt, bzw. durch die damit 
verbundenen Verteilungen und Klassifi kationsakte geschaff en und reproduziert 
werden (vgl. Lessenich/Mau 2005: 262ff ). Dabei spielen sich diese statusgenerie-
renden wohlfahrtsstaatlichen „Tauschgeschäft e“ nicht alleine auf einer abstrakten 
Distributionsebene ab, sondern gerade auf der Ebene der Interaktion zwischen 
professionellen Berufs- oder freiwilligen Helfergruppen und ihren Adressaten.12

11  Zu diesen Prinzipien (vgl. Vester 2004; Gräser 2009). Lessenich und Mau verweisen 
auf den grundsätzlich historisch kontingenten Charakter dieser Tausch- bzw. Rezi-
prozitätsprinzipien (vgl. Lessenich/Mau 2005).

12  Zur emotionalen Dimension entsprechender „Mikropolitiken“ innerhalb sozialer 
Dienstleistungsorganisationen (vgl. Klatetzki 2010: 485; 488f).

Somit lässt sich auch Soziale Arbeit als ein klassenkonstitutives Feld verstehen, 
über welches Menschen sozial verortet und zueinander in Beziehung gesetzt wer-
den und über welches sich zugleich klassenbezogene Identitätspolitiken organisie-
ren lassen (vgl. Walkowitz 1999; Gräser 2009). Demnach müssen Sozialarbeiter, 
damit sie zu ihren Nutzern in ein Verhältnis treten können, diese sozial verorten, 
in dem sie diese als ihrer Hilfe bedürft ig einstufen. Diese soziale Platzierung 
legitimiert auf der einen Seite das Tätigwerden Sozialer Arbeit. Auf der anderen 
Seite trägt sie auch zur Reproduktion sozialer Grenzlinien bei und verdeutlicht 
ein zentrales Moment des Verhältnisses von Sozialer Arbeit zu Klasse: „Th e heart 
of social workers’ job as gatekeepers of public and private relief aid has always 
been patrolling the boundaries of class“ (Walkowitz 1999: 10). Zugleich lässt 
sich mit Blick auf die Soziale Arbeit betreibenden Personen feststellen, dass das 
durch Soziale Arbeit eröff nete Sozialverhältnis auch zu einem Ansatzpunkt für 
(Mikro)Politiken der Durchsetzung und Behauptung einer Mittelklasse-Identität 
werden kann. An dieser Stelle hat Gräser im Hinblick auf die bürgerliche Sozial-
reform verdeutlicht, dass der in der Pionierphase Sozialer Arbeit anvisierte „Brü-
ckenschlag“ zwischen den Klassen auch auf die Markierung und Reproduktion 
sozialer Abstände und die Konstituierung des Bürgertums als sozialer Klasse im 
Angesicht des „Anderen“ ausgerichtet war (vgl. Gräser 2009: 63ff ). Aber nicht 
nur die bürgerliche Philanthropie des späten 19. Jahrhunderts sondern auch die 
Professionalisierung Sozialer Arbeit lässt sich als Statuspolitik verstehen, als ein 
soziales Aufstiegsprojekt. An dieser Stelle stößt man nicht alleine auf entsprechen-
de Th esen von Fundamentalkritikern wie z.B. Luhmann, für den der prätentiöse 
Versuch der Professionalisierung von Sozialberufen nicht viel mehr darstellte 
als eine Auseinandersetzung „um Prestige und Gehaltsansprüche“ (Luhmann 
[1973]2005: 77). Vielmehr wird diese Auseinandersetzung, z.B. von Otto und 
Utermann, auch als„Kampf um Professionalisierung“ verstanden: als eine Form 
der Statuspolitik, die neben der Durchsetzung einer neuen Fachlichkeit auch auf 
„Statuserhöhung und Prestigezuwachs eine entsprechende soziale und ökonomische 
Niveauerhöhung“ (Otto/Utermann 1971: 11) ausgerichtet war. Letztlich bleibt 
jedoch der Bezug von Sozialer Arbeit zu Klasse auf der berufl ichen Ebene dop-
peldeutig: einerseits bietet professionelle Soziale Arbeit aufgrund ihres Ursprungs 
in einer bürgerlichen Standespfl icht und aufgrund des mit ihrer Professionalisie-
rung verbundenen kulturellen wie symbolischen Kapitals einen Ansatzpunkt für 
mittelschichtsbezogene Statuspolitiken. Andererseits stellt sie als Beruf auch eine 
Form der Lohnarbeit dar (vgl. Kunstreich 1975: 43; auch Walkowitz 1999), was 
darauf verweist, dass an dieser Stelle durchaus Spielräume für unterschiedliche 
Formen der Identitätspolitik bestehen. 
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Eine entscheidende Frage, die sich in infolge klassentheoretisch stellt, ist die, 
inwiefern die Soziale Arbeit betreibenden Personen den ihrem Kontakt zu ihren 
Adressaten inhärenten sozialen Abstand als Ankerpunkt von Strategien klas-
senbezogener Identitätspolitiken nutzen, oder ob sie versuchen, diesen Abstand 
einer kritischen Refl exion zuführen, und damit auch daran zu arbeiten, ihn zu 
überwinden. Diese historisch stets aufs Neue zu stellende Frage, ob Sozialarbei-
terinnen und Sozialarbeiter ihre Adressaten in ihren alltäglichen Klassifi kations- 
bzw. Klassenkämpfen (bewusst oder unbewusst) als „Alliierte“ oder als „Andere“ 
(vgl. Walkowitz 1999: 5) begreifen, aktualisiert derzeit. Zum einen bleibt auch 
die berufl iche Soziale Arbeit angesichts der Zunahme von befristeten Teilzeitbe-
schäft igung, befristeten Arbeitsverhältnissen, geringfügiger Beschäft igung und 
Scheinselbständigkeit sowie der Erosion tarifvertraglicher Strukturen (vgl. Maier/
Spatschek 2006: 28; Dahme/Wohlfahrt 2007: 27f; Engruber/Mergner 2007: 
14f; Züchner/Schilling 2010: 61, 65) von den eingangs beschriebenen Tendenzen 
sozialer Verwundbarkeit nicht verschont.13 Da es auch Teilen der professionellen 
sozialen Arbeit infolge deregulierter Arbeitsverhältnisse zusehends „an ihren wei-
ßen Kragen geht“ (Kronauer 2006: 27), stellt sich die Frage, wie die Infragestellung 
damit der eigene Zuordnung zur „Mitte“ seitens der Professionellen verarbeitet 
wird: durch einen Schulterschluss oder durch eine verstärkte Distinktion gegen-
über ihrer gesellschaft lich weitestgehend unterprivilegierten Adressatenschaft . 

Zugleich zeigt sich mit Blick auf die Perspektive der Bürgerrechte, dass im Zuge 
des Schleifens sozialer Rechte ein Ort geschaff en wurde, an der „bürgerschaft liche 
Sozialarbeit“ in Form der Elendsverwaltung durch Suppenküchen und Kleider-
kammern eine schwindelerregende Renaissance erlebt. (vgl. Lutz 2008; Selke 
2008). Es spricht einiges dafür, an dieser Stelle von der Etablierung einer neuen 
Mitleidsökonomie zu sprechen (vgl. Kessl/Wagner 2011).

Die mit der Nutzung entsprechender Angebote verbundene Sichtbarkeit des ei-
genen Abstiegs aufseiten der „Kundschaft “ kann nur allzu leicht, zu einer „Kulisse“ 
für Formen demonstrativen Helfens (vgl. Selke 2009: 280f ) werden, wobei gerade 
die Sichtbarmachung des eigenen Engagements eine potenziellen Quelle der Ak-
kumulation symbolischen Kapitals darstellt (vgl. Kessl/Wagner 2011), und damit 
zu einem Mittel der Distinktion, des symbolischen Ziehens von Klassengrenzen, 
wird. Somit gilt es in Zukunft  gerade auch den Formwandel kritisch zu beobach-
ten, den Soziale Arbeit im Zuge des Entstehens zivilgesellschaft licher Areale der 

13 Auf die ebenfalls relevanten Auswirkungen der Umstellung der akademischen Aus-
bildungen auf das System vom Bachelor- und Masterstudiengängen kann hier nicht 
näher eingegangen werden. 

Elendsverwaltung im Hinblick auf ihr „Arbeiten mit Klasse“ erlebt. Denn dort wird 
Soziale Arbeit relativ deutlich von einer widersprüchlichen Vermittlung zwischen 
bürgerlicher Gleichheit und kapitalistischer Ungleichheit zu einem Ort transfor-
miert, an dem Klassengrenzen und damit verbundene Verhältnisse zwischen den 
Soziale Arbeit betreibenden Personen und ihren Nutzern nicht überwunden oder 
eingehegt, sondern vielmehr markiert und legitimiert werden sollen. 

Fazit 

Im Rahmen der von der Erosion fordistischer Verteilungsprinzipien und här-
teren sozialen Verteilungskämpfen geprägten gesellschaft licher Entwicklungen 
sollte Soziale Arbeit in Zukunft  klassentheoretischen Fragestellungen wieder 
vermehrt Aufmerksamkeit schenken und sehr genau beobachten, inwiefern und 
auf welche Weise sich im Feld der Sozialen Arbeit Arenen alltäglichen Klassen-
kampfs oder Formen des Statushandels herausbilden. Um der eingangs hervor-
gehobenen Kontingenz von gesellschaft lichen Verteilungsmustern Rechnung 
tragen zu können, sollte sie dabei in ihrer Th eoriebildung neben einer Klassen-
perspektive auch die Perspektive der Bürgerrechte betonen. Zum einen deshalb, 
weil die zunehmende Bedeutung von „Klasse“ unmittelbar in ein Verhältnis zur 
Rücknahme universeller sozialer Bürgerrechte gestellt werden kann, und zum 
zweiten, weil sich über die demokratietheoretische Dimension Perspektiven – 
trotz aller gleichzeitig notwendigen Kritik – alternativer, auf gleiche Freiheit 
und Demokratie ausgerichteter Verteilungsprinzipien und damit auch der „Ge-
genwehr“ aufzeigen lassen. Insofern sollte es darum gehen, das Potenzial Sozialer 
Arbeit kritisch zu analysieren, unter den Bedingungen zunehmender klassen-
bedingter Ungleichheit, einen Beitrag zu leisten, Gleichheit im Bürgerstatus 
herzustellen, d.h. mit dafür Sorge zu tragen, dass Menschen die ihnen formal 
verliehenen sozialen, zivilen und vor allem politischen Rechte auch ausüben bzw. 
entsprechende Rechte erstreiten können. 
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Rezensionen

Kenntnisreicher Scharfsinn 
und methodische 

Selbstbeschränkung 

Ingo Elbe: Marx im Westen. Die neue 
Marx-Lektüre in der Bundesrepublik seit 
1965. Akademie Verlag, Reihe ‘Politische 
Ideen Band 21’, Berlin 2010 (2. Aufl age), 
643 Seiten, 69,80 Euro 

Nach der Implosion des „realexistieren-
den Sozialismus“ schien die Abwicklung 
des Marxismus als gegenwartsbezogene 
Th eorie mit Handlungsanbindung end-
gültig auf der Tagesordnung. In der staats-
offi  ziösen ML-Variante konnte er für das 
kläglich gescheiterte „totalitäre Experi-
ment“ verantwortlich gemacht werden. 
Er konnte zugleich aber auch mit Verweis 
auf den Rang der „eigentlichen“ Th eorie 
und deren inspirative Kraft  für die frühe 
deutsche Soziologie oder die Kritische 
Th eorie innerhalb einer Ideengeschichte 
der Moderne neutralisiert und historisiert 
werden. Deshalb war selbst nach 1989 die 
Edition der zweiten Marx-Engels-Ausgabe 
nie ernsthaft  gefährdet. Handelt es sich 
doch bei diesem editorischen Großpro-
jekt um ein papiernes Denkmal für einen 
weiteren „großen Denker“, der allgemein 
anerkannt ist und der zugleich im akade-
mischen Endlager zu verschwinden droht.

Umso überraschender, dass Marx seit 
etwa einem Jahrzehnt eine internatio-
nale Renaissance erfährt. Mit dem Rau-
schebart behauptet er, im Unterschied zu 
inzwischen vergilbten Pop-Größen, in 
der Medienöff entlichkeit einen Bekannt-
heitsgrad ohne Verfallsdatum. Mit dem 
Namen wird – wie vage auch immer – 
eine gewisse Programmatik verbunden. 

Er soll laut Umfragen der „wichtigste 
Philosoph des Jahrtausends“ sein. Man 
beruft  sich auch im Feuilleton gerne auf 
seine Kapitalismuskritik. Nicht nur in der 
Antiglobalisierungsbewegung wird die 
Aktualität seiner Kapitalismusanalyse be-
schworen. Die Aufl agen seines ökonomi-
schen Hauptwerks „Das Kapital. Kritik 
der politischen Ökonomie“ steigen wie-
der. Eine Fülle von Forschungsbeiträgen 
und „Einführungen“ zeigt: Man will ihn 
auch verstehen. 

Allerdings leidet für Kenner der Marx-
schen Th eorie, die sich wie Ingo Elbe „um 
wissenschaft liche Seriösität bemühten 
Kreisen“ zugehörig fühlen, die Marx-Re-
naissance unter „Verkürzungen und ober-
fl ächlichen Anleihen“ (8). Das erklärt er 
mit Leseversäumnissen, mit der Ignoranz 
gegenüber der „neuen Marx-Lektüre“. 
Das soll sich ändern. Seine von der Rosa 
Luxemburg-Stift ung geförderte Promoti-
onsschrift  will deren „innovatives und in 
der marxistischen Tradition einzigartiges 
Deutungsangebot der Marxschen Schrif-
ten“ (587) in Erinnerung bringen, kritisch 
aufarbeiten, und dies im Kontrast mit den 
kognitiven Defi zite anderer Lesarten. 

Elbes Kritik richtet sich vorrangig 
gegen den „Traditionsmarxismus“. Den 
fertigt Elbe als Geschichte einer dauerhaf-
ten Fehlinterpretation ab. Das geht nicht 
ohne Vereinfachungen ab, wie der Blick 
auf die heterogene Schar seiner Th eoreti-
kerInnen zeigt: Engels, Kautsky, Lafargue, 
Mehring, Bebel, Plechanow, aber auch 
Jüngere wie Lenin, Trotzki, Luxemburg, 
Bucharin, M. Adler oder Hilferding. De-
ren prominenter Referenztext soll Engels 
„Anti-Dühring“ gewesen sein. Den „Tra-
ditionsmarxisten“ wird vorgeworfen, sie 
machten aus der Marxschen Th eorie eine 
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geschlossene proletarische Weltanschau-
ung und geschichtsphilosophische Lehre 
von Natur und Geschichte. Etwas besser 
kommt die andere Lesart weg, wenn-
gleich auch der Westliche Marxismus 
der historizistischen bzw. empiristischen 
Interpretation der Marxschen Formana-
lyse kapitalistischer Vergesellschaft ung 
verhaft et bleibe, während die neue Marx-
Lektüre die Ökonomiekritik zutreff end 
als „logisch-systematische“ ausweise. Zu 
den prominenten Vertretern des Westli-
chen Marxismus zählen Lukács, Korsch, 
Lefebvre, die Frankfurter Schule, die 
jugoslawische Praxis-Gruppe, die Buda-
pester Schule, Kofl er und Sartre. Deren 
Referenztexte sollen vorrangig die „Th e-
sen über Feuerbach“, die „Ökonomisch-
philosophischen Manuskripte“ oder 
„Die Deutsche Ideologie“ bilden. Dieses 
humanistische Frühwerk markiere den 
Ausgangspunkt für die Deutung des „szi-
entistischen Spätwerks“ [sic, 29] und für 
eine kritisch-revolutionäre Th eorie gesell-
schaft licher Praxis.

Demgegenüber will Elbe die Bedeutung 
der „neuen Marx-Lektüre“ mit ihrer „Re-
konstruktion der Kritik der politischen 
Ökonomie und ihrer staats- wie revolu-
tionstheoretischen Implikationen“ (32) 
herausstellen. Als „Vorreiter“ [sic] gelten 
Rubin, Paschukanis und Rancière, als die 
eigentlichen Vertreter Backhaus, Reichelt, 
D. Wolf, Kittsteiner. Durch sie seien, kei-
neswegs gleichzeitig, drei Th emenfelder 
erschlossen worden. Den Anfang bildete 
die mit Hans-Georg Backhaus’ Referat 
zur „Dialektik der Wertform“ (1965/69) 
einsetzende werttheoretische Debatte; 
es folgten die mit Christel Neusüß’ und 
Wolfgang Müllers Aufsatz zur Sozial-

staatsillusion (1970) einsetzende Ausein-
andersetzung um die Formtheorie des 
Staates und schließlich, Ende der 70er 
Jahre, die von Wolfgang Pohrt und Stefan 
Breuer initiierte Absage an die obsolete 
Revolutionstheorie, an den „Arbeiter-
bewegungsmarxismus“ und jegliche Ge-
schichtsphilosophie.

Kennzeichnend für den Denkstil der 
neuen Marx-Lektüre und ihren innova-
tiven Anspruch ist nach Elbe der Rekurs 
auf die Wertformanalyse. Wert als „kris-
tallisierte gesellschaft liche Arbeit“ fun-
giert bekanntlich als ein Zentralbegriff  
der Marxschen Ökonomiekritik. Das 
gilt nicht nur für die Arbeitswerttheorie, 
sondern auch für die Ausbeutungs-, Klas-
sen-, Zyklen- und Krisentheorie. Darüber 
hinaus insistiert dieser Denkstil auf der 
Relevanz der „Form“ des Wertes. Da-
mit beschäft igt sich Marx zu Beginn des 
Kapitals: die Form des Wertes kann von 
der notwendigen Arbeit als Substanz des 
Wertes über den Tauschwert in die Geld- 
und Kapitalform bis zum zinstragenden 
Kapital wechseln. Freilich müsse in der je-
weiligen Erscheinung, das ist die Aufgabe 
der theoretischen Arbeit, der Wert wieder 
erkennbar sein, um die Enthüllung des 
inneren Zusammenhangs der kapitalisti-
schen Produktionsweise als sich verwer-
tender Wert zu leisten. Daran knüpft  die 
neue Marx-Lektüre an. Für sie bildet nicht 
die Mehrwerttheorie, sondern die Form-
theorie der Arbeit das Unterscheidungs-
merkmal gegenüber Smith und Ricardo. 
So beginne das „Kapital“ auch nicht, wie 
Elbe unter Berufung auf M. Heinrich 
hervorhebt, mit der „Ware überhaupt“, 
sondern mit der Ware als „gesellschaft -
liche Form der Arbeitsproduktes“ (212). 
Es gehe Marx darum, die gesellschaft liche 

Form der Arbeit, die in der Ware als nur 
in privat-arbeitsteiligen Produktionsver-
hältnissen existierendem Arbeitsprodukt 
zu Geltung kommt, zu entziff ern.

Weil der politische und ökonomische 
Formbegriff  das Paradigma der neuen 
Marx-Lektüre ausmacht, stellt ihn Elbe 
ins Zentrum der drei Kapitel seiner Studie: 
„1. Werttheoretische Grundlagenrefl exio-
nen“ (Rekonstruktion der Einleitungska-
pitel des „Kapitals“, Zusammenhang von 
Arbeit, Warenwert und Geld), „2. Staats-
ableitung“ (keine konkreten politischen 
Fragestellungen, stattdessen der systema-
tische Zusammenhang von Zwangsge-
walt, Kapital, Klassenverhältnissen und 
politischer Demokratie), „3. Die Krise 
der Revolutionstheorie“ (Dilemma des 
Arbeiterbewegungsmarxismus, die ver-
lorenen Ansatzpunkte einer Revolution: 
Gebrauchswert, Vollendungslogik, Klas-
senbewusstsein).

„Marx im Westen“ meint keine klassi-
sche Schule, sondern eher einen „Denk-
stil“ (Ludwik Fleck) ohne homogenes 
„Denkkollektiv“. Elbes Studie bilanziert, 
mehr identifi katorisch als emphatisch, mit 
kenntnisreichem Scharfsinn die Entwürfe 
einer akademisch randständigen und 
szientifi sch-praxifernen Marxlektüre mit 
Überbietungsanspruch. Dieser Habitus 
ist auch für den Autor charakteristisch. 
Seine mikrophilologische Genauigkeit 
schärft  den Blick für Fehlinterpretatio-
nen (etwa für die handlungstheoretische 
Aufl ösung der Materialität des Staates 
oder der Ökonomie bei A. Demirovic, 
415). Zugleich kann die Mikrophilologie 
den Anspruch auf eine innovative Marx-
Rekonstruktion nicht einlösen, verfehlt 
sie doch die für Genesis und Geltung des 
Marschen Denkens charakteristische 

Relation von Th eorie, Popularisierung, 
individueller Motivierung und Klassen-
kampf. Elbe beschränkt sich bewusst auf 
eine theorieimmanente Kritik. Bemessen 
am methodischen Standard der Wissens- 
und Wissenschaft ssoziologie wirkt sein 
Vorgehen seltsam altfränkisch. So legitim 
die Konzentration auf die Th eorie auch 
ist, so unangemessen ist sie als Explanan-
dum ohne Explanans. Das gilt besonders 
für die Marxsche Th eorie, deren Verwis-
senschaft lichung des Sozialen aus der 
Praxis (das ist werkbiographisch evident) 
entsteht und die auf die Praxis (man lese 
das „Nachwort zur zweiten Aufl age“ zum 
„Kapital“) bezogen bleibt. Von daher auch 
die Mehrfachadressierungen bei Marx: 
das sperrige Hauptwerk und die populari-
sierenden Stellungsnahmen. 

Auch hier gibt es einen Zusammen-
hang zwischen dem Autor und seinem 
Gegenstand. Elbes Verfahren einer „nur 
theoretischen“ Immanenz subordiniert 
sich dem Verfahren der neuen restrin-
gierten Marx-Lektüre, deren Insistieren 
auf die Wertformanalyse der „Gedanken-
totalität“ des Marxschen Werk, die ja in 
der Verarbeitung von Anschauung und 
Vorstellung im Begriff  gründet, verkennt. 
Seine „Kritik der politischen Ökonomie“ 
arbeitet sich nicht nur an der politischen 
Ökonomie und ihren Klassikern ab. In sie 
gehen unterschiedliche Diskurse, Quel-
len, Stile und Deutungsmuster ein. Sie ist 
nicht „szientistisch“ beruhigt. Von daher 
ihre Polemik, ihre illokutive Stärke: die 
Anprangerung der Ausbeutungsverhäl-
nisse. Sicher Marx geht nicht von dem 
Menschen aus, sondern von der „ökono-
misch gegebenen Gesellschaft speriode“. 
Auf die desanthropomorphisierende 
Kälte seiner Th eorie ist oft  hingewiesen 
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worden. Überlesen wird aber häufi g: Ge-
rade in den ökonomischen Hauptschrif-
ten wirkt die Vorstellung von der Eman-
zipation des Einzelnen und der Gattung 
theoriekonstitutiv. Auch hier fi nden wir 
– an die Entwicklung der Produktiv-
kräft e zurück gebunden – geschichtsthe-
oretische Verlaufsannahmen von großer 
motivationaler Attraktivität. Nur wer ge-
sellschaft lich etwas will, sieht etwas, und 
nur wer etwas sieht, kann gesellschaft lich 
etwas durchsetzen. Die „Kritik der poli-
tischen Ökonomie“ analysiert die struk-
turelle Determination der Individuen 
innerhalb der kapitalistischen Produkti-
onsverhältnisse. Sie kann diesen Nachweis 
erbringen, indem sie die Individuen unter-
schiedlich bestimmt. Die Verkäufer der 
Ware Arbeitskraft  sind Strukturelemente 
des Systems, sie werden zugleich als Indi-
viduen gedacht, deren Lebensansprüche 
im Widerspruch gegen das System stehen. 
Dazu zählt nicht nur das materialistische 
Selbsterhaltungstheorem, sondern auch 
die Vorstellung vom „ganzen Menschen“. 
Bei Marx gibt es ein „Spannungsverhält-
nis von Idealität und Realität“ als axioma-
tische Grundlage der Kritik. Freilich wer-
den Verelendung und Entfremdung nicht 
moralisierend beklagt, sondern als not-
wendige Resultate einer kapitalistischen 
Produktionsweise begriff en, deren Pro-
duktivkraft entfaltung materielle Produk-
tionsbedingungen herstellt, „welche allein 
die reale Basis einer höheren Gesellschaft s-
form bilden können, deren Grundprinzip 

[!, G.B.] die volle und freie Entwicklung 
jedes Individuums ist“ (MEW 23, 618). 
Diese Verbindung von wissenschaft licher 
Analyse, Emanzipationsansprüchen und 
geschichtlichen Möglichkeiten macht ein 
Alleinstellungsmerkmal der Marxschen 
Th eorie aus. Darin gründet, und das ver-
kennen die Protagonisten der neuen Marx-
Lektüre wie auch ihr Th eoriebeobachter, 
ihre motivationale Attraktivität. Deshalb 
kann sie, popularisiert und inderdiskur-
siv proliferiert, als Gedankentotalität mit 
Wahrheitsanspruch praktisch werden. 

„Marx im Westen“ ist keine konstella-
tionsanalytisch fundierte Geschichte der 
Marxrezeption in der Bundesrepublik. 
Aber die Studie bietet doch mit ihren the-
oriegeschichtlichen Rückverweisen und 
ihrer Kritik am „Traditionsmarxismus“ 
wie am „Westlichen Marxismus“ mehr 
als die Spezialgeschichte eines Denkstils. 
Die Studie entfaltet auch keine neue Ge-
samtinterpretation des Marxschen Werks. 
Sie bilanziert aber mikrophilologisch ge-
nau auf drei Th emenfeldern die Debatten 
und Interpretationen der neuen Marx-
Lektüre. – Bei einem Autor mit solch 
kenntnisreichem Scharfsinn ist freilich 
seine methodische Selbstbeschränkung zu 
bedauern.

Georg Bollenbeck 
(*10. Dezember 1947 in Brühl; 
† 2. Oktober 2010)
Universität Siegen
D-57068 Siegen
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Kindheitsforschung heute

Jens Qvortrup, William A. Corsaro, 
Michael-Sebastian Honig (eds.): Th e Pal-
grave Handbook of Childhood Studies, 
Palgrave Macmillian 2009, 452 Seiten, 
£95.00 

Dieses Buch präsentiert einen umfas-
senden Beitrag zu neueren sozialwissen-
schaft lichen Perspektiven im Bereich 
Kindheit und Kinderleben – hierbei geht 
es insbesondere um die Bedingungen, in 
denen Kinder in modernen Gesellschaf-
ten aufwachsen. Das Buch ist in sechs the-
matisch übergeordnete Kapitel unterteilt. 
Im ersten Teil werden einleitend Studien 
vorgestellt, die das Leben von Kindern aus 
einer strukturellen Perspektive betrach-
ten; darunter ein Beitrag zu Forschungs-
methoden zu Kindheit und Kindern. Der 
zweite Abschnitt befasst sich mit histori-
schen und sozioökonomischen Analysen 
von Kindheit. H. Hendrick zeigt etwa in 
seinem Beitrag die Entwicklung von Ar-
mut, Schulausbildung, Religion und Kin-
derarbeit in Westeuropa im Zeitraum von 
1400 bis 1750. Der dritte Teil des Buches 
führt in das theoretische Verständnis von 
Kindheit als Generationskonzept ein, in 
dem sowohl Kindheit als auch Erwach-
senenleben als strukturelle Elemente in 
einer interaktiven Beziehung analysiert 
werden können und zur gleichen Zeit 
Kindheit als ein besonderer sozialer Status 
gesehen wird. Im dritten Abschnitt wird, 
u.a. von Alanen, der Hintergrund für 
diese theoretische Perspektive, unter Be-
zug auf frühere Studien zur Generations-
forschung, dargestellt. Explizit zu nennen 
ist Mannheims Ansatz zur Bedeutung von 

(Generations-)Beziehungen. Wie Alanen 
in ihrem Aufsatz präzisiert, bewirkt die 
Generationenperspektive auf Kinder und 
Kindheit, dass Kindheit als ein Teil des 
Gesellschaft ssystems, auf einer Linie mit 
z.B. dem Erwachsenenleben oder dem 
Alter, verstanden und analysiert werden 
kann. Alanen zeigt, dass Kindheit sich 
somit auf diese anderen Lebensabschnitte 
bezieht und damit verbunden ist. 

Die folgenden beiden Kapitel (4 und 5) 
des Buches enthalten eine große und breit 
gefächerte Anzahl an Beispielen für das in 
dieser sozialwissenschaft lichen Perspektive 
enthaltene spezifi sche Wissen. Diese Ka-
pitel befassen sich mit unterschiedlichen 
Aspekten bzw. Bedingungen von Kind-
heit, wie z.B. Kinder als Konsumenten, 
Kinder und Freizeit, Kinder und Freund-
schaft , Kinder und Fernsehen usw. Brown 
Rosier beschäft igt sich in ihrem Aufsatz 
mit „Kinder als Problem, Probleme von 
Kindern“ und gibt eine eingehende Präzi-
sierung der genauen Bedeutung der ana-
lytischen Perspektivierung von Kindheit 
aus einer intergenerationalen Perspektive, 
indem sie aufzeigt, dass das Verhalten von 
Kindern als problematisch aufgefasst wer-
den kann, weil Kinder die Struktur und 
Ordnung des Erwachsenenlebens stören. 
Ebenfalls diskutiert wird das Verhalten 
von Kindern und Jugendlichen als störend, 
weil die Erwachsenen die Tendenz haben, 
„schlechtes“ Benehmen, Teenagerschwan-
gerschaft en, (Drogen)-Missbrauch und 
Kriminalität als etwas anzusehen, für dass 
die Jugendlichen selbst die Verantwortung 
tragen, anstatt diese Problemstellungen in 
einem größeren gesellschaft lichen Zusam-
menhang zu analysieren: „When adults see 
negative behaviours like teenage runaways, 
teen pregnancy, drug use, truancy and 
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more serious juvenile crime as due prima-
rily to the irresponsibility of youth them-
selves, they blame the victims of larger sys-
temic failures like racism, sexism, poverty 
and extreme consumerism“ (Brown Rosier, 
S. 261).

Das letzte Kapitel des Buchs ist reser-
viert für Ausblicke auf Kinderrechte und 
die politische Rahmung von Kindheit 
und Kinderleben, sowohl den Diensten 
der Kinder- und Jugendhilfe als auch den 
sozialpolitischen Diensten. Hier muss 
insbesondere der Artikel von Bühler-
Niederberger und Sünker hervorgehoben 
werden, der eine Reihe von Charakteris-
tika aufzeigt, durch die Kindheit mit Kin-
derfürsorge und Sozialdiensten verknüpft  
ist. Erstens werden die Probleme von Kin-
dern häufi g getrennt vom Kind analysiert. 
Häufi g in Abwesenheit von realistischen 
Zugängen zum zu analysierenden Problem 
des Kindes und meist in einem eher mo-
ralischen Verständnis von Kindern und 
Kindheit, indem Kinder und Jugendliche 
entweder als unschuldige Wesen oder als 
„böse“ bewertet werden. Die Aktionen der 
Sozialdienste richten sich gegen Kinder 
und Jugendliche, ungeachtet dessen, ob 
diese als sozial gefährdet bzw. gefährlich 
bewertet wurden oder nicht. Alle wer-
den durch das soziale Wohlfahrtssystem 
gleich behandelt, was dazu führen kann, 
dass Kinder nach dem Erwachsenenstraf-
rechtssystem behandelt werden und auch 
ins Gefängnis kommen können. Zwei-
tens kann im sozialen System, trotz der 
Schwierigkeiten in denen sich Kinder und 
Jugendliche befi nden, eine anhaltende 
Abneigung gegen die Verwendung von 
Geld für die Verbesserung der Lebensver-
hältnisse und -bedingungen von Kindern 
und Jugendlichen festgestellt werden. 

Einerseits können die Kapitel des Bu-
ches als eigenständige Abschnitte über die 
unterschiedlichen Aspekte von Kinder-
leben und Kindheit, z.B. die Bedeutung 
des Fernsehens in der Kindheit, Kinder 
als Konsumenten usw. gelesen werden. 
Andererseits kann das Buch als Grundla-
genbuch verwendet werden, das auf um-
fassende Weise in die unterschiedlichen, 
neueren theoretischen Strömungen sozial-
wissenschaft licher Studien über Kindheit, 
die das Verständnis und die Analyse von 
den Aufwachsbedingungen von Kindern 
bedingen und veränder(t)en, einführt. In 
diesem Denken wird eine strukturell be-
dingte Perspektive zum Verständnis von 
Kindheit angelegt, im Gegensatz zur Be-
trachtung von Kindheit – aus einer histo-
rischen Perspektive – in einer überwiegen-
den Psychologisierung von Kindern und 
Kindheit. Besonders der erste Abschnitt 
des Buches (Qvortrup, James, Woodhead, 
Honig, Lange und Mierendorff ), dem 
neuere kindheitssoziologische Forschun-
gen zu Grunde liegen, präzisiert das theo-
retische Verständnis und ist besonders ge-
eignet als theoretische Einführung in den 
makrosoziologischen Zugang zu Kind-
heit. Diese makrosoziologischen Studien 
über Kindheit und Kinderleben tragen 
zu einem beträchtlichen neuen Wissen 
über Kinder und Kindheit bei und eröff -
nen einen strukturell-generationalen Zu-
gang für weitere sozialwissenschaft liche 
Studien über Kindheit. In der modernen 
Gesellschaft  existiert ein System der sozi-
alen Ordnung, das ganz spezifi sch Kind-
heit als eine soziale Kategorie defi niert, 
bestimmt, wovon Kinderleben handelt 
und wie es gelebt wird und das damit ein 
Verständnis vom Kind als (selbst) aktivem 
Gestalter von Kinderleben, das Beziehun-

gen zu anderen eingeht, eröff net. Mit die-
ser strukturell-generationalen Perspektive 
vermittelt sind, weiterhin noch relativ 
unerforscht, empirische Untersuchungen, 
die dem Kinderleben aus einer mikroso-
ziologischen Perspektive nahe kommen, 
zu fordern. Forschungen also, die genau 
daran mitwirken zu präzisieren, wie und 
auf welche Art und Weise Kindheit erlebt 
und gelebt wird und sich entwickelt. Da-
ran anschließend gibt eine Reihe bedeut-
samer Th emen zum Leben von Kindern, 
auf die zu fokussieren äußerst relevant 
sein könnte, insbesondere Forschungen, 
die mit den strukturellen Bedingungen 
von Chancenungleichheit verknüpft  sind, 
also zu sozial benachteiligten Kindern 
und Jugendlichen. Es könnte sehr interes-
sant sein, die Forschungen auf diesem Ge-

biet (weiter) zu entwickeln, da genau die 
Gruppe der sozial benachteiligten Kinder 
und Jugendlichen häufi g durch einen For-
schungsansatz erforscht wird, der traditi-
onell eine dominierende Erklärungskraft  
innerhalb der Entwicklungs- und der 
klinischen Psychologie hat, in dem das 
Verhalten von Kindern und Jugendlichen 
individualistisch erklärt wird, so dass dies 
das Risiko beinhaltet, strukturelle gesell-
schaft liche Ursachen und Bedingungen zu 
verschleiern.

Kirsten Elisa Petersen 
Aarhus University
Department of Education
Tuborgvej 164
2400 København NV
Denmark


